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(Beginn um 10 Uhr.) 

Präsident Pfoch: Die 34. Sitzung des Wiener 
Landtages ist eröffnet. 

Entschuldigt sind die Abgeordneten Alram, 
Dkfm. Dr. Ebert, Emerling, Dr. Marilies Flemming, 
Haubenburger, Rosa Heinz, Ing. Hofstetter, Erika 
Krenn, Prof. Dipl.-Vw. Karoline Pluskal, Rosenber­
ger, Seeböck, Dipl.-Ing. DDr. Strunz und Gabrielle 
Traxler. 

Wir kommen zur Fragestunde. 

(In der Frag e s tun d e werden von Präsident 
Pf o c h die folgenden Anfragen zur Beantwortung 
aufgerufen: 

1. Anfrage (Pr.Z. 1081/LM/83) Abg. Mag. Kauer 
an den L a n d e s h a u p t m a n n : 

Sind Sie bereit, zu veranlassen, daß eine Novelle 
zur Wiener Stadtverfassung ausgearbeitet und dem 
Landtag zur Beschlußfassung vorgelegt wird, durch 
die die Bürgerrechte in Wien ausgebaut und erwei­
tert werden? 

2. Anfrage (Pr.Z. 1082/LM/83) Abg. Dr. Peter 
M a y r an den L an d e s h a u p t m a n n : 

Stimmt es, daß der Stadtschulrat für Wien den 
Schulversuch „Integrierte, Gesamtschule" trotz 
Beendigung dieses Schulversuches durch die Be­
schlußfassung der 7. SCHOG-Novelle an den Schu­
len, 22, Polgarstraße, und 23, Anton-Krieger-Gasse, 
weiterzuführen gedenkt? _ 

3. Anfrage (Pr.Z. 1050/LM/82) Abg. Ing. R i e d l e r 
an den amtsführenden Stadtrat der Geschäfts­
gruppe Ku l tu r u n d B ü r g e r d i e n s t: 

Halten Sie angesichts des Beispiels, 5, Margare­
tenstraße 88, einem Privathaus, welches sich in 
einer Schutzzone befindet und trotzdem vom Ab­
bruch bedroht ist, die gesetzlichen Regelungen zum 
Schutz von erhaltenswerten, das Stadtbild bestim­
menden Bauten für ausreichend? 

4. Anfrage (Pr.Z. 1076/LM/83) Abg. Kopfe n -
s t e i n e r an den amtsführenden Stadtrat der Ge­
schäftsgruppe S t a d t p l a n u n g : 

Wie weit ist die generelle Planung der Bundes­
straßen auf Wiener Stadtgebiet gediehen? 

5. Anfrage (Pr.Z. 1079/LM/83) Abg. Ku c h a r an 
den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe 
Personal- und Rechtsangelegenhei­
ten: 

Welche gesetzlichen Maßnahmen halten Sie für 
erforderlich, um den immer mehr um sich greifen­
den Mietzinswucher für Schlafstellen und Unter­
mietzimmer wirksamer als bisher bekämpfen zu 
können? 

6. Anfrage (Pr.Z. 1083/LM/83) Abg. Dr. Go l l er 
an den amtsführenden Stadtrat der Geschäfts­
gruppe P e r s o n a l - u n d R e c h t s a n g e l e -
genheiten: 

Warum wurde trotz Vorliegen eines entspre­
chenden Gesetzentwurfes der Wiener ÖVP seit dem 
März 1982 die Frage der Auswüchse der Wohnungs­
prostitution in Wien bisher noch.immer nicht zu­
friedenstellend geregelt? 

7. Anfrage (Pr.Z. 1035/LM/82) Abg. Br o s c h an 
den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe 
Wohnen und Stadterneuerung: 

Wie viele Förderungen aufgrund der sogenann­
ten Stadterneuerungsmilliarde wurden bereits vor­
genommen? 

8. Anfrage (Pr.Z. 1036/LM/82) Abg. Ga w l i k an 
den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe 
Wohnen und Stadterneuerung: 

Welche Maßnahmen gibt es für Behinderte bei 
der Wohnbauförderung? 

9. Anfrage (Pr.Z. 1086/LM/83) Abg: Ha h n an den 
amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe 
Wohnen und Stadterneuerung: 

Wie ist der Stand der Wohnbauförderungsson­
derrücklage per 31. Jänner 1983?) 

Präsident Pfoch: Die 1. Anfrage hat Herr Abg. 
Mag. Kauer an den Herrn Landeshauptmann ge­
richtet. Ich bitte den Herrn Landeshauptmann, 
diese Anfrage beantworten zu wollen. 

Landeshauptmann Gratz: Sehr geehrter Herr 
Landtagsabgeordneter! Ich möchte eine langgeübte 
Praxis fortführen, unmittelbar vor Wahlen in bezug 
auf Änderung der Verfassung keine Absichtserklä­
rungen der Verwaltung abzugeben. Ich halte es für 
angezeigt, daß in einem solchen Fall über mögliche 
Änderungen der Verfassung vom neugewählten 
Landtag die Initiativen ausgehen. 

Präsident Pfoch: Wird eine Zusatzfrage erbeten? 
- Bitte sehr, Herr Abgeordneter. 

Abg. Mag. Kauer: Wie vereinbaren Sie diese 
langgeübte Praxis mit Ihren Ä1:1:ßerungen im April 
und Juli 1979, wo Sie sehr wohl Außerungen zur Re­
form des Wahlrechtes abgegeben haben? 

Präsident Pfoch: Herr Landeshauptmann. 
Landeshauptmann Gratz: Sie haben vielleicht 

einen besseren Zugriff zum Archiv. Ich pflege 
meine eigenen Reden nicht immer nachzulesen. 
(Abg. Hahn: Aber!) Herr Präsident Hahn! Ich darf 
Sie leider nicht direkt anreden. Ich wollte damit nur 
sagen, daß ich meine Zeit nicht damit verbringe, die 
eigenen Reden ununterbrochen wieder nachzule­
sen. 

Aber ich gehe schon auf die Materie selbst ein. 
Ich kann Ihr Zitat in bezug auf das Jahr 1979 daher 
jetzt nicht aus dem Handgelenk beantworten. 

Aber ernsthaft bin ich doch der Meinung - ich 
habe das auch damals gesagt, weil ich das immer 
gesagt habe - , daß Änderungen der Verfassung 
meiner Ansicht nach vor allem von den Fraktionen 
des Landtages beraten werden sollen, daß die Initia­
tiven von dort ausgehen sollen, besonders wenn es 
tim die Frage mehr demokratischer Rechte geht. 
Denn Demokratisierung durch Oktroi der Verwal­
tung - wenn ich das vereinfacht ausdrücken darf 
- ist sicher nicht der richtige Weg. 
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Präsident Pfoch: Herr Abg. Mag. Kauer wünscht 
eine zweite Zusatzfrage zu stellen. Bitte sehr. 

Abg. Mag. Kauer: Nun soll ja doch der Bürger 
die Katze nicht im Sack kaufen. Daher würde ich 
Sie gerne.fragen, was Sie sich - bzw. Ihre Fraktion 
- in bezug auf den Ausbau der direkten Demokra­
tie für mehr Bürgernähe und verstärkte Kontrolle 
im Hinblick auf eine Verfassungsreform vorstellen 
können, weil ja unsere Vorschläge seit dem 28. Jän­
ner, wo sie hier eingebracht wurden, auf dem Tisch 
liegen und von Ihnen abgelehnt worden sind. 

Präsident Pfoch: Herr Landeshauptmann. 
Landeshauptmann Gratz: Sehr geehrter Herr 

Landtagsabgeordneter! Ich stehe hier nicht als 
Sprecher einer Fraktion, sondern als Landeshaupt­
mann und damit, wenn Sie wollen, als Chef der Lan­
desverwaltung. 

Ich bin überzeugt, daß im kommenden Wahl­
kampf die Fraktionen ihre Vorstellungen zur Ver­
fassung sehr eindeutig vor den Wählern darlegen 
werden. 

Präsident Pfoch: Ich danke. 
Zur 2. Anfrage, die Herr Abg. Dr. Peter Mayr ge­

stellt hat, bitte ich gleichfalls den Herrn Landes­
hauptmann um Stellungnahme. 

Landeshauptmann Gratz: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Der Schulversuch „Integrierte Ge­
samtschule" im Sinne des Art. 2 § 4 der 4. Schulorgani­
sationsgesetz-Novelle wird im Bereich des Stadt­
schulrates für Wien entsprechend den Bestimmun­
gen der 7. Schulorganisationsgesetz-Novelle ab dem 
Schuljahr 1984/85 auslaufend geführt. Im Schuljahr 
1985/86 werden daher keine neuen Versuchsklassen 
dieses Schulversuchs eingerichtet werden. 

Präsident Pfoch: Ich danke. Eine Zusatzfrage. 
Bitte, Herr Abg. Dr. Mayr. 

Abg. Dr. Peter Mayr: Herr Landeshauptmann! 
Was hindert die Schulverwaltung, in den beiden 
Schulen im 23. Bezirk und im 22. Bezirk eine AHS 
in Langform einzurichten? 

Präsident Pfoch: Herr Landeshauptmann. 
Landeshauptmann Gratz: Der Stadtschulrat für 

Wien beabsichtigt, an diesen beiden genannten 
Schulen, aber auch an einigen weiteren Schulen des 
Mittelstufenbereiches neue Schulversuche im 
Sinne der Bestimmungen des Art. 4 der 7. Schulor­
ganisationsgesetz-Novelle zur Entwicklung neuer 
Lehrplaninhalte sowie zur Verbesserung didakti­
scher und methodischer Arbeitsformen, insbeson­
dere sozialer Arbeitsformen, als Schulversuche zur 
inneren Schulreform durchzuführen. An der Ent­
wicklung entsprechender Schulversuchsmodelle 
wird bereits gearb.eitet. 

Präsident Pfoch: Eine zweite Zusatzfrage? Bitte 
sehr. 

Abg. Dr. Peter Mayr: Herr Landeshauptmann! In 
der schriftlichen Beantwortung einer ähnlichen 
Frage vor wenigen Wochen haben Sie durchblicken 
lassen, daß bei Beachtung der Infrastruktur im 
23. und im 22. Bezirk doch von seiten der Schulver­
waltung dieser Schultyp erwogen we~den könnte. 

Nun wissen wir, daß dort nach wie vor große Wohn­
bauten geplant sind und daß der Bau einer Schule 
von der Planung bis zur Fertigstellung erhebliche 
Zeit in Anspruch nimmt. 

Wieweit sehen Sie eine Möglichkeit, daß man 
das rasch aufgreift? 

Präsident Pfoch: Herr Landeshauptmann. 
Landeshauptmann Gratz: Der Stadtschulrat für 

Wien als Schulverwaltung des Bundes für den Be­
reich des Landes Wien ist in dieser Frage in Ver­
handlungen mit dem Bundesministerium für Unter­
richt und Kunst, weil ja auch im Bereich des Stadt­
schulrates klar ist, daß in so bevölkerungsreichen 
Bezirken zeitgerecht für die Schüler Vorsorge ge­
troffen werden muß. 

Präsident Pfoch: Ich danke. Damit ist die 2. An­
frage ebenfalls beantwortet. 

Die 3. Anfrage hat Herr Abg. Ing. Riedler an den 
Herrn amtsführenden Stadtrat für Kultur und Bür­
gerdienst gerichtet. Ich bitte, sie gleichfalls in Be­
handlung zu ziehen. 

Amtsführender Stadtrat Dr. Zilk: Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Herr Abgeordneter! Ich bin für diese Frage außeror­
dentlich dankbar. Sie ist im besonderen Maße so­
wohl hinsichtlich des konkreten Objektes. als auch 
der grundsätzlichen Fragestellung außerordentlich 
aktuell. 

Man muß sich - und Sie gestatten mir, Herr Ab­
geordneter, daß ich hier mit einigen Sätzen aushole 
- den Tatbestand einmal vor Augen führen. Es is~ 
das Musterbeispiel einer zynischen Devastierung 
eines Hauses in der Schutzzone, eines absolut ein­
deutigen Falles von Spekulation auf Abbruch. Ich 
formuliere bewußt so, da ich ja nicht unter Immuni­
tätsschutz stehe. Sie können aber auch, wenn Sie 
wollen, das Wortbild umgekehrt zusammensetzen, 
dann ist es in seiner Bedeutung vielleicht noch kla­
rer, als es in dieser Formulierung sein mag. 

Es handelt sich um das Haus Margaretenstraße 
Nr. 88. Sein Besitzer, Herr Huber, hat im Jahre 1974 
außerordentlich ehrgeizige und große Pläne entwik­
kelt. Es sollte dort mitten im Wohngebiet eine Art 
Autobahnkopfstation mit Helikopterlandeplatz ent­
stehen. Unter diesem Gesichtspunkt wurde eine 
Reihe von Mietern in ihren Mietverhältnissen au~ 
ßerordentlich negativ beeinträchtigt. Ich komme 
darauf noch zurück. 

Es wurde dann der hintere Hoftrakt mit einem 
Kostenaufwand von 350.000 S instand gesetzt. 

Im Jahre 1975 ist dann dieses Objekt durch die 
Initiative des Bezirksvorstehers des 5. Bezirkes in 
die Schutzzone Margaretenplatz mit einbezogen 
worden. Diese Einbeziehung erfolgte nach gründli­
cher Prüfung, wie die Damen und Herren dieses 
Hohen Hauses ja sehr genau wissen. Es handelt 
sich in der Tat um ein geschlossenes Ensemble vom 
Margaretenplatz bis einschließlich des Hauses Mai::­
garetenstraße 88. · 

Es wurden dann nach dieser Einbeziehung Ver­
besserungsarbeiten im Werte von 1,6 Millionen 
Schilling begonnen. Ja, es wurde sogar der Altstadt-
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erhaltungsfonds angesprochen. Dieses Verfahren 
ist fast zum Abschluß gelangt. Daß es nicht zur Aus­
zahlung von Beträgen kam, verdanken wir der In­
itiative des Bezirksvorstehers und der Bezirksvor­
stehung, die darauf aufmerksam gemacht haben, 
daß durch eine im Instanzenzug erfolgte wirtschaft­
liche Abbruchreifserklärung des Obersten Gerichts­
hofes mit dem Abbruch des Hauses zumindest ge­
rechnet werden muß. Sonst hätte nämlich der Haus­
inhaber auch noch zu diesem Zeitpunkt die Mittel 
aus dem Altstadterhaltungsfonds in Anspruch ge­
nommen, obwohl er wußte, daß sein Plan nachweis­
lich im Abbruch des Hauses gelegen ist. 

Es wurde dann in einer sehr herben Art, würde 
ich sagen, am 17. Dezember 1975, also genau eine 
Woche vor dem Heiligen Abend, vor Weihnachten, 
den Mietern mitgeteilt, daß sie gekündigt sind. 

Eine Lücke in der gesetzlichen Grundlage aus­
nützend, hat man einigen Mietern ErsaJzwohnun­
gen angeboten. Ich möchte mich da nicht verbrei­
tern, aber, meine Damen und Herren, es ist wichtig, 
daß man sieht, welche Art von Herz gelegentlich in 
dieser Stadt schlägt, welches harte Herz nämlich in 
dieser Stadt schlägt. 

Einigen Mietern hat man dann gepölzte Woh­
nungen im Haus Grohgasse 4 angeboten, das ist ein 
Abbruchhaus, das unterdessen auch bereits abge­
brochen worden ist, also gepölzte Wohnungen im 
Haus Grohgasse 4 und Unterstandardwohnungen 
mit einer Miete von 2.000 bis 3.000 Schilling und 
mehr. 

Meine Damen und Herren! Die Mieter selbst 
wurden im Laufe der Zeit zum großen Teil in Ge­
meindewohnungen untergebracht. 

Bestehen blieb das Haus, weil - ich sage das of­
fen, und ich nehme an, daß das mit der Unterstüt­
zung des gesamten Hohen Hauses hier geschieht -
das Kulturamt jede auch noch so geringe Möglich­
keit ausgenützt hat und ausnützen wird, um dieses 
Verfahren zu betreiben, solange es geht. 

Man kann nur von einer zynischen Vorgangs­
weise sprechen. Fahren Sie vorbei bei der Margare­
tenstraße 88, schauen Sie sich dieses Haus mit einer 
intakten Fassade an, das um 1,6 Millionen Schilling 
hergerichtet wurde. Beachten Sie die Tatsache, daß 
sämtliche Fenster offen sind. Die Absicht ist ganz 
klar. Es geht nicht um die Durchlüftung, sondern 
selbstverständlich um die Devastierung dieses Hau­
ses, in einer barbarischen Weise um die Devastie­
rung, denn die offenen Fenster im Sommer und im 
Winter bedeuten ja, daß es hineinregnet, daß die 
Witterung einen Verfall herbeiführt, daß Taubenko­
lonien angesiedelt sind, die das Ihrige dazu beitra­
gen. Es wird also kein Mittel und keine Möglichkeit 
gescheut, dieses Haus zu devastieren. 

Und nun komme ich zur direkten Beantwortung 
der Frage, die sich an das Haus Margaretenstraße 
Nr. 88 knüpft. Herr Abgeordneter! Ich bin der Auf­
fassung, daß die gesetzlichen Grundlagen zum 
Schutze der Schutzzonen der Altstadt in dieser 
Stadt nicht ausreichen. Sie waren ein großer 
Schritt, der in diesem Hause gesetzt wurde, aber 

wir sehen ja auf Schritt und Tritt, daß unter Ausnüt­
zung gesetzlicher Möglichkeiten, unter Einsetzung 
vorhandener höchstgerichtlicher Entscheidungen 
diese Bemühungen um den Altstadtschutz andau­
ernd unterlaufen werden. 

Ich möchte wirklich mit aller Deutlichkeit sagen 
- ich gebrauche den in diesem Haus des öfteren 
formulierten Satz eigentlich ungern, aber ich 
möchte es das erste Mal an dieser Stelle sagen: 
Wenn dieses Hohe Haus in der neuen Legislatur­
periode eine wichtige Aufgabe zu erfüllen hat, dann 
ist es ein Neudurchdenken, ein Neufassen der ge­
setzlichen Grundlage zum Schutze der Altstadt und 
der Schutzzonen, meine Damen und Herren. Nur so 
wird es auch möglich sein, Spekulationen auf Ab­
bruch, die sich nach wie vor aufgrund von höchstge­
richtlichen Entscheidungen straffrei vollziehen, 
hintanzuhalten. Ich meine eben durch eine neue ge­
setzliche Grundlage. 

Ich glaube, daß die Öffentlichkeit in den letzten 
Jahren außerordentlich sensibilisiert wurde für die 
Frage der Erhaltung der Stadtkerne und der Alt­
stadtbereiche und daß wir hier in Zukunft eine 
echte Aufgabe zu erfüllen haben werden. 

Präsident Pfoch: Ich danke. Wird eine Zusatz­
frage erbeten? - Bitte sehr. 

Abg. Ing. Riedler: Herr Stadtrat! Ich bin Ihnen 
sehr dankbar, daß Sfe diese Frage so ausführlich 
behandelt haben, weil ich glaube, daß es notwendig 
ist, daß dieses Hohe Haus einmal erfährt, wie man­
che Bürger unserer Stadt mit ihrem Eigentum um­
gehen, wie sie spekulieren und damit anderen Scha­
den zufügen. 

Ich möchte nun nicht das Wort „enteignen" ge­
brauchen, weil es sehr oft mißinterpretiert wird, ab­
sichtlich mißinterpretiert wird. 

Aber sind Sie der Meinung, Herr Stadtrat, daß 
es, wenn neue landesgesetzliche Regelungen kom­
men, um die Bodenspekulation und die Hausspeku­
lation zu unterbinden, dann auch eine Möglichkeit 
geben soll, daß Eigentümer, die in Spekulationsab­
sicht ihr Eigentum, ihre Gebäude vernachlässigen, 
zwingend dazu veranlaßt werden, diese Gebäude zu 
einem angemessenen Preis zu verkaufen, entweder 
an die öffentliche Hand oder an jemanden, der die 
Absicht hat, das Gebäude zu erhalten und wieder 
Wohnzwecken oder den ursprünglich gedachten 
Zwecken zuzuführen? 

Präsident Pfoch: Herr Stadtrat. 
Amtsführender Stadtrat Dr. Zilk: Herr Abgeord­

neter! Für eindeutige Fälle von Spekulation zum 
Schaden der Stadt und der Bürger im allgemeinen, 
der betroffenen Bürger im besonderen, wird man, 
ohne daß ich mich jetzt auf Details einlasse, zweifel­
los Überlegungen in dieser Richtung anstellen müs­
sen. Dazu zwingen uns die Verhältnisse, die wir täg­
lich sehen. 

Wir befinden uns mit dieser kategorischen For­
derung nach Beseitigung dieser Zustände übrigens 
in bester Gesellschaft, denn wenn ich mich recht er­
innere, hat der Bezirksvorsteher von Wien 1 längst 
in einer viel konkreteren Form extreme Maßnah-
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men bis hin zur Enteignung in solchen Spekula­
tionsfällen gefordert. 

Präsident Pfoch: Ich danke. Eine zweite Zusatz­
frage. 

Abg. Ing. Riedler: Herr Stadtrat, weil Sie den 
Herrn Bezirksvorsteher Heinz angesprochen ha­
'ben: Glauben Sie, daß sich die Österreichische 
Volkspartei, wenn schon der Herr Bezirksvorsteher 
hier ähnlicher Meinung ist wie wir, dann auch einer 
solchen gesetzlichen Regelung anschließen wird 
können? (Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Präsident Pfoch: Herr Stadtrat. 
Amtsführender Stadtrat Dr. Zilk: Herr Abgeord­

neter! Das ist eine Frage, die an die falsche Adresse 
gerichtet ist. Aber wenn sie gestellt ist, werden mir 
die Herren der Opposition sicher erlauben, wenig­
stens eine persönliche Meinung dazu zu äußern, 
was nicht bedeutet, daß ich die Frage beantworte. 

Angesichts der sonst geäußerten Bekenntnisse 
zur Erhaltung der Altstadt und der Schutzzonen 
kann ich mir nicht vorstellen, daß man sich neuen 
gesetzlichen Maßnahmen verschließt. 

Ich habe schon am Beginn gesagt: Ich könnte 
mir vorstellen, daß das eine sehr einstimmige Ak­
tion des neuen Landtages wird. 

Präsident Pfoch: Ich danke. Damit ist die 3. An­
frage beantwortet. 

Die 4. Anfrage hat Herr Abg. Kopfensteiner an 
den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäfts­
gruppe Stadtplanung gerichtet. Ich bitte um Beant­
wortung. 

Amtsführender Stadtrat Dipl.-Ing. Dr. Wurzer: 
Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter! Ich 
kann Ihre Frage über den Stand der generellen Pla­
nungen für Bundesstraßen auf Wiener Gebiet nicht 
vollständig, aber schwerpunktmäßig beantworten. 

Basis und Grundlage für diese generellen Bun­
desstraßenplanungen bietet die Verkehrskonzep­
tion der Stadt Wien, und zwar für den kurz- und mit­
telfristigen Ausbau, wobei wir insbesondere bei der 
Auswahl der Projekte dem Wirtschaftsverkehr und 
dem Freizeitverkehr Vorrang eingeräumt haben. 
Wir sind auch der Meinung, daß der Berufsverkehr 
entsprechend den Zielsetzungen der Verkehrskon­
zeption für Wien vor allem auf den öffentlichen Ver­
kehrssektor ver~agert werden soll. 

Zu den Autobahnplanungen selbst darf ich fol­
gendes berichten: 

Für die Südautobahn, und zwar für den Ab­
schnitt Knoten Inzersdorf-Knoten Vösendorf, sind 
die Planungen für das Zulegen je einer vierten 
Fahrspur so weit abgeschlossen, daß das Projekt ge­
meinsam mit dem Amt der Niederösterreichischen 
L~ndesregierung noch im Frühjahr beim Bundes­
ministerium für Bauten und Technik eingereicht 
wird. 

Ein weiteres sehr wesentliches Projekt, das gut 
nach dem Ergebnis und nach dem Abschluß des 
städtebaulichen Wettbewerbes für die Wienerberg­
gründe geklärt werden konnte, ist die Südeinfahrt, 
und zwar der Abschnitt Matzleinsdorfer Platz-

Knoten Inzersdorf. Hier ist es so, daß der mit dem 
ersten Preis ausgezeichnete Wettbewerbsteilneh­
mer und Prof. Dr. Dorfwirth dieses generelle Pro­
jekt für einen Ausbau der Südeinfahrt gemeinsam 
ausarbeiten. Es wurden hier insgesamt sieben Va­
rianten ausgearbeitet, darunter auch eine solche, 
die eine Untertunnelung des Bereiches Spinnerin 
am Kreuz vorsieht. Soweit ich das beurteilen kann, 
werden die Planungsarbeiten spätestens im Herbst 
voll abgeschlossen sein. Die Voraussetzungen für 
einvernehmliche Lösungen mit den Bezirken sind 
vorbereitet. Dieses Projekt Südeinfahrt ist jedoch 
im Zusammenhang mit den Planungen für den Süd­
gürtel zu sehen, über die ich noch berichten werde. 

Die Planung für die A 21 - das ist die Wiener 
Außenringautobahn -, und zwar von der Anschluß­
stelle Kledering, die in Niederösterreich liegt, zum 
Knoten Kaiser-Ebersdorf - also bis zur Verknüp­
fung mit der Flughafenautobahn - ist bereits im 
Juni 1982 abgeschlossen worden. Es hat dann über 
Wunsch des 10. Bezirks am 6. Oktober vorigen Jah­
res eine Bürgerversammlung stattgefunden, bei der 
zum Teil sehr interessante, zum Teil auch nicht 
ganz realistische Vorstellungen und Wünsche vor­
gebracht wurden, und wo es weiters auch kontro­
versielle Meinungen gegeben hat. Diese bei der , 
Bürgerversammlung vorgebrachten Einwendungen 
und Kritiken sind neuerlich geprüft worden. Nun 
kann dieses Projekt dem Bundesministerium für 
Bauten und Technik zur Erlassung der Verordnung 
nach § 4 Bundesstraßengesetz 1971 vorgelegt wer­
den. 

Ich möchte betonen, daß dieses Projekt für die 
Außenringautobahn eines der wichtigsten Straßen­
projekte in Wien ist, weil es der Verkehrsentlastung 
vor allem von Favoriten und Simmering dient, und 
weil wir hier in einer sehr guten Gesellschaft mit 
dem Land Niederösterreich sind, das die Realisie­
rung dieser Außenringautobahn fordert. 

Ich möchte auch ausdrücklich darauf hinweisen, 
daß sich der Herr Präsident der Landwirtschafts­
kammer für Wien über unser Ersuchen bereit er­
klärt hat, alle notwendigen Schritte zu unterneh­
men, daß gleichzeitig mit der Detailplanung für die 
Außenringautobahn eine Kommassierung der land­
wirtschaftlichen Flächen erfolgt, damit die Bewirt­
schaftung dieser Flächen auch in Zukunft gewähr­
leistet wird. Die Doppelfunktion Landwirtschaft 
und Erholungsgebiet spielt hier zwangsläufig eine 
große Rolle. 

Zur Donauuferautobahn darf ich in Erinnerung 
rufen, daß die Abschnitte Mitte und Süd, also bis 
zur Praterstraße, bereits am 4. November 1981 
durch eine Verordnung nach§ 4 des Bundesstraßen­
gesetzes grünes Licht erhalten haben. Hier sind die 
Arbeiten endgültig abgeschlossen. 

Das Projekt der A 24, und zwar der Abschnitt 
vom Knoten Kaisermühlen bis zur Anschlußstelle 
Hirschstetten, wurde am 9. Juni 1980 dem Bundes­
ministerium für Bauten und Technik vorgelegt. Wir 
haben hier jene Umweltschutzmaßnahmen ver­
langt, welche etwa durch den Plabutsch-Tunnel, der 
der Umfahrung von Graz dient, oder durch den 
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Pfänder-Tunnel, der der Umfahrung von Bregenz 
dient, erreicht worden sind. Trotzdem ist vom Bun­
desministerium für Bauten und Technik am 12. Ok­
tober 1981 verlangt worden - weil Tieflage und 
Tunnel geplant und daher die Kosten für die Ver­
längerung der A 24 hoch sind -, eine Kosten-Nut­
zen-Untersuchung durchzuführen. Diese Kosten­
Nutzen-Untersuchung liegt jetzt im wesentlichen 
vor, wir werden sie spätestens im Juni dieses Jah­
res dem Bundesministerium für Bauten und Tech­
nik vorlegen. In Anbetracht der Tatsache, daß ja für 
den Bau des Plabutsch-Tunnels grünes Licht gege­
ben wurde, dürfen wir annehmen, daß auch für 
Wien dasselbe gilt, was für Graz als richtig befun­
den wurde. 

Von den Schnellstraßenplanungen erwähne ich 
nur zwei wesentliche Projekte: Zunächst einmal das 
für die S 2, die Donaukanal-Schnellstraße, und zwar 
den Abschnitt Prager Straße-Brünner Straße. Hier 
hat es zu dem im wesentlichen abgeschlossenen 
Projekt Änderungswünsche der Bezirksvorstehung 
Floridsdorf gegeben. Diese Wünsche sind berück­
sichtigt und das Projekt ist ergänzt worden. Die 
Wirtschaftlichkeits- und Projektbesprechung kann 
in einigen Monaten - ich nehme an, spätestens bis 
Juni - erfolgen. Damit liegen auch für dieses 
Schnellstraßenstück alle Voraussetzungen vor, da­
mit es kein Torso bleibt. 

Viel wesentlicher, weil schwieriger, von der ge­
samtstädtischen Bedeutung her sind die generellen 
Projektstudien für den Südgürtel. Sie sind im Zu­
sammenhang mit dem vorhin erwähnten Ausbau 
der Triester Straße zu sehen. Bei diesem Ausbau 
mußten wir abwarten, wie das neue Bundesstraßen­
gesetz aussehen wird. Das neue Bundesstraßenge­
setz hat nun die Triester Straße als Bundesstraße 
eingestuft. Ich darf in Erinnerung rufen, daß vor al­
lem vom fünften Bezirk eine Verbesserung der Um­
weltsituation gefordert wurde, und gerade dieses 
Gürtelprojekt soll der Verbesserung dieser Umwelt­
situation dienen. 

Derzeit hat der Südgürtel, im J ahresdurch­
schnitt gemessen, eine Belastung von 53.000 Kraft­
fahrzeugen in 24 Stunden. Zum Vergleich weist der 
Katschbergtunnel eine solche von 14.700 Kraftfahr­
zeugen und der Arlbergtunnel von 4.000 Kraftfahr­
zeugen in 24 Stunden im Jahresdurchschnitt auf. 

Es sind hier mehrere Varianten ausgearbeitet 
worden, wobei jeweils das Einvernehmen mit dem 
fünften und zwölften Bezirk hergestellt wurde. Die 
Lösung, die jetzt im wesentlichen abgeschlossen ist 
und sich als realisierbar und vorteilhaft erweist, ist 
jene, welche erreicht, daß 60 Prozent dieser 53.000 
Kfz-Einheiten unter die Erde verlegt werden, indem 
man die Fahrbahn in der Mitte zusammenlegt und 
in Verbindung mit dem Ausbau der Triester Straße 
dann eine umweltfreundliche, eine verkehrsfreund­
liche sowie eine für die Verkehrsberuhigung gute 
Ausgangslage bildende Südeinfahrt erhält. 

Wir haben diese Arbeiten ebenfalls in engstem 
Einvernehmen mit den Bezirken und mit Herrn 
Stadtrat Hatzl druchgeführt, und wir haben auch 
geprüft, inwieweit durch eine Verbesserung der 

Wohnungsgrundrisse und durch bautechnische 
Maßnahmen die Lärmbelästigung am Südgürtel 
verringert werden kann. 

Von den Bundesstraßenplanungen möchte ich 
nur jene wichtigsten erwähnen, die ebenfalls einer 
Verbesserung der Umweltsituation und der Entla­
stung der Wohngebiete vom Durchzugsverkehr die­
nen. 

Es ist dies zunächst einmal das sehr wichtige 
Projekt Wiener Straße, also der B 1, und zwar im 
Abschnitt Große Ungarbrücke und Schwarzenberg­
platz. Hier haben wir i979 ein generelles Projekt ab­
geschlossen. Es hat dann von seiten der Musikhoch­
schule berechtigte Einwände gegeben, wir haben 
das Projekt umgearbeitet, und es ist jetzt so weit ab­
geschlossen, daß wir das Bundesministerium für 
Bauten und Technik im Juni um die Einleitung des 
§-4-Verfahrens ersuchen können. 

Bei der B 3, der Donaustraße Abschnitt Wagra­
mer Straße-Donaufelder Straße, wurde bereits das 
§-4-Verfahren nach dem Bundesstraßengesetz am 
1. Juni 1981 abgeschlossen. Dieses Projekt ist eine 
wichtige Voraussetzung - das Bundesministerium 
für Bauten und Technik hat von uns eine Abände­
rung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes 
verlangt -, weil in dem Bereich Donaufelder 
Straße ja die neue Veterinärmedizinische Universi­
tät errichtet werden soll. Der Ausbau dieses Ab­
schnittes bis zur Donaufelder Straße ist wiederum 
von entscheidender Bedeutung für den Universi­
tätsbau. (StR. Dr. Goller: Ist das eine Anfragebeant­
wortung oder eine Vorlesung, Herr Stadtrat?} Ich 
bin mit dem letzten Projekt mit der Anfragebeant­
wortung fertig, Herr Stadtrat. 

Das letzte Projekt ist die Ödenburger Straße, 
Anschlußstelle Favoriten und Landesgrenze Wien. 
Das ist ein Wunsch aller in der Bezirksvertretung 
Favoriten vertretenen politischen Parteien, nämlich 
die kreuzungsfreie Führung der B 16. Dieses Pro­
jekt B 16 ist ebenfalls abgeschlossen und wird in 
Kürze dem Bundesministerium für Bauten und 
Technik vorgelegt. 

Das sind die wesentlichen Projekte, die wir be­
nötigen, um eine vernünftige und vertretbare Situa­
tion auf dem Sektor Individualverkehr herbeizufüh­
ren. 

Präsident Pfoch: Danke. Wird eine Zusatzfrage 
gewünscht? - Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abg. Kopfensteiner: Herr Stadtrat! Wird durch 
diese Planungen am Bundesstraßensektor erreicht, 
daß es zu einer echten Entlastung der W ohnbauge­
biete kommt? 

Amtsführender Stadtrat Dipl.-Ing. Dr. Wurzer: 
Ja, die echte Entlastung ist einmal durch die A 21 
gegeben, wie ich das bereits erwähnt habe, sie ist 
gegeben durch die A 24, die vor allem für Kagran 
existenzielle Bedeutung hat, sie ist gegeben durch 
die -Triester Straße und durch den Südgürtel, und 
sie ist damit eine so wichtige Voraussetzung, daß 
wir alle Mittel in Anspruch nehmen müssen, um 
diesen Ausbau zur Erleichterung und Verbesserung 
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der Umweltsituation in den Wohngebieten mög­
lichst rasch zu realisieren. 

Präsident Pfoch: Danke, Herr Stadtrat. Keine 
zweite Zusatzfrage. Damit ist die 4. Anfrage erledigt. 

Die 5. Anfrage, gestellt von Herrn Landtagsabge­
ordneten Friedrich Kuchar an den Herrn amtsfüh­
renden Stadtrat der Geschäftsgruppe Personal- und 
Rechtsangelegenheiten, bitte ich gleichfalls in Be­
handlung zu ziehen. 

Amtsführender Stadtrat Nekula: Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Zur Anfrage des 
Herrn Abg. Kuchar möchte ich folgendes mitteilen: 

Ich darf in Erinnerung bringen, daß die Rege­
lung des Rechtsverhältnisses bei Untermietverträ­
gen und dergleichen eine Materie ist, welche dem 
Kompetenztatbestand des Zivilrechtswesens Arti­
kel 10 Abs. 1 Z. 6 Bundesverfassungsgesetz unter­
steht und somit in Gesetzgebung und Vollziehung 
Bundessache ist. 

Die diesbezüglich erforderlichen gesetzlichen 
Regelungen könnten daher nur vom Bundesgesetz­
geber getroffen werden, was auch auf die folgenden 
Ausführungen in bezug auf das Mietengesetz, das 
seit 1. Jänner 1982 in Kraft ist, zutrifft, welches den 
Schutz des Untermieters vor Zinswucher bezweckt. 
Ausgenommen von der diesbezüglichen Schutzbe­
stimmung des Mietrechtsgesetzes sind nur Unter­
mietverhältnisse in Mietgegenständen in frei finan­
zierten Gebäuden mit Baubewilligungen nach dem 
30. Juni 1953, Eigentumswohnungen mit Baubewilli­
gung. nach dem 8. Mai 1945 und Untermietverhält­
nisse in Ein- und Zweifamilienhäusern. Für alle an­
deren Untermietverträge gilt jeaoch aufgrund des 
Mietzinsgesetzes eine Angemessenheitsprüfung 
hinsichtlich der Mietzinsbildung und ein Ablösever­
bot. Überhöhte, unangemessene Untermietzinse 
können dabei herabgesetzt werden. Für derartige 
Antragstellungen sind in Wien die Schlichtungsstel­
len zuständig. 

Eine Absicherung gegen wucherische Zinsforde­
rungen seitens des Hauptmieters wird weiters auch 
durch die Kündigungsbestimmungen des § 30 Abs. 2 
des Mietrechtsgesetzes bewirkt. Ein Mieter, der 
eine Wohnung, wenn auch nur teilweise, gegen ein 
im Verhältnis zum Mietzins und zu etwaigen ~ige­
nen Leistungen unverhältnismäßig hohes Entgelt 
weitergibt, setzt sich danach gemäß den Bestim­
mungen des Mietrechtsgesetzes einer Kündigung 
aus. 

Zu bemerken ist auch, daß die seit 1. Jänner 1982 
im Anwendungsbereich des Mietrechtsgesetzes ab­
geschlossenen Untermietverträge selbst Kündi­
gungsschutz genießen. Dabei sind allerdings die ge­
gebenen Möglichkeiten des schriftlichen Abschlus­
ses eines Zeitmietvertrages bzw. eines sogenannten 
Ausbildungsmietvertrages zu berücksichtigen. 

Schließlich darf nicht übersehen werden, daß 
zahlreiche als „Untermietvertrag" bezeichnete Be­
standsverhältnisse in Wirklichkeit rechtlich als 
Mietvertrag anzusehen sind. Dies gilt insbesondere 
dann, wenn. der dazwischengeschaltete Hauptmie­
ter nur die Funktion eines Strohmannes ausübt, der 

lediglich das Entstehen eines Hauptmietvertrages 
mit dem Untermieter verhindern soll. In einem sol­
chen Fall kann der vorgebliche Untermieter seine 
Anerkennung als Hauptmieter durchsetzen. 

Schließlich ist auch auf die für den Fall der Ent­
gegennahme bzw. Vereinbarung verbotener Leistun­
gen gegebenen 'Rückforderungsansprüche bzw. gel­
tenden Strafbestimmungen des Mietrechtsgesetzes 
hinzuweisen. Schon die geltenden Schutzbestim­
mungen des Mietrechtsgesetzes, die aber bei · dem 
betroffenen Personenkreis offenbar zuwenig be­
kannt sind, sind daher geeignet, in vielen Fällen Ab­
hilfe gegen wucherische Zinsforderungen zu bieten. 
Hinsichtlich der vom Geltungsbereich des Miet­
rechtsgesetzes ausgenommenen Kategorien von 
Untermietverhältnissen kommt die allgemeine An­
fechtungsbestimmung des § 879 Abs. 2 des Allgemei­
nen Bürgerlichen Gesetzbuches, als Wucher be­
zeichnet, dem betroffenen Personenkreis entgegen. 

Eine über die dargestellte Rechtslage hinausge­
hende weitere Verbesserung der Rechtsstellung des 
Untermieters könnte, wie erwähnt, nur durch eine 
bundesgesetzliche Regelung erzielt werden. 

Ich bitte Sie um Kenntnisnahme. 

Präsident Pfoch: Danke. Eine Zusatzfrage? 
Bitte, Herr Abg. Kuchar. 

Abg. Kuchar: Herr Stadtrat! Es geht nicht so­
sehr um die Einhaltung des Mietrechtsgesetzes als 
vielmehr um die Tatsache, daß etwa landespolizei­
liche gesetzliche Bestimmungen in nicht erforderli­
chem Ausmaß vorhanden sind, um insbesondere bei 
der Vermietung von Schlafstellen wirksam durch­
greifen zu können. 

Glauben Sie nicht, daß über das Mietrechtsge­
setz hinaus schärfere landes- und gesundheitspoli­
zeiliche Vorschriften Abhilfe schaffen könnten, um 
den Schlafstellenmietwucher einschränken zu kön­
nen? 

Präsident Pfoch: Herr Stadtrat! 

Amtsführender Stadtrat Nekula: Ich darf noch­
mals darauf hinweisen, daß für die Regelung dieser 
Materie grundsätzlich der Bundesgesetzgeber zu­
ständig ist und sich auch sogenannte landespolizei­
liche Regelungen nur im Rahmen der· Bundesge­
setzgebung bewegen können. Sie können nicht über 
die Bundesgesetzgebung hinausgehen, und ich bitte 
daher auch um Kenntnisnahme, daß wir kaum lan­
despolizeiliche Regelungen treffen werden können, 
die weitergehend sind, als bereits im Mietrechtsge­
setz dargestellt. Das Mietrechtsgesetz sieht ja auch 
den Schutz von Schlafstellen vor, und zwar in der 
Form, daß die Angemessenheit des dargebrachten 
Zinses oder des Bestandsverhältnisses geprüft wer­
den kann und die Möglichkeit besteht, das Mietver­
hältnis des die Schlafstelle Vermietenden zu kündi­
gen. Auch hier ist eine Schutzstellung gegeben. 

Das, was Sie meinen, daß von Amts wegen einge­
schritten wird, wird auch mit einer landespolizei­
lichen gesetzlichen Regelung nicht möglich sein, da 
hier immer wieder erst der Tatbestand gegeben 
sein muß. 
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Präsident Pfoch: Danke. Noch eine zweite Zu­
satzfrage? - Bitte, Herr Abg. Kuchar. 

Abg. Kuchar: Können Sie sich vorstellen, Herr 
Stadtrat, daß durch eine rigorosere Anwendung der 
gesetzlichen Bestimmungen jene Zustände, wie sie 
heute in vielen Häusern anzutreffen sind, Zustände, 
durch die sich vor allem auch die Mitbewohner im 
Haus durch überfüllte Wohnungen, in denen oft 10, 
20, 30 Schlafstellen vermietet werden, gestört füh­
len, hintangehalten werden könnten? 

Präsident Pfoch: Bitte, Herr Stadtrat. 
Amtsführender Stadtrat Nekula: Wenn dieser 

Tatbestand der Behörde, in diesem Falle dem Ge­
sundheitsamt - um eine Möglichkeit innerhalb des 
Landes darzustellen - bekannt wird, dann kann 
das Gesundheitsamt, und tut das auch, über Antrag 

' und über Anzeige eine Räumung dieser Wohnung 
vornehmen, so daß dieser Übelstand schon jetzt ab­
gestellt werden kann. 

Präsident Pfoch: Danke. - Wir kommen zur 
6. Anfrage, die der Herr Abg. Dr. Günther Goller an 
den Herrn amtsführenden Stadtrat richtet. Ich 
bitte, diese Anfrage beantworten zu wollen. 

Amtsführender Stadtrat Nekula: Herr Stadtrat 
Dr. Goller hat die Anfrage gerichtet: ,,Warum wurde 
trotz Vorliegens eines entsprechenden Gesetzent­
wurfes der Wiener ÖVP seit dem März 1982 die 
Frage der Auswüchse der Wohnungsprostitution in 
Wien bisher noch immer nicht zufriedenstellend ge­
regelt?" 

Meine Damen und Herren! Ich darf dazu einige 
Vorbemerkungen machen, um die Fragestellung 
besser zu beleuchten. 

Wir haben 1980 den Entwurf eines Wiener Poli­
zeigesetzes in das externe Begutachtungsverfahren 
gebracht und gleichzeitig - weil uns klar war, daß 
wir damit eine sehr sensible Materie in Angriff neh­
men - der Presse diesen Gesetzentwurf vorgelegt. 
In diesem Gesetzentwurf, unter dem Titel „Wiener 
Landespolizeigesetz", sollte die Frage der Wohungs­
prostitution, der Hundehaltung, des Landstreicher­
wesens (Vagabondage) und des Ehrenkränkungs­
tatbestandes geregelt werden. 

Im wesentlichen haben zwei Tatbestände dieses 
Gesetzentwurfes die Öffentlichkeit sehr stark be­
rührt, und zwar die Frage der W ohnungsprostitu­
tion und der Hundehaltung, weil hier Emotionen 
ausgelöst oder Belästigungen tatsächlich aufgezeigt 
wurden. 

Dieser erste Entwurf, der nicht befriedigend 
war, ist abgeändert worden. Im späteren Verlauf, im 
März 1982, erfolgte in dieser Materie ein Inititativ­
antrag der Österreichischen Volkspartei, und an­
schließend haben wir einen Unterausschuß im Aus­
schuß für Personal- und Rechtsangelegenheiten ge­
bildet, der sich vorwiegend mit der W ohnungsprosti­
tution zu beschäftigen hat. Gleichzeitig sollen aber 
im späteren Verlauf auch die anderen Fragen be­
handelt werden. 

Wir haben im Unterausschuß in Anwesenheit 
des Fragestellers, den wir zugezogen haben, sowie 
in Anwesenheit des von der Österreichischen Volks-

partei gestellten Abg. Dr. Krasser eine sehr einge­
hende Diskussion geführt, die fast dreieinhalb Stun­
den gedauert hat, da wir dazu nicht nur die mit der 
Legistik beauftragten Juristen des Magistrats, son­
dern auch die betroffenen Polizeijuristen eingela­
den haben, um den Willen der politischen Vertreter 
im Wiener Landtag klarzustellen. 

Es hat dann eine weitgehende Übereinstimmung 
des kommenden Gesetzentwurfes gegeben. Im De­
zember 1982 ist der aufgrund dieses Gespräches 
entstandene Gesetzentwurf vorgelegt worden, wo­
bei wir übereinstimmend festgestellt haben, daß der 
nunmehr über Wunsch der Polizei, der die Vollzie­
hung dieses Gesetzes obliegt, entstandene Entwurf 
nicht den Wünschen und Abreden, die wir getroffen 
haben, entsprochen hat. 

Ich darf darauf hinweisen, daß der § 18 Abs. 2 
eine unbefriedigende Lösung gegenüber dem ur­
sprünglichen Entwurf gebracht hat und wir nun­
mehr eine neue Formulierung im § 18 Abs. 3 gefun­
den haben. Es wurde Ihnen sowohl die erste als 
auch die zweite Fassung schriftlich übergeben. Die 
jetzige Fassung haben wir neuerlich der Polizei zur 
Stellungnahme übergeben. Diese Stellungnahme ist 
noch nicht eingelangt, daher kann dieses Gesetz 
derzeit noch nicht behandelt werden. Es war vor­
gesehen, daß dieses Gesetz nach der Stellungnahme 
der Polizei im März dieses Jahres in den Landtag 
kommen sollte, um dem Landtag die Möglichkeit zu 
geben, einen Beschluß zu fassen. Da dieser Landtag 
nicht mehr zusammentritt, wird es dem neuen 
Landtag obliegen, die vorliegende Gesetzesmaterie 
einer Beschlußfassung zuzuführen. 

Präsident Pfoch: Ich danke. Eine-Zusatzfrage? -
Bitte, Herr Abg. Dr. Goller. 

Stadtrat Dr. Goller: Herr amtsführender Stadt­
rat! Ich habe an Sie eine sehr essentielle Frage zu 
richten. Ich muß betonen, daß ich diese Genesis 
kenne, vielleicht besser als Sie, denn ich habe mich 
mit dieser Materie, die ein sehr ernsthaftes Pro­
blem beinhaltet, schon viel länger als Sie beschäf­
tigt. 

In diesem Zusammenhang darf ich feststellen, 
daß es diesbezüglich schon drei Entwürfe gibt. Es 
wäre doch anachronistisch, zu behaupten, daß man 
die unerwünschte Hausprostitution wegbekommt, 
auch wenn man keine Bordelle schafft. 

Im ersten Entwurf, den Sie vorgelegt haben, war 
vorgesehen, daß in jedem Haus nur eine Prosti­
tuierte zugelassen werden darf. Das hieße, das Pro­
blem der Prostitution noch mehr auszuweiten. Dar­
aufhin haben wir - aber nicht, wie Sie gesagt ha­
ben, anschließend an unseren Inititativantrag - am 
8. Oktober eine ausführliche Aussprache gehabt 
und uns geeinigt, daß die Bordelle in den Gesetzent­
wurf so aufgenommen werden, wie es unser Initia­
tivantrag vorgesehen hat. Wahrscheinlich wollten 
die Sozialisten und der Vorsitzende dieses Aus­
schusses diese Anfrage in der Öffentlichkeit „abste­
chen". Der Vorsitzende hat gestern eine Aussen­
dung gemacht, in der steht, daß im Kampf gegen die 
Wohnungsprostitution eine Regelung der Art gefun­
den werden soll, daß man ohne Schaffung von Bor-
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dellen auskommt. So ist es heute wortwörtlich der 
,,AZ" zu entnehmen. 

Da wir uns am 8. Oktober über die Schaffung 
von Bordellen geeinigt haben und im Entwurf vom 
7. Dezember ebenfalls die Bordellregelung enthal­
ten ist, frage ich Sie: Halten diese Besprechungen 
nicht mehr oder ist ein Sinneswandel eingetreten, 
weil der Vorsitzende im Gegensatz zum zuständi­
gen amtsführenden Stadtrat andere Aussagen 
trifft? Der eine sagt, wir haben uns über die Bor­
delle geeinigt, während der andere meint, daß man 
ohne Schaffung von· Bordellen auskomme. 

Präsident Pfoch: Herr Stadtrat, bitte. 

Amtsführender Stadtrat Nekula: Ich kann nicht 
feststellen, was der Vorsitzende in einer Aussen­
dung gesagt hat. Ich kenne diese Aussendung erst 
durch Ihren Anruf von gestern abend. (Abg. 
Dr. Krasser: Sie sind ein schlechter ,,AZ"-Leser!) 
Herr Doktor, wenn Sie ein wenig die Luft anhalten 
komme ich gleich auf das Problem zu sprechen'. 
Auch ich habe heute früh die ,,AZ" gelesen, wahr­
scheinlich früher als Sie. (Stadtrat Neusser: Ein biß­
chen schneller! Er hält die Luft an, und er erstickt ja 
fast schon!) Wenn ich damit etwas erreichen könnte, 
daß ich langsam rede, würde ich es fast tun. (Weite­
rer Zwischenruf bei der ÖVP.) 

In der ,,Arbeiter-Zeitung" ist heute eine Aussage 
wiedergegeben, die nicht von mir stammt. In die­
sem Haus ist Herr Stadtrat Dr. Goller einmal ge­
fragt worden, wie er zu seiner Aussage stehe, die im 
„Kurier" gestanden ist. Daraufhin hat Herr Stadtrat 
Goller hier erklärt, er sei für die Schreibweise des 
„Kurier" nicht verantwortlich. Darf ich die gleiche 
Aussage im Zusammenhang mit der Meldung der 
,,Arbeiter-Zeitung" für mich in Anspruch nehmen. 
(Abg. Hahn: Da ist schon ein Unterschied!) Wieso? 
Der !!Kurier" ist doch das heimliche Zentralorgan 
der OVP. Wir jedoch bekennen uns offiziell dazu 
daß die ,,Arbeiter-Zeitung" unser Zentralorgan ist'. 
Wir nennen sie nicht unabhängige Zeitung, sondern 
sagen, sie ist unser Zentralorgan. (Stadtrat Neusser: 
Aber was gilt jetzt?} Wenn Sie ein wenig Geduld ha­
ben, komme ich gleich auf das Thema zu sprechen. 

Ich darf also feststellen, daß Herr Stadtrat Gol­
ler die Genesis ein wenig, seinen Wünschen ent­
sprechend, durcheinandergebracht hat. Wir waren 
der Meinung, auch in Anwesenheit der Freiheitli- · 
chen, daß diese Materie für den Wahlkampf nicht 
geeignet sei, und wir in dieser Frage keine Öffent­
lichkeitsaussendµngen machen sollten. Umso mehr 
bin ich über die heutige Anfrage erstaunt. Ich kann 
ja in meiner Antwort nur etwas wiedergeben, was 
dem Herrn Stadtrat Goller bereits bekannt ist. Ich 
nehme gerne zur Kenntnis, daß er ein Spezialist auf 
diesem Gebiet ist. (Heiterkeit bei der SPÖ. - Stadt­
rat Dr. Goller: Das ist nicht zum Lachen!} Ich 
möchte nicht bestreiten, daß Sie mir auf diesem Ge­
biet vielleicht überlegen sind. Darf ich dazu aber 
feststellen, daß wir es im zweiten Entwurf, der auch 
Grundlage der Diskussion war, abgelehnt haben, 
daß es in den Häusern ein bis zwei Wohnungsbewil~ 
ligungen für die Prostitution geben sollte, weil da­
mit das Problem ja nur über ganz Wien verschleppt 

würde. Ich darf in Erinnerung bringen - ich bin 
auch gerne bereit, Ihnen das Protokoll unserer Sit­
zung zur Verfügung zu stellen, Sie waren ja dabei, 
und heute sind Sie der Anfragesteller, daher muß 
ich es Ihnen sagen -, daß wir erklärt haben, daß 
wir, wie am Gürtel heute bereits vorhanden, eine In­
stitution schaffen wollen, wobei uns der Begriff für 
diese Institution noch nicht klar ist. Wir wollen 
Häuser schaffen, die keine Bordelle sind, sondern 
einen Bordellcharakter haben, indem wir in diesen 
Häusern nur Prostituierte zulassen. In allen übri­
gen Wohnhäusern soll ein Verbot der Wohnungspro­
stitution ausgesprochen werden. 

Die Schwierigkeit ist, wie man diese Häuser be­
zeichnen soll. Wir haben bereits ein solches Haus 
am Gürtel, wo vom Vermieter sämtliche Wohnun­
gen Prostituierten zur Verfügung .gestellt werden, 
wo .aber die Anbahnung nicht im Haus, wie in Bor­
dellen, stattfindet. 

Soweit der Entwurf, der jetzt vorliegt. 

Präsident Pfoch: Eine zweite Zusatzfrage? 
Bitte, Herr Stadtrat Goller. 

Stadtrat Dr. Goller: Herr Stadtrat! Sie haben 
meine· Frage im Hinblick darauf, daß ein Wider­
spruch zwischen dem Gesetzentwurf, den ich im De­
. zember 1982 bekommen habe, und der Feststellung 
des Vorsitzenden des Ausschusses besteht, nicht be­
antwortet. Daher möchte ich noch einmal darauf zu­
rückkommen. In diesem Entwurf steht: § 19: Bor­
delle - Bewilligung und Betrieb. - Und nun sagen 
Sie, Sie wollen nur etwas Ähnliches schaffen. Sie 
widersprechen sich selbst, aber vielleicht haben Sie 
den Entwurf nicht gelesen. 

Die essentielle Frage lautet, ob Sie die Woh­
nungsprostitution in Wien in den Griff bekommen . 
wollen und ob als Äquivalent dazu entsprechende 
Bordelle geschaffen werden, so wie es der Gesetz­
entwurf vorsieht. 

Präsident Pfoch: Herr Stadtrat, bitte. 

Amtsführender Stadtrat Nekula: Ich darf noch 
einmal darauf hinweisen, daß wir uns gerade über 
die Bezeichnung dieser Häuser, ob Bordelle oder 
nicht Bordelle, sehr lange unterhalten haben. Sie 
selbst haben einige Anregungen in dieser Diskus­
sion gegeben. 

Wir waren der Meinung, als Arbeitstitel für 
diese Häuser, in denen ausschließlich Prostitution 
ausgeübt werden darf, den Ausdruck Bordell zu ver­
wenden, ohne daß es dem Wesen nach Bordelle 
sind. 

Es wird also Aufgabe einer Diskussion sein, 
einen Begriff zu finden, der dem materiellen Inhalt 
wohl entspricht, ohne daß die Bezeichnung Bordell 
verwendet wird. 

Präsident Pfoch: Ich danke. 

Damit kommen wir zur 7. Anfrage, die von 
Herrn Abg. Hans Brosch an den amtsführenden 
Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen und Stadt­
erneuerung gerichtet ist. 

Ich bitte, diese Anfrage zu beantworten. 
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Amtsführender Stadtrat Hatzl: Herr Präsident! 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ihre Frage: ,,Wie 
viele Förderungen auf Grund der sogenannten 
Stadterneuerungsmilliarde wurden bereits vorge­
nommen?" darf ich so beantworten, daß im Jahre 
1982 87 Objekte mit einer Gesamtsumme von 
116,787.500 Schilling zugesichert und gefördert wur­
den. Im Jahre 1983, das heißt im ersten Monat, wur­
den 22 Objekte mit einem Volumen von 24,734.200 
Schilling gefördert, so daß insgesamt 109 Objekte 
mit 141,521.700 Schilling zugesichert wurden. 

Präsident Pfoch: Wird eine Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abg. Brosch: Herr Stadtrat! Sie haben einmal ge­
sagt, daß diese Förderungsmittel in erster Linie pri­
vaten Hausbesitzern für die Stadterneuerung zur 
Verfügung gestellt werden sollen. Ich darf Sie fra­
gen: Bleiben Sie bei dieser Auffassung? 

Präsident Pfoch: Herr Stadtrat. 
Amtsführender Stadtrat Hatzl: Herr Abgeordne­

ter! Im Prinzip ja. Nachdem sich aber aufgrund der 
bisherigen Situation gezeigt hat, daß diese Förde­
rung aus bestimmten Gründen von einigen Privaten 
trotz der günstigen Verzinsung nicht so angenom­
men wird, wie wir uns das wünschten, es aber auch 
im Interesse unserer Bauwirtschaft notwendig ist, 
die Beträge, die zur Verfügung stehen, in diesem 
Jahr tatsächlich auszuschöpfen, habe ich die Ab­
sicht, im Zusammenhang mit einem Sonderpro­
gramm im Bereich der kommunalen Wohnhäuser, 
im Erhaltungsbereich, einen Teil dessen, was zur 
Verfügung steht, auch in Anspruch zu nehmen. 

Präsident Pfoch: Ich danke. 
Es wird keine zweite Zusatzfrage erbeten. 
Damit kommen wir zur 8. Anfrage, die der Herr 

Landtagsabgeordnete Franz Gawlik an Sie, Herr 
Stadtrat, richtet. 

Ich bitte, diese Anfrage zu beantworten. 
Amtsführender Stadtrat Hatzl: Herr Abgeordne­

ter! Ihre Frage: ,,Welche Maßnahmen gibt es für Be­
hinderte bei der Wohnbauförderung?" darf ich fol­
gendermaßen beantworten: Gerade durch die Be­
schlüsse im Wohnbauförderungsbeirat und damit 
auch in der Landesregierung sind in den letzten 
Monaten zwei wesentliche Entscheidungen getrof­
fen worden. Zum ersten ist es so, daß in Zukunft 
Bauträger im Bereich der Wohnbauförderung für 
Mehrkosten, die aus der Errichtung von Behinder­
tenwohnungen entstehen, Zuschläge erhalten, und 
zwar bis zu 10 Prozent auf die Nutzfläche der einzel­
nen Wohnung zugerechnet. Das heißt, die Bauträger 
sollen animiert werden, auf diesem Gebiet tätig zu 
werden, eine entsprechende Anzahl von Behinder­
tenwohnungen zur Verfügung zu stellen, damit 
nicht ausschließlich die Stadtverwaltung selbst in 
ihrem Bereich als Bauträger für solche Wohnungen 
auftreten muß. 

Da Behindertenwohnungen oftmals eine ge­
wisse Größe erfordern, die über der Durchschnitts­
größe herkömmlicher Wohnungen liegt, wollen wir 
körperbehinderte Personen, die eine anerkannte 
Erwerbsminderung von 70 Prozent haben, hinsieht-

lieh des Familieneinkommens und des Nutzflächen­
ausmaßes bei der Berechnung der Wohnbeihilfe 
künftig wie Jungfamilien und Familien mit zwei 
oder mehr Kindern einstufen. Damit wird es ab 
1983 für Behinderte eine weitaus günstigere Situa­
tion geben, als es sie früher jemals gegeben hat. 

Präsident Pfoch: Ich danke. Eine Zusatzfrage? -
Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abg. Gawlik: Herr Stadtrat! Können Sie uns sa­
gen, wie viele Behindertenwohnungen durch die 
Wohnbauförderung 1968 im Bereich der Stadt Wien 
in der vergangenen Zeit gefördert wurden? 

Präsident Pfoch: Herr Stadtrat, bitte. 
Amtsführender Stadtrat Hatzl: Herr Abgeordne­

ter! Meine Abteilungen führen in diesem Zusam­
menhang sehr genaue Aufzeichnungen. Ich kann 
sagen, daß seit 1971 - damals haben wir gezielt 
begonnen - , das heißt in einem Zeitraum von et­
was mehr als zehn Jahren, insgesamt 541 Behinder­
tenwohnungen im Bereich der Stadt Wien in Ge­
meindebauten errichtet wurden. Gegenwärtig befin­
den sich ebenfalls etliche in Bau. 

Präsident Pfoch: Eine Zusatzfrage? - Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abg. Gawlik: Herr Stadtrat! Ich beziehe mich 
nun auf die Önorm B 1600 und möchte fragen, in­
wieweit die zuständigen Bauabteilungen bei der 
Adaptierung und Erstellung von Behindertenwoh­
nungen diese Önorm anwenden. 

Aufgrund des langen Zeitraumes seit Beginn der 
Errichtung von Behindertenwohnungen gibt es eine 
Reihe von neuen Erkenntnissen auf diesem Gebiet. 
Da Sie bereits ein halbes Tausend solcher W ohnun­
gen haben errichten lassen, frage ich Sie, ob diese 
neuen Erkenntnisse Berücksichtigung finden. 

Präsident Pfoch: Bitte, Herr amtsführender 
Stadtrat. 

Amtsführender Stadtrat Hatzl: Ja! Die Grund­
lage für unsere Bautätigkeit ist die Önorm B 1600. 
Wir haben uns daran orientiert. Es ist ja auch be­
kannt, daß die Stadtverwaltung im vergangenen 
Jahr aufgrund weiterer Erkenntnisse Gespräche ge­
führt und Adaptierungen im Bereich der Behinder­
tennorm vorgenommen hat. Wir haben uns dazu be­
kannt, und wir wollen uns in diesem Zusammen­
hang nach Abschluß dieser Gespräche auch sehr 
streng an diese Richtlinien halten. 

Selbstverständlich wird die Entwicklung weiter­
hin genau beobachtet, um weitere Verbesserungen 
vorzunehmen. Es ist so, daß die Pläne für die Behin­
dertenwohnungen aufgrund einer Vereinbarung 
mit Stadtrat Stacher einem Architekten zur Ver­
fügung gestellt werden, der von der Geschäfts­
gruppe Soziales nominiert wurde. Dieser Architekt 
ist selbst Behinderter, er überprüft sehr intensiv die 
Pläne und berät die damit befaßten Dienststellen. 

Es ist also Vorsorge getroffen, daß alle wesent­
lichen Erkenntnisse und Veränderungen, die sich 
im Laufe der Jahre ergeben, berücksichtigt werden. 

Darf ich wiederholen: Wir bemühen uns, durch 
eine frühzeitige Vergabe und Festlegung, wer eine 
Behindertenwohnung bekommt, das heißt noch 
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während der Bauzeit, speziell auf die Behinderung 
einzugehen, die der einzelne hat, um gemeinsam 
mit ihm eine Lösung zu finden, damit die Wohnung 
seinen Bedürfnissen entspricht. 

Präsident Pfoch: Danke. 
Damit kommen wir zur 9. Anfrage, die Herr 

Abg. Hahn an Sie, Herr Stadtrat Hatzl, stellt. 
Ich bitte, diese Anfrage zu beantworten. 
Amtsführender Stadtrat Hatzl: Herr Präsident! 

Zu Ihrer Frage: ,.Wie ist der Stand der Wohnbauför­
derungsonderrücklage per 31. Jänner 1983?" muß 
ich gestehen, daß dies zum heutigen Tag noch nicht 
auf den Schilling genau feststeht, aber ich konnte 
gestern in der Buchhaltung einen runden Betrag 
eruieren. Es handelt sich um 762 Millionen Schil­
ling. 

Präsident Pfoch: Eine Zusatzfrage? - Bitte, 
Herr Abgeordneter. 
. Abg. Hahn: Sie haben unlängst angekündigt, 
daß 1983 statt 5.500 Wohnungen - das wäre die 
weitaus niedrigste Zahl, die es seit 1949 gegeben 
hat, und das entspricht natürlich niemals den Inten­
tionen, die Ihre Partei im Jahre 1970 hatte (Zwi­
schenrufe bei der SPÖ: Frage!) - um 200 Wohnun­
gen mehr gebaut werden können. Darf ich Sie dar­
auf aufmerksam machen, daß die Österreichische 
Volkspartei Ihnen seit 1979 vorrechnet, daß Sie 
mehr Wohnungen fördern könnten. 

Ich stelle nun konkret die Frage: Im fünfjähri-' 
gen Wohnbauprogramm sind 460 Millionen Schil­
ling für sonstige Förderungswerber ohne Zahlungs­
plan angegeben. Welche Förderungswerber sind 
dies, und wieso werden hier keine Zahlungspläne 
angegeben? 

Präsident Pfoch: Herr Stadtrat, bitte. 
Amtsführender Stadtrat Hatzl: Ich möchte zu­

nächst auf Ihre Bemerkung hinsichtlich der 5.500 
Wohnungen eingehen. Es mag stimmen, wenn Sie 
sagen, daß dies seit 1949 die niedrigste Zahl ist. Ich· 
möchte in diesem Zusammenhang aber in Erinne­
rung rufen, daß sich die Reduzierung um 1.500 bis 
1.800 Wohnungen durch eine völlig neue Form der 
Wohnbauförderung in Wien, die vor einem Jahr 
über meinen Antrag beschlossen wurde, ergeben 
hat. Es ist klar, daß es sich in der Wohnbauleistung 
niederschlagen muß, wenn nur eine bestimmte 
Summe zur Verfügung steht, wir aber statt bisher 
50 Prozent öffentliches Darlehen die Förderung auf 
70, 65 oder 60 Prozent anheben. Da ist 1982, wo die 
Ausgangsbasis auch bereits 5.500 Wohnungen im 
Normalprogramm der Wohnbauförderung war, 
noch nicht zum Tragen gekommen. Das deshalb, 
weil dank der Beschlüsse der Bundesregierung und 
der SPÖ-Mehrheit im Parlament das Sonderwohn­
bauprogramm beschlossen und von Wien auch um­
gesetzt wurde. Damit ist diese verringerte Zahl von 
5.500 Wohnungen 1982 noch nicht zum Tragen ge­
komµien, es wird aber 1983 der Fall sein. 

Wir haben aber aufgrund der notwendigen Maß­
nahmen eine Vorschau getroffen und aufgrund der 
Übersicht der Projekte, die wir beabsichtigen, im 
heurigen Jahr· einer Förderung zuzuführen, alles 

unternommen, so daß es sich, wenn ich das durch­
rechne, hoffentlich ausgeht, daß wir sogar 5.700 
Wohnungen, das heißt um 200 mehr, bauen können. 

Damit ist, glaube ich, der erste Teil Ihrer Frage 
richtiggestellt und beantwortet. Was den zweiten 
Teil Ihrer Frage betrifft, bitte ich um Verständnis, 
daß ich jetzt nicht die Vorschau des fünfjährigen 
Wohnbauprogramms bei mir habe und daher nicht 
im Detail dazu Stellung beziehen kann. 

Präsident Pfoch: Eine zweite Zusatzfrage? -
Bitte, Herr Präsident Hahn. · 

Abg. Hahn: Nachdem Sie eine Rücklage von 
immerhin 760 Millionen Schilling genannt haben, 
wobei Sie jetzt wahrscheinlich nicht sagen können, 
ob der Bund das erste Quartal 1983 schon überwie­
sen hat oder nicht - ich nehme eher an nein, so daß 
der derzeitige buchmäßige Stand.der Rücklage ein 
viel höherer ist - , frage ich Sie, ob Sie bereit sind, 
im Jahre 1983 doch verstärkt Mittel, vor allem in 
den sieben Untersuchungsgebieten, für die Sie in 
einer Pressekonferenz verschiedene, die Wohnum­
gebung verbessernde Maßnahmen angekündigt ha­
ben, zur Verfügung zu stellen. 

Kollege Peter Mayr und ich haben bei der Bud­
getdebatte einen Antrag gestellt, und wir haben ge­
fragt, wie hoch denn überhaupt die Kosten in den 
Untersuchungsgebieten wären, um die Bausubstanz 
der Häuser zu erhalten, denn das erscheint uns als 
der wesentliche Punkt. 

Sind Sie also bereit, in diesen Untersuchungs­
gebieten mehr Mittel einzusetzen, und zwar auch 
im Wege der großen Wohnungsverbesserung, da ja 
im Endergebnis vor allem hier verbesserte Wohnun­
gen durch das günstige Finanzierungssystem der 
Wohnbauförderung für die Mieter der zweckmäßig­
ste Weg wären? 

Präsident Pfoch: Herr Stadtrat. 
Amtsführender Stadtrat Hatzl: Herr Präsident! 

Ich weiß, daß Sie eigentlich von der Zahl - es 
waren 762 und nicht 780 Millionen Schilling -
enttäuscht sind, weil Sie angenommen haben, es 
wird sich wieder an der Milliardengrenze bewegen. 
Es war mir schon klar, daß Sie mich diesmal nicht 
loben werden, weil ich eigentlich nur bei 762 Millio­
nen Schilling bin, obwohl das genau dem entspricht, 
was Sie immer meinten, wenn Sie sagten, man soll 
die Rücklage verringern. 

A ' 

Ich bekenne mich .trotz dieser günstigen . Zahl 
und trotz des bedauernden Tones, den ich aus Ihrer 
Fragestellung herausgehört habe, zu meinen frühe­
ren Äußerungen, daß bestimmte Stichtage bei 
Rücklagen, was die Zahlen betrifft, unterschiedlich 
sind. Weder wenn sie besonders hoch sind oder 
wenn sie besonders niedrig sind haben sie in die­
sem Zusammenhang eine besondere Bedeutung, 
weil ja die Rücklagen der Wohnbauförderung nicht 
Rücklagen sind, die man hortet, um Geld zu ha­
ben, sondern zeitgerecht:zur Verfügung stehen sol­
len für jene, die diese Mittel jederzeit al;>rufen 
können aufgrund des Baufortschrittes, um Zwi­
schenfinanzierungen zu vermeiden. Daher gilt 
meine Argumentation, die ich sonst bei 1,1 oder bei 
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1,3 Milliarden treffe, auch bei 762 Millionen Schil­
ling. 

Was das zweite betrifft, wieweit ich bereit bin, in 
den Untersuchungsgebieten Wohnbauförderungs­
mittel einzusetzen, darf ich Ihnen sagen: Für den 
Verwendungszweck, für den die Wohnbauförderung 
vorgesehen ist, werde ich sie jederzeit einsetzen. 
Das heißt: Gibt es genügend Anträge aus diesen Ge­
bieten von Hauseigentümern, die die große Woh­
nungsverbesserung in Anspruch nehmen wollen, 
oder von Mietern, die die kleine W ohnungsverbesse­
rung in Anspruch nehmen wollen, garantiere ich Ih­
nen bereits heute so wie in der Vergangenheit, daß 
die Beträge, die gewünscht werden, auch zur Verfü­
gung stehen. Das ist gar kein Zweifel. In diesen Be­
reichen der großen und der kleinen Wohnungsver­
besserung gibt es eine Priorität für jene Anträge, 
die aus den Stadterneuerungsgebieten kommen, 
egal, ob es schon beschlossene Assanierungsgebiete 
sind oder nicht. Da hat es nie Probleme gegeben, 
und es wird auch in Zukunft keine Probleme geben. 

Für andere Dinge, die nicht durch die gesetzli­
chen Bestimmungen der Wohnbauförderung ge­
deckt sind, kann ich natürlich Wohnbauförderungs­
mittel nicht verwenden. Aber bei dem, was gedeckt 
ist, wird jeder einzelne Fall so rasch als möglich er­
ledigt und werden die Mittel gesichert zugewiesen. 

Präsident Pfoch: Mit der Beantwortung der 
9. Anfrage ist auch die Fragestunde beendet. 

Vor Eingang in die Tagesordnung nehme ich 
eine Umstellung derselben vor und lasse zuerst die 
unter Postnummer 5 vorgesehenen Wahlen durch­
führen. 

Die Mitglieder des Bundesrates Dr. Franz Skot­
ton, Kurt Heller, Johann Schmölz, Reinhold Suttner, 
Dkfm. Alfred Hintschig, Elisabeth Dittrich, Norbert 
Tmej und Walter Strutzenberger sowie die Ersatz­
mitglieder Stadtrat Ing. Fritz Hofmann, Landtags­
abgeordneter Leopold Mayrhofer, Landtagsabge­
ordneter Rudolf Pöder, Staatssekretärin Johanna 
Dohnal, Landtagsabgeordneter Herbert Dinhof, 
Landtagsabgeordnete Prof. Dipl.-Vw. Karoline Plus­
kal, Regierungsrat Franz Stodola und Landtagsab­
geordneter Franz Gawlik haben ihre Mandate mit 
Wirksamkeit vom 7. März 1983 zurückgelegt. Da­
durch werden die 1., 3., 4., 6., 7., 9., 10. und 12. Stelle 
der vom Wiener Landtag zu wählenden Bundesrats­
mitglieder und Ersatzmitglieder frei. 

Gemäß § 29 Abs. 4 der Geschäftsordnung sind 
Wahlen, sofern der Landtag nicht mit Zweidrittel­
mehrheit anders beschließt, mittels Stimmzettel 
vorzunehmen. Ich schlage vor, die Wahlen durch Er­
heben der Hand durchzuführen, und ersuche jene 
Damen und Herren des Landtages, die meinem Vor-· 
schlag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der 
Hand. - Ich danke. Das ist ein einhelliger Be­
schluß, und ich werde daher so verfahren. 

Die Sozialistische Partei Österreichs schlägt als 
neue Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder mit Wirk­
samkeit vom 7. März 1983 mit folgender Reihung 
vor: 

für die 1. Stelle: Reinhold Suttner als Mitglied 
und Stadtrat Ing. Fritz Hofmann als Ersatzmitglied, 

für die 3. Stelle: Kurt Heller als Mitglied und 
Landtagsabgeordneten Leopold Mayrhofer als Er­
satzmitglied, 

für die 4. Stelle: Johann Schmölz als Mitglied 
und Landtagsabgeordneten Rudolf Pöder als Er­
satzmitglied, 

für die 6. Stelle: Dkfm. Alfred Hintschig als Mit­
glied und Staatssekretärin Johanna Dohnal als Er­
satzmitglied, 

für die 7. Stelle: Elisabeth Dittrich als Mitglied 
und Landtagsabgeordneten Herbert Dinhof als Er­
satzmitglied, 

für die 9. Stelle: Norbert Tmej als Mitglied und 
Landtagsabgeordnete Prof. Dipl.-Vw. Karoline Plus­
kal als Ersatzmitglied, 

für die 10. Stelle: Walter Strutzenberger als Mit­
glied und Regierungsrat Franz Stodola als Ersatz­
mitglied und 

für die 12. Stelle: Professor Dr. Harald Ogris als 
Mitglied und Landtagsabgeordneten Franz Gawlik 
als Ersatzmitglied. 

Bevor ich nun über den Wahlvorschlag der So­
zialistischen Partei Österreichs abstimmen lasse, 
möchte ich noch bemerken, daß die Wählbarkeit des 
Herrn Professors Dr. Harald Ogris überprüft wurde. 

Jene Damen und Herren, die nun diesem Wahl­
vorschlag zustimmen wollen, ersuche ich um ein 
Zeichen mit der Hand. - Ich danke. Das ist mit 
Stimmenmehrheit angenommen. 

Wir kommen somit zur Post 1 der Tagesordnung. 
Sie betrifft den Abschluß einer Vereinbarung ge­
mäß Artikel 15 a Bundes-Verfassungsgesetz über 
den höchstzulässigen Schwefelgehalt im Heizöl, wo­
für gemäß § 139 Abs. 2 der Wiener Stadtverfassung 
die Zustimmung des Landtages erforderlich ist. 

Berichterstatter hiezu ist der Herr amtsfüh­
rende Stadtrat Schieder. Ich ersuche ihn, die Ver­
handlungen einzuleiten. 

Berichterstatter amtsführender Stadtrat Schie­
der: Herr Präsident! Hoher Landtag! Bei dieser Vor­
lage geht es um die Wiener Luft, und nicht nur um 
die Wiener Luft, sondern auch um die Luftqualität 
in ganz Österreich, die durch die Herabsetzung des 
Schwefelgehaltes im Heizöl verbessert werden soll. 

Der Wiener Landtag hat bereits mit Beschluß 
vom 24. Oktober 1980 den Abschluß einer Vereinba­
rt.mg gemäß Artikel 15 a Bundes-Verfassungsgesetz 
über den höchstzulässigen Schwefelgehalt im 
Heizöl gemäß § 139 Abs. 2 der Wiener Stadtverfas­
sung genehmigt. Wir alle wissen, daß die Vereinba­
rung letztlich dann doch nicht zustande kam, weil 
der Bund seine bis dahin bestehende Bereitschaft 
zum Vertragsabschluß zurückzog. 

Nach neuerlichen Verhandlungen haben der 
Bund und die Länder im Rahmen der am 17. No­
vember 1982 stattgefundenen Landeshauptmänner­
konferenz die dem Antrag beiliegende Vereinba­
rung unterzeichnet. 

Diese Vereinbarung unterscheidet sich von der 
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Vereinbarung, die der Landtag seinerzeit bereits ge­
nehmigt hat, im wesentlichen dadurch, daß die im 
Art. 2 Abs. 1 vorgesehenen Termine bzw. prozentu­
ellen Massenanteile, also der höchstzulässige 
Schwefelgehalt, geändert wurden. 

Wie in den Erläuterungen zur Vereinbarung 
zum Ausdruck gebracht wird, entsprechen der Zeit­
plan und die Werte den technischen Möglichkeiten. 

Da die nunmehr vorliegende Vereinbarung nicht 
ident ist mit derjenigen, die der Landtag, wie ge­
sagt, am 24. Oktober 1980 genehmigt hat, ist es er­
forderlich, die neue Vereinbarung dem Landtag zur 
Genehmigung vorzulegen. 

Ich stelle daher den Antrag, der Wiener Landtag 
wolle beschließen: 

1. Der Abschluß der Vereinbarung über den 
höchstzulässigen Schwefelgehalt im Heizöl zwi­
schen dem Bund und den Ländern wird gemäß § 139 
Abs. 2 der Wiener Stadtverfassung genehmigt. 

2. Der Beschluß vom 24. Oktober 1980, mit dem 
der Abschluß einer Vereinbarung über den höchst­
zulässigen Schwefelgehalt im Heizöl zwischen dem 
Bund und den Ländern gemäß § 139 Abs. 2 der Wie­
ner Stadtverfassung genehmigt wurde, wird aufge­
hoben. 

Meine Damen und Herren des Wiener Landta­
ges! Diese Vereinbarung stellt einen ersten und we­
sentlichen Schritt zur Verbesserung der Luft und 
damit auch der Wiener Umwelt dar. 

Ich verhehle nicht - und der Landtag hat das ja 
durch seinen ursprünglichen Beschluß zum Aus­
druck gebracht -, daß die Wiener Vorstellungen 
über die nunmehr einheitlichen Werte hinausge­
gangen sind. Wir hätten uns eine weit stärkere Re­
duktion des Schwefelgehaltes im Heizöl vorstellen 
können. 

In diesem Sinne ist diese Vereinbarung ein er­
ster positiver Schritt, dem unserer Meinung nach 
weitere Schritte zu einer weiteren Reduktion des 
Schwefelgehaltes im Heizöl folgen müssen. 

Präsident Pfoch: Ich danke. 

Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abg. Dipl.-Ing. Dr. Pawkowicz. Ich erteile 
es ihm. 

Abg. Dipl.-Ing. Dr. Pawkowicz: Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 'Bund 
und die Länder sollen also eine Vereinbarung 
schließen, die zum Ziele hat, eben diese schädlichen 
Immissionen zu verringern. 

Sicher kommt diese Vereinbarung überhaupt 
nur zustande, weil in der Bevölkerung in den letz­
ten Jahren, in den letzten Monaten ein immer grö­
ßerer Wille nach einer gesunden Umwelt zu ver­
zeichnen ist und dieser größere Wille auch deutli­
cher spürbar wird. 

Das hat schließlich ganz offensichtlich auch 
dazu geführt, daß man etwa beim Kohlekraftwerk 
Dürnrohr jetzt doch daran denkt, der .freiheitlichen 
Forderung; die wir hier einige Male deponiert ha­
ben und mit der wir immer wieder in die Öffentlich­
keit gegangen sind, nachzukommen und dort eine 

Rauchgasentschwefelung einzubauen, die nun tat­
sächlich dem letzten Stand der Technik entspricht, 
das heißt, man beabsichtigt, dort 95 Prozent vorzu­
schreiben. 

Nachdem, wie Sie wissen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, der Wiener Bürgermeister den 
Einspruch· Wiens gegen die 60prozentige Rauchgas­
entschwefelung zurückgezogen hat, dürfen wir nun 
jedenfalls hoffen und sehen auch hier einen Erfolg, 
daß nun zumindest der Landeshauptmann von Nie­
derösterreich unserer Forderung und der Forde­
rung, die auch Umweltschützer im Tullnerfeld im­
mer wieder ganz deutlich vorgebracht haben, nach­
kommt. Das heißt, es dürfte doch auf fruchtbaren 
Boden gefallen sein. Landeshauptmann Ludwig hat 
jedenfalls unseren Forderungen entsprochen und 
eine 95prozentige Entschwefelung zugesichert. 

Ich weiß nicht, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ob das nun ein billiges Wahlversprechen ist, 
denn noch vor wenigen Wochen hat Landeshaupt­
mann Ludwig erklärt, daß der letzte Stand der 
Technik die 60prozentige Entschwefelung sei. Da 
wohl nicht angenommen werden kann, daß die 
Technik ausgerechnet in diesen letzten Wochen vor 
der Nationalratswahl diesen Sprung vorwärts ge­
schafft hat und nun doch plötzlich ein um 30 Pro­
zent verbessertes Verfahren existiert, gibt es zwei 
Möglichkeiten: Entweder diese ganze . Geschichte 
stimmt nicht und es ist tatsächlich so, daß man 
diese Technik erst in zwar durchaus absehbarer 
Zeit soweit haben wird, oder aber es gab sie schon, 
nur ist man darauf nicht eingegangen und kommt 
jetzt sozusagen im letzten Augenblick vor den Wah­
len und sagt: Jetzt geht es plötzlich. 

Wie auch immer: Wir werden uns diese W ahlaus­
sage sehr genau merken, und wenn es dann in eini­
gen Monaten im wahrsten Sinne des Wortes wieder 
billiger gegeben wird, werden wir jedenfalls mit 
Nachdruck darauf hinweisen. Es ist mit eine der 
Aufgaben einer Oppositionspartei, den Anliegen des 
Umweltschutzes und der· Umweltpflege mit allem 
Nachdruck zum Durchbruch zu verhelfen. Wir wer­
den diese Forderungen und Anliegen den Verant-

, wortlichen - und die Verantwortlichen sind nun 
einmal jene, die die Mehrheitsparteien stellen, ganz 
gleich, ob jetzt in der Bundeshauptstadt oder in den 
Ländern - weiter vortragen, und wir erhoffen uns 
auch, daß sich der nötige Erfolg einstellen wird. 

Meine Damen und Herren! Soweit zum Problem 
Dürnrohr, das aber sicherlich sehr eng im Zusam­
menhang zu sehen ist mit dem jetzigen Vertrag, den 
wir abschließen sollen. 

In der vorliegenden Vereinbarung über den 
höchstzulässigen Schwefelgehalt im Heizöl, die nun 
geschlossen werden soll, finden wir in den Erläute­
rungen folgenden Text: 

„Die Verbrennung von schwefelreichem Heizöl 
führt zu einer erheblichen Luftverschmutzung 
durch Schwefeloxide und im Gefolge zu einem oft 
merklich erhöhten Säuregehalt der Niederschläge. 
Diese Immissionen sind geeignet, unter anderem 
Flora und Fauna schwer zu belasten" - das wissen 
wir - ,,und - insbesondere im Zusammenwirken 
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mit Stäuben - die menschliche Gesundheit zu be­
einträchtigen." Auch das, meine Damen und Her­
ren, ist also völlig klar . .,Die Begrenzung des Schwe­
felgehaltes von Heizöl entspricht daher einem ern­
sten Anliegen des Umweltschutzes und wird auch 
von internationalen Organisationen, die sich mit 
den Fragen befassen, dringend empfohlen. Diese 
Begrenzung" - heißt es dann weiter - .,ist außer­
dem ein geeignetes Instrument zum Schutz der Um­
welt, da sie unabhängig von der Verbrennungsein­
richtung und der Abgasführung zu einer Verringe­
rung der Luftverschmutzung führt." 

Hier besteht völlige Übereinstimmung, nur, jetzt 
schauen wir uns an, was in der weiteren Folge tat­
sächlich geschieht. 

Es gibt in diesem Vertrag den Art. 2, in dem der 
höchstzulässige Schwefelgehalt sehr genau ange­
führt wird. Und hier finden Sie, meine Damen und 
Herren, wenn Sie das genau angesehen haben, die 
Werte von vorgestern. Es erscheint daher fast un­
glaublich, was uns hier vorgesetzt wird, was uns 
hier zugemutet wird und wo wir heute tatsächlich 
mitstimmen und unterschreiben sollen. 

Da darf doch wahrlich - das ist hier so festge­
legt - der Schwefelgehalt im Heizöl schwer bis ein­
schließlich 31. Dezember 1983 3 Prozent betragen, 
ab Jänner 1984 dann 2,5 Prozent und ab Jänner 1985 
2 Prozent. 

Dazu muß man aber wissen, denn die Prozent­
zahlen allein sagen ja noch sehr wenig, daß etwa 
das Wiener Kraftwerk am Steinspornweg, also 
eines der letztgebauten Wiener Kraftwerke, heute 
bereits mit Heizöl befeuert wird, das nur einen 2pro­
zentigen Schwefelgehalt ausweist, der hier erst für 
1985 vorgesehen ist. 

Jetzt könnte man sagen: Wie schön, wie gut. 
Aber in Wirklichkeit gehen wir hier doch eigentlich 
einen umgekehrten, einen verkehrten Weg. Das 
Kraftwerk produziert nämlich Schadstoffe. Auch 
das wissen wir. Interessant ist ferner, daß die Kraft­
und Fernheizwerke an der Verschmutzung der Wie­
ner Luft mit zirka 37 Prozent beteiligt sind, wäh­
rend etwa 22 Prozent der Emissionen auf die Haus­
halte entfallen. Aber diese Kraftwerke, die einen so 
großen Anteil darstellen, heizen ja im wesentlichen 
mit Heizöl schwer. Die Gefährdung der Wälder und 
der Natur und natürlich die Gefährdung unserer 
Gesundheit etwa auch durch den sogenannten sau­
ren Regen ist eben durch den Gehalt von Schwefel­
dioxid begründet. 

Meine Damen und Herren! Deshalb hat ,man 
sich - das darf ich in Erinnerung rufen - , als das 
Kraftwerk Steinspornweg gebaut wurde, i:nit der 
Zentralanstalt für Meteorologie und Geodynamik in 
Verbindung gesetzt, und dann wurde verbindlich 
festgelegt, daß dieses Kraftwerk eben nur mit 
Heizöl mit einem Schwefelgehalt von 2 Prozent be­
trieben werden darf. 

Meine Damen und Herren! Das war im Jahre 
1981. Und nun darf ich Ihr Augenmerk auf eine 
ganz interessante Tatsache lenken. Dieses Kraft­
werk heizte im vergangenen Jahr nur etwa 50 Pro­
zent der Gesamtzeit mit diesem Heizöl, das an sich 

nur 2 Prozent Schwefel beinhaltet, und die zweite 
Hälfte der Feuerung wurde mit Erdgas betrieben, 
das keine Schwefelbestandteile hat. Obwohl also 
zirka die halbe Betriebszeit mit dem Heizöl gefah­
ren wird, dessen Schwefelgehalt schon um ein Drit­
tel geringer ist, als es die heutige Vereinbarung vor­
sieht, ergab sich im Jahresdurchschnitt ein mittle­
rer SO2-Gehalt von 2.000 Milligramm je Kubikmeter 
Abgas. 

Meine Damen und Herren! Der Emissionsgrenz­
wert, der dem heutigen Stand der Technik ent­
spricht und der international anerkannt ist, beträgt 
etwa 400 Milligramm pro Kubikmeter_:, ist also fünf­
mal geringer, oder umgekehrt gesagt: Die Werte in 
dem von mir genannten Wiener Kraftwerk liegen 
um 500 Prozent über der internationalen Toleranz­
grenze, obwohl, wie gesagt, nur die halbe Zeit mit Öl 
mit 2 Prozent Schwefel gefahren wird. 

Nun sollen wir eine Vereinbarung abschließen, 
wo ein Schwefelgehalt von 2 Prozent erst für den 
Jänner 1985 verlangt wird. Ich kann mir gar nicht 
vorstellen, daß man eine solche Vereinbarung 
schließen kann, denn was bedeutet das denn? Hier 
soll uns der in die Zukunft projizierte Stand der 
Technik von vorgestern zugemutet werden. Das 
sieht doch wie eine Verhöhnung der Bevölkerung 
aus. Es ist doch ganz unmöglich, hier mitzugehen. 

Mir ist schon klar, daß dieses Papier jetzt noch 
vor der Wahl verabschiedet werden soll, denn wenn 
man es nicht genau durchleuchtet, glaubt man viel­
leicht wirklich, es bringe eine Verbesserung im Hin­
blick auf den Umweltschutz. Dem ist aber nicht so. 
Es bringt überhaupt nichts! Man geht den umge­
kehrten Weg. Ich meine sogar, daß hier eine Gefähr­
dung eintritt! Es kommt mir gerade so vor, als wolle 
man mit dem vorliegenden Abkommen den Um­
weltgedanken persiflieren. 

Wir Freiheitlichen verlangen, den Schwefelge­
halt im Heizöl schwer auf 0,5 Prozent zu senken. 
Das ist ein Wert, der heute schon in den Vereinigten 
Staaten als verbindlich angesehen wird und der 
sich dort auch bestens bewährt hat. Das Beispiel 
New York zeigt, daß mit 0,5 Prozent Schwefelgehalt 
im Heizöl eine deutliche Verbesserung der Luft­
und Sichtverhältnisse eingetreten ist. Es darf doch 
erwartet werden, daß ein solcher Schwefelgehalt im 
Heizöl auch in Wien und in ganz Österreich durch­
zusetzen sein muß. Ich kann mir nicht vorstellen, 
daß unsere Gesundheit weniger wert sein soll. 

Natürlich kann sich nicht jeder, der aufgrund 
der schlechten Luftverhältnisse in Wien vielleicht 
an Bronchitis oder an irgend etwas anderem leidet, 
in mildere Gefilde, in gesündere Luft zurückziehen; 
Das ist uns schon klar. Jeder ginge lieber dort hin, 
wo es gesünder ist. (Landeshauptmann Gratz: Er 
will nach New York!) New York wäre tatsächlich 
gut, Mallorca natürlich noch besser, Herr Landes­
hauptmann! In diesem Fall wäre man aber auch in 
New York besser dran als in Wien. 

Meine Damen und Herren! Wir Freiheitlichen 
stellen daher folgenden Beschlußantrag: 

.,Die dem Wiener Landtag zur Genehmigung vor-
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liegende Vereinbarung über den höchstzulässigen 
Schwefelgehalt im Heizöl enthält im Art. 2 Abs. 1 
für Heizöl schwer Werte, die völlig untragbar sind 
und dem heutigen Stand der Technik in keiner 
Weise entsprechen. Ein Akzeptieren dieser Maxi­
malwerte stellt eine Anerkennung der unbefriedi­
genden De-facto-Situation dar. 

Die gefertigten Landtagsabgeordneten stellen 
daher gemäß § 28 Abs. 3 der Geschäftsordnung des 
Landtages für Wien nachfolgenden Beschlußantrag: 

/ 

Die Landesregierung wird aufgefordert, mit den 
Vertragspartnern unverzüglich neue Verhandlun­
gen mit dem Ziel aufzunehmen, den höchstzulässi­
gen Schwefelgehalt im Heizöl bis 1. Jänner 1985 auf 
0,5 Prozent zu senken." 

Präsident Pfoch: Ich danke. Als nächster Redner 
ist Herr Abg. Dr. Hawlik zu Wort gemeldet. Ich er-
teile es ihm. · 

Abg. Dr. Hawlik: Sehr geehrter Herr Vorsitzen­
der! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben 
vor uns diese Vereinbarung liegen, über die Kollege 
Pawkowicz schon gesprochen hat, die Vereinbarung 
zwischen dem Bund und den Bundesländern bezüg­
lich des höchstzulässigen Schwefelgehaltes im 
Heizöl. 

Ich gebe dem freiheitlichen Kollegen recht, 
wenn er sagt, daß die in dieser Vereinbarung ange­
führten We~te einfach zu hoch angesetzt sind und 
daß es international gesehen bereits niedrigere 
Werte gibt. Was ich allerdings auch zu bedenken 
gebe, ist, daß ein Nichtbeschließen dieser Vereinba­
rung wieder eine Art vertragslosen Zustand herauf­
beschwören würde, so daß jedes Bundesland aber­
mals, sozusagen entsprechend der Lobby, die dort 
am stärksten vertreten ist, den Schwefelgehalt an­
setzen kann, wie immer es will. 

Sinnvoll ist die Vereinbarung - sie ist als ein er­
ster Ansatz zu verstehen - aus zwei Gründen. Zu­
nächst, weil sie einen ersten Schritt zu gleichwerti­
gen Lebensbedingungen für die Bürger darstellt, 
weil man von vornherein versucht, Werte festzule­
gen, die nicht nur in einem Land Geltung haben sol­
len, sondern in allen Bundesländern. Und sinnvoll 
ist diese Regelung auch aus einem zweiten Grund: 
Weil hier versucht wird, vom Verursacherprinzip 
auszugehen, das heißt, nicht im nachhinein jeman­
den zu bestrafen oder zu besteuern, wie das zum 
Beispiel bei der Verordnung über die Aluminiumdo­
sen oder über die Plastikflaschen der Plan ist. Hier 
wird von vornherein versucht, Werte festzulegen, 
die eingehalten werden sollen. Daher ist diese Ver­
einbarung ein erster Schritt - so sehen wir das - , 
wobei wir wirklich sagen, daß die Werte, die hier an­
. geführt sind, bei weitem zu hoch liegen. 

Bevor ich auf diese Werte zu sprechen komme, 
möchte ich zu überlegen geben, was diese Vereinba­
rung für die Wiener Luft bedeutet. Bezüglich der 
Reinhaltung der Wiener Luft - man sollte sich 
kurz noch einmal vor Augen führen, wie die Luftsi­
tuation in Wien eigentlich ist - bedeutet dieser 
Vertrag keinerlei Verpflichtung, weil, wie der Kol­
lege Pawkowicz schon angeführt hat, in den kalori-

sehen Kraftwerken teilweise heute schon Heizöl 
schwer mit 2 Prozent Schwefelgehalt verwendet 
wird. 

Zu befürchten ist, daß alle Umweltverschmut­
zungen der Luft, die wir derzeit in Wien haben, wei­
terbestehen bleiben. Ich will nur anreißen, was da­
mit gemeint ist. Gemeint sind die 40.000 Tonnen 
Schwefeldioxid, die jährlich in Wien in die Luft ge­
blasen werden und die als saurer Regen zurück­
kommen, bedingt durch die nicht vorhandenen Fil­
teranlagen in den kalorischen Kraftwerken. Ich will 
Sie nun nicht im einzelnen mit Zahlen belasten und 
Ihnen sagen, wie hoch etwa die Belastung durch das 
Schwefeldioxid aus den Kraftwerken Simmering 
und Donaustadt ist. 

Die Lebensqualität in Wien wird aber auch 
durch die Hauptkläranlagf! und durch die Vernich­
tung von Sondermüll durch die EBS sowie durch 
das Nichtfunktionieren des Rinter-Mistzeltes bela­
stet. Dadurch werden nämlich andere Müllverbren­
nllcngsanlagen gezwungen, mehr Müll zu verbren­
nen, und durch diesen höheren Verbrennungsauf­
wand entstehen wieder gesundheitliche Schäden 
der Anrainer. Sie konnten das neulich in den Zei­
tungen lesen. 

Erinnern Sie sich nur an die verschiedenen Stu­
dien, die von der MA 22 herausgekommen sind, die 
darauf hingewiesen haben, was die Luftverschmut­
zung für die Gesundheit der Bevölkerung bedeutet. 
In einer jüngsten Publikation der Wiener Ärzte­
kammer aus dem Dezember 1982 wird eine Studie 
eines Leipziger Ärzteteams veröffentlicht, die nach­
weist, daß Kinder in jenen Großballungsräumen, wo 
die Luft besonders schlecht ist, besonders betroffen 
sind, mehr als in anderen untersuchten Gebieten. 
Das wird im Ballungsraum Wien nicht anders sein 
als in den untersuchten Gebieten Deutschlands. 

Das heißt, es ist die Gesundheit der Bürger ge­
fährdet, aber nicht nur das, Sie wissen genau, es ist 
die Natur, es sind die Bäume und sogar die Gebäude 
in Wien durch die Luftverschmutzung gefährdet. 
Man hat nicht den Eindruck - und diesen Vorwurf 
gilt es zu erheben -, daß hier besonders stark 
daran gearbeitet wird, daß es zu einer Änderung der 
Luftsituation in Wien kommt. 

Ich hatte ein persönliches Erlebnis beim letzten 
,,Tag der offenen Tür", wo der sogenannte Umwelt­
computer gezeigt wurde und darüber hinaus bunte 
Bilder, Infrarotaufnahmen, zu sehen waren, die 
Bäume gezeigt haben, die durch Salz oder sauren 
Regen geschädigt waren. Ich habe mich dabei un­
willkürlich daran-erinnert, daß man früher in den 
Volksschufen den. Kindern Bilder gezeigt und ge­
sagt hat: Das ist eine Tanne, das ist eine Pappel, das 
ist eine Erle. Heute denkt man offenbar daran, die 
Leute bereits an den Schrecken zu gewöhnen: Das 
ist ein Baum, der durch sauren Regen und das 
einer, der durch Salz geschädigt ist. - Und daneben 
der Computer, der ausweist, wie hoch der Schwefel­
gehalt und die Luftverschmutzung sind. Auf die 
Frage, warum das nicht anders ist, kommt die Ant­
wort: Na ja, eine Änderung käme zu teuer. 

Herr Stadtrat Hofmann sagte noch im August 



34. Sitzung vom 4. Februar 1983 17 

des Vorjahres - zitiert aus dem „Kurier" -: Es be­
steht eigentlich keine Möglichkeit, die alten Kraft­
werke, die es in Wien gibt, umzurüsten. - Der Herr 
Landeshauptmann Gratz hingegen hat in Beant­
wortung der dringlichen Anfrage zu Dürnrohr im 
November des vorigen Jahres gesagt, er würde sich 
verpflichten, eine Art Etappenplan für die kalori­
schen Kraftwerke vorzulegen, das hieße, bis zu wel­
chem Zeitpunkt welche Kraftwerke umzurüsten 
wären. Dieser Etappenplan steht bis heute aus, und 
daher ist der Eindruck eigentlich der, daß hier nicht 
sehr viel getan wird, um diese Luftsituation zu ver­
ändern. 

Dieser Eindruck verstärkt sich durch die Art 
und Weise, wie die ganze Diskussion um Dürnrohr 
abgeführt worden ist. Der Kollege Pawkowicz 
sprach davon, das sei jetzt vor der Wahl ein billiges 
Wahlzuckerl des niederösterreichischen Landes­
hauptmannes. Ich möchte sagen: Wohl dem Landes­
hauptmann, der solche W ahlzuckerl verteilt. Hier 
geht es um die Gesundheit der Bevölkerung. Er hat 
das Versprechen abgegeben, beim Kraftwerk Dürn­
rohr für eine hundertprozentige Rauchgaserfas­
sung und eine 90- bis 95prozentige Entschwefelung 
Sorge zu tragen. Ein solches Wahlzuckerl könnte ja 
auch der Herr Landeshauptmann von Wien anbie­
ten, indem er sagt: Wir werden die kalorischen 
Kraftwerke in Wien umstellen, wir werden sie um­
rüsten, wir werden Filteranlagen einbauen. - Herr 
Bürgermeister! Diesem W ahlzuckerl steht nichts im 
Wege, und Sie sind sogar aufgefordert, ein solches 
anzubieten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Erinnern Sie sich bitte, wie die Debatte um 
Dürnrohr begonnen hat. Man hat ursprünglich eine, 
ich würde sagen, sehr erschütternde Studie vorge­
legt, jene Studie der MA 22, die nachgewiesen hat, 
welche Arten von Krankheiten zu erwarten sein 
werden, wenn Dürnrohr wie geplant gebaut wird. 
Das war im Jänner 1980. Schon im Juni 1980 hat 
Bürgermeister Gratz gesagt, das Kraftwerk wird 
nunmehr so errichtet, daß jeder schädigende Ein­
fluß auf die Umwelt ausgeschlossen werden kann. 
Also nur einige Monate später, wo sich an der Tech­
nik eigentlich überhaupt nichts verändert hat. 

Am 23. Juni 1982 hat Stadtrat Schieder erklärt, 
daß es ohne die Entschwefelung aller Abgase in 
kürzester Zeit zum größten Attentat auf die Wiener 
Umwelt kommen werde. Und - Zitat Schieder - : 
Man nimmt am besten gleich Abschied vom Wiener­
wald. 

Im Juli 1982 machten sich sogar einige Bezirks­
vorsteher der SPÖ stark dafür, daß mindestens 
100 Prozent der Abgase entsprechend -zu reinigen 
sind, nämlich die Bezirksvorsteher von Penzing, 
Ottakring und Hernals. 

Am 14. Oktober 1982 gab es den Einspruch, und 
ohne daß sich in der Technik irgend etwas geändert 
hat, wurde dieser Einspruch im November zurück­
gezogen. 

Die Geschichte geht aber weiter. Der vielge­
schmähte Landeshauptmann Luawig hat sicherge­
stellt, daß das neue Kohlekraftwerk in Dürnrohr 
nur bei bestmöglicher Entschwefelung in Betrieb 

gehen wird. Er hat das erreicht, was weder der Bür­
germeister Gratz noch der Minister Staribacher 
noch der mit einer fulminanten Hasenherzigkeit 
agierende Minister Steyrer erreicht haben. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Was mich hie bei besonders wundert, ist, daß sich 
der Minister Steyrer, der in Ihren Reihen so hoch­
gelobt wird, als Umweltminister zu Dürnrohr über­
haupt nur einmal geäußert hat. Auf eine Anfrage 
hat er geantwortet, das Grundwasser wird durch 
den Bau von Dürnrohr nicht verschmutzt. Obwohl 
es dort eine Bürgerinitiative gibt, die von Ärzten ge­
leitet wird, obwohl ärztliche Argumente ins Treffen 
geführt wurden, hat sich Minister Steyrer von dem 
Thema absentiert. Der Minister Staribacher wie­
derum hat sich überhaupt absentiert und sich gegen 
die Verbundgesellschaft eigentlich nicht durchge­
setzt. Nur der von Ihnen vielgeschmähte Landes­
hauptmann Ludwig hat jetzt etwas unternommen 
und eine wirksame Entschwefelung sichergestellt. 

Das ist der eigentliche Vorwurf, der Ihnen zu 
machen ist. Sie müssen politisch etwas wollen: Sie 
müssen sagen, das ist zu erreichen, das möchten 
wir, das ist für die Gesundheit der Wiener notwen­
dig. Und dann kann man auch die Technik damit be­
auftragen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn Sie das nicht tun, dann kann man sich 
wirklich die Frage stellen, warum Sie nicht gleich 
Ihre Beamten an Ihre Stelle rücken lassen, denn 
verwalten können die wahrscheinlich sogar ökono­
mischer und besser. 

Zum Abschluß: Sie selber, Herr Stadtrat Hatzl, 
haben im Jahre 1981 einen Antrag eingebracht, der 
einen weitaus niedrigeren Prozentsatz an Schwefel­
gehalt im Heizöl festlegen wollte. Sie haben in die­
sem Antrag vom Juni 1981 einen Schwefelgehalt 
von 1 Prozent vorgeschlagen. Jetzt haben wir eine 
Vereinbarung zu beschließen, die wesentlich später, 
nämlich erst im Jahre 1985, auf 2 Prozent kommt. 
Das ist wirklich nicht einsehbar, und daher haben 
wir zwei Vorschläge. 

Einen Vorschlag haben wir bereits in der dringli­
chen Anfrage zu Dürnrohr gemacht, und zwar den, 
daß sich der Herr Landeshauptmann bei der Bun­
desregierung für die Änderung des Durchführungs- . 
gesetzes zum Dampfkesselemissionsgesetz einset­
zen möge, um einen dem Stand der Technik ent­
sprechenden Höchstwert von 400 Milligramm 
Schwefeldioxid pro Kubikmeter zu erreichen, ein 
Wert, den auch die Regierung in der Bundesrepu­
blik Deutschland beschlossen hat. 

Das zweite: Da Sie in bestimmten Kraftwerken 
bereits Heizöl mit einem niedrigeren Schwefelwert 
einsetzen, ist es ddch sinnvoll, zu verlangen - wenn 
Sie das ohnehin auch selbst beantragt haben - , in 
Verhandlungen mit der ÖMV einzutreten, um für 
Wien Sonderbestimmungen, Sondergenehmigun­
gen, Sonderlieferungen zu erhalten, die es ermögli­
chen, jenen Wert zu erreichen, den Sie selber errei­
chen wollen. Herr Stadtrat Schieder hat in mehre­
ren Anfragebeantwortungen gesagt, er möchte 
einen Wert von 0,5 Prozent erreichen. Es wäre da­
her vernünftig, etappenweise vorzugehen, indem 
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man sagt, ab dem Jänner 1984 wäre möglicherweise 
ein Schwefelgehalt im Heizöl von 1 Prozent und ein 
Jahr später ein solcher von 0,5 Prozent erstrebens­
wert. 

Meine Damen und Herren! Umweltschutz kennt 
keine Partei- und keine Landesgrenzen. Lassen Sie 
die Wiener wieder Frischluft einatmen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Präsident Pfoch: Zum Wort gemeldet hat sich 
der Herr Landeshauptmann Gratz. Ich erteile es 
ihm. 

Landeshauptmann Gratz: Herr Präsident! Hoher 
Landtag! Ich bin zu zwei Punkten angesprochen 
worden, wobei ich allerdings die konkreten Fragen 
meine und nicht die Kommentare. 

Ich möchte nur zu diesen beiden Punkten Stel­
lung nehmen. Zuerst zu Dürnrohr und zu den Erklä­
rungen des Herrn Landeshauptmannes Ludwig. 

Es ist für mich, obwohl das von einem Redner 
der Freiheitlichen Partei angedeutet wurde, völlig 

· undenkbar und ausgeschlossen, daß Landeshaupt­
mann Ludwig diese Erklärung nur unter dem Ein­
druck des Wahltermines abgegeben hat. Für mich 
ist das die Erklärung eines verantwortlichen Lan­
despolitikers, eines Kollegen, die jedenfalls nach 
ernster Prüfung der Unterlagen und eindeutig sach­
lich abgegeben wurde. 

Meine Damen und Herren! Ich bin deswegen 
eindeutig in dem bestätigt, was ich in der Debatte 
über die dringliche Anfrage gesagt habe. Ich sagte 
damals, wichtiger als ein Bescheid eines Gemeinde­
rates und wichtiger als ein Brief einer Kraftwerks­
gesellschaft ist mir die mündliche Zusage des zu­
ständigen Landeshauptmannes von ·Niederöster­
reich, den zum jeweiligen Zeitpunkt höchstmögli­
chen Entschwefelungsgrad durchzusetzen und vor­
zuschreiben. Ich habe damals gesagt, daß ich diese 
mündliche Zusage habe. Ich habe unter einigen 
Zwischenrufen und Gelächter seitens der Opposi­
tion gesagt, daß mir diese Zusage deswegen mehr 
wert ist als Bescheide einer Gemeinde, weil solche 
Zusagen die Basis sind, in der man in Österreich 
eben auch Politik macht. 

Ich bin froh, und ich stelle dankbar fest, daß der 
Herr Landeshauptmann Ludwig zum frühestmögli­
chen Zeitpunkt diese seine mündliche Zusage ein­
gehalten hat. 

Zum zweiten, was die Wiener E-Werke betrifft. 
Es stimmt, daß ich im Sommer des vorigen Jahres 
bei den Wiener E-Werken angeregt, wenn Sie wol­
len, angeordnet habe, eine Arbeitsgruppe einzuset­
zen, um gemeinsam mit jener österreichischen 
Firma, die die meiste Erfahrung hat, die weitere 
Vorgangsweise bei den Entschwefelungsanlagen 
der Wiener Kraftwerke zu prüfen. Da heute eine 
Landtagssitzung ist, bin ich nicht darauf vorberei­
tet. Ich habe mir vorgenommen, in der nächsten 
und letzten Sitzung des Gemeinderates - dann 
werde ich darauf vorbereitet sein - einen Etappen­
plan vorzulegen, der eine erhebliche Reduzierung 
der S02-Emission der Wiener Kraftwerke innerhalb 
der nächsten sieben Jahre vorsieht. Ich werde das, 

wie gesagt, im Detail in der nächsten Sitzung im 
Wiener Gemeinderat bekanntgeben. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Präsident Pfoch: Als nächster Redner zu Wort 
gemeldet ist der· Herr Landtagsabgeordnete Ou­
tolny. Ich erteile es ihm. 

Abg. Outolny: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich werde sicher 
kein großes Halleluja anstimmen in Anbetracht der 
Realisierungszeit, in Anbetracht der für uns alle un­
befriedigenden Werte. Ich betrachte den heutigen 
Schritt als einen Schritt weiter vorwärts, und ich 
sehe in dem heute zu fassenden Beschluß für uns 
nur die Aufgabe weiterzukämpfen, um möglichst 
bald den nächsten Schritt realisieren zu können. 

Es gibt über den Bereich des Schwefels im 
Heizöl hinaus ja noch genügend andere Problembe­
reiche, die wir versuchen müssen, in den Griff zu 
bekommen. Ich kann nur hoffen und erwarten, daß 
auch die Wissenschaft sich intensiver mit diesen 
Problembereichen beschäftigt und zu neuen Er­
kenntnissen kommt, damit wir dann eine Basis für 
richtige Entscheidungen haben. Tatsache ist -
wenn wir die Entwicklungen in Europa und in der 
Welt beobachten-, daß wir im Umweltbereich und 
insbesondere auch im Bereich der Luftverschmut­
zung, der Schadstoffe in der Luft, feststellen müs­
sen, daß gerade im Zusammenhang mit dem sauren 
Regen auch die Wissenschaft und die Technik noch 
nicht zu letzten Erkenntnissen gekommen sind. Vor 
wenigen Tagen sind Meldungen aus der Bundesre­
publik Deutschland gekommen, aus denen man ent­
nehmen konnte, daß sich die Wissenschafter über 
die wirklichen komplexen Zusammenhänge, die den 
sauren Regen und die Folgeerscheinungen verursa­
chen, noch nicht schlüssig geworden sind. 

Ein sehr wichtiger Bereich ist auch der Verkehr, 
wo m:eines Erachtens ein entscheidendes Umden­
ken ebenso wie in den Produktionsbereichen er­
forderlich ist. Wir können es uns ganz einfach nicht 
mehr leisten, nur aus kurzsichtigen Profitüberle­
gungen jedes x-beliebige Produkt auf den Markt zu 
werfen und dann mit hohem Aufwand den Men­
schen noch einzureden, dieses Produkt recht zahl­
reich zu kaufen, ohne Rücksicht darauf, welche Um­
weltschädigungen durch solche Produkte eintreten. 

Ich möchte nur ein paar Stichworte anführen. 
Die Frage derStickoxide, des Cadmiums und was es 

· sonst noch gibt, wird uns sicher noch sehr viel 
Sorge bereiten. Um.aber der historischen Wahrheit 
gerecht zu werden, kann ich es Ihnen nicht erspa­
ren, doch einige Fakten aufzuzeigen. Ich habe es 
schon wiederholt bei versch~edenen Gelegenheiten 
getan, kann es aber nicht oft genug wiederholen, 
weil anscheinend in weiten Bereichen immer wie­
der versucht wird, das zu ignorieren. Es handelt 
sich um die Tatsache, daß erst durch die Sozialisti­
sche Partei in diesem Land, durch die Mehrheits­
verhältnisse in diesem Land, durch das Vorhanden­
sein einer sozialistischen Bundesregierung und de­
ren Wirken, durch die Erarbeitung des Humanpro­
gramms überhaupt erst Umweltschutzinitiativen 
gesetzt wurden. (Abg. Hahn: Das glauben Sie selber 
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nicht!) Das können Sie nicht ignorieren, das ist eine 
Tatsache, und das muß man Ihnen immer wieder 
sagen, damit Sie es einmal zur Kenntnis nehmen. 
(Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Ich habe hier eine sehr detaillierte Aufstellung 
über die verschiedenen Umweltschutzinitiativen, 
insbesondere im Zusammenhang mit der Herabset­
zung des Schwefelgehaltes im Heizöl. Ich erinnere 
Sie daran: 1970 erstmals SPÖ-Regierung, 1971 
Mehrheitsregierung, 1973 Schaffung des Umwelt­
ressorts in unserer Stadt. Und am 9. Mai 1973 hat 
der Wiener Landeshauptmann die Frage der Sen­
kung des Schwefelgehaltes im Heizöl erstmals in 
der Landeshauptmännerkonferenz zur Sprache ge-
bracht. · 

Aufgrund der Initiative des Wiener Landes­
hauptmannes hat man sich in den Bundesländern 
überhaupt zum erstenmal mit dieser Frage be­
schäftigt. (Zwischenruf des Abg. Hahn.) 

Bei unseren Bemühungen haben wir leider Got­
tes nicht immer die rosigsten Zeiten miterlebt. So 
waren die ersten Ansätze unserer Umweltschutzin­
itiativen natürlich auch vom Ölpreisschock beein­
trächtigt. Jeder, der sich mit dem Gedanken der 
dringenden Notwendigkeit wirksamer Maßnahmen 
im Bereich des Umweltschutzes beschäftigt hat, 
war von diesem Ölpreisschock zutiefst betroffen, 
weil wir uns sofort bewußt waren, daß das bei all 
den Bestrebungen auf diesem Sektor selbstver­

. ständlich einen gravierenden Rückschlag bedeutet. 
Denn nach den Gesetzen der kapitalistischen Wirt­
schaft, wo Angebot und Nachfrage jedes Handeln 
bestimmen ... (Abg. Hahn: Haben Sie schon einmal 
mit dem Fremuth gesprochen?) Um die Energiever­
sorgung aufrechtzuerhalten, mußten die dafür be­
stehenden Einrichtungen herangezogen werden, 
und dazu gehört auch die ÖMV. Ich bin nicht einer, 
der die ÖMV verteidigt, das wissen meine Kollegen, 
aber man muß der ÖMV gerechterweise zugeste­
hen, daß die Energieversorgung bei ihr Vorrang ge­
habt hat. Dort mußte man danach trachten, auf dem 
Markt zu einem halbwegs tragbaren Preis über­
haupt Rohöl zu bekommen. Daß dieses Rohöl quali­
tativ oft nicht gerade das beste war, und das zum 
Teil bis heute, ist auch eine Tatsache. Wir mußten 
versuchen, auf dem Markt eine gewisse Streuung 
zu finden, um nicht versorgungsabhängig zu wer­
den. 

Das hat uns auf dem Sektor des Umweltschutzes 
zurückgeworfen. 

Aufgrund der intensiven Bemühungen der Stadt 
Wien, insbesondere des Wiener Landeshauptman­
nes im Rahmen der Landeshauptmännerkonferen­
zen, ist es immerhin gelungen, eine Vereinbarung 
zustande zu bringen, die dem Wiener Landtag am 
22. Mai 1978 zur Beschlußfassung vorgelegt wurde. 
Ich habe sogar das Protokoll dieser Debatte, die da­
mals stattgefunden hat, vor mir liegen. (Abg. Hahn: 
Lesen Sie vor, was der Strunz damals gesagt hat!) 
Diese Vereinbarung konnte nicht realisiert werden. 

Wir haben ein zweites Mal, und zwl;lr am 24. Ok­
tober 1980, einen Beschluß im Wiener Landtag ge­
faßt. Auch dieser Beschluß konnte nicht realisiert 

werden, weil vor allem die ÖMV nicht in der Lage 
war, die notwendigen Entschwefelungseinrichtun­
gen zeitgerecht bereitzustellen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ganz kurz 
auch etwas zur ÖMV. Wenn Sie im Zusammenhang 
mit der ÖMV nun die verschiedensten Namen ins 
Gespräch bringen, dann werden Sie nicht bestreiten 
können, daß die ÖMV seit dem Jahre 1955, seit Ab­
schluß des Staatsvertrages, immer eine Domäne Ih­
rer Partei gewesen ist. Sie haben dort all die Jahre 
hindurch den Generaldirektor gestellt, aber nicht 
nur den, sondern Sie haben ein echt schwarzes 
ÖVP-Team in der Verwaltung der ÖMV gebildet. 
Daher sind Sie für alles, was dort geschieht oder 
nicht geschieht, mitverantwortlich. (Beifall bei der 
SPÖ. - Abg. Hahn: Aber für ein Gesetz ist doch ein 
Minister zuständig!) 

Sie haben freundlicherweise in einem Debatten­
beitrag auch unsere Initiative angeführt. Diese In­
itiative hängt mit der Tatsache zusammen, daß wir 
uns mit den Situationen nicht abgefunden, sondern 
immer wieder einen Schritt nach dem anderen ge­
setzt haben. Zum gesamten Umweltschutzproblem 
gehört ja eine ungeheure Zähigkeit, weil man es 
hier unter Umständen auch mit sehr wirtschafts­
kräftigen Lobbies zu tun hat. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben 
heute einen Staatsvertrag zu beschließen, und so 
weit meine Informationen reichen, habe ich die 
Hoffnung, daß die Fristen, die hier vorgesehen sind, 
und die Grenzwerte, die in der Vereinbarung ange­
führt sind, dieses Mal auch tatsächlich halten wer­
den. Ich habe auf der Technischen Universität Gele­
genheit gehabt, an verschiedenen Symposien teilzu­
nehmen. Da gab es auch einige sehr interessante 
Initiativen. Bei dieser Gelegenheit habe ich einen 
Überblick über die Situation nicht nur im europäi­
schen Raum bekommen, sondern auch erfahren, 
wie die Probleme weltweit liegen. Es wird immer 
wieder festgestellt, daß man noch nirgends den 
Stein der Weisen gefunden habe, daß die Probleme 
noch nirgends gelöst wurden. Ich frage nur, wie Sie 
das tun wollen, aber das ist Ihr Problem. 

Auf jeden Fall muß ich sagen, daß es sehr inter­
essant ist, wenn man einen internationalen Über­
blick auf diesem Gebiet bekommt. Bei diesen Sym­
posien gab es auch entsprechende Aussagen der 
Verantwortlichen der Österreichischen Mineralöl­
verwaltung, aus denen man die Schlußfolgerung zie­
hen kann, daß die ÖMV diesmal tatsächlich in der 
Lage ist, die Vereinbarungen einzuhalten und zu er­
füllen. 

Es ist doch sehr interessant nachzuforschen, 
was uns das bringt. Das Ergebnis ist sicherlich un­
befriedigend, gewiß, wir wollen mehr auf dem Sek­
tor, und wir wären froh, wenn wir rascher vorwärts­
kommen könnten. Aber was bringt uns diese Ver­
einbarung? Ich habe mir das ein wenig angesehen. 
In dem Umweltschutzheft des Wiener „Aufbaues" 
gibt es in diesem Zusammenhang auch eine Grafik 
und verschiedene Ziffern. Diese Angaben kann man 
umrechnen, und ich bin zu folgendem Ergebnis ge­
kommen: Wir haben insgesamt einen S02-Anteil 
von rund 44.000 Tonnen pro Jahr, die Wien belasten. 
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Wenn man diese Belastung auf Heizöl schwer, 
Heizöl leicht und auf andere Brennmaterialien auf­
teilt, dann kommt man beim Heizöl schwer auf 
einen Anteil von zirka 50 Prozent, das sind 20.000 
Tonnen. Wenn ich nun als Vergleich den Stichtag 
31. Dezember 1983 heranziehe, für den ein Wert von 
3 Prozent Schwefelgehalt im Heizöl schwer verein­
bart ist - zur Zeit liegt der Wert bei 3,5 Prozent-, 
dann bedeutet das eine Verminderung um 15 Pro­
zent, was umgerechnet 3.000 Tonnen ausmacht. Mit 
1. Jänner 1984, wo ein Wert von 2,5 Prozent verein­
bart ist, vermindert sich der Anteil auf 30 Prozent 
oder 6.000 Tonnen. Mit 1. Jänner 1985; bei einem 
vereinbarten Wert von 2 Prozent, kommen wir im­

-merhin noch auf 43 Prozent oder rund 9.000 Tonnen. 
Wenn Sie das mit den 20.000 Tonnen verglei­

chen, die ich zuerst genannt habe, dann können Sie 
leicht feststellen, daß die durch'. die Verwendung von 
Heizöl schwer entstehende Belastung nahezu auf 
die Hälfte reduziert wird. Sowenig ist das auch 
nicht! Das ist immerhin ein sehr wesentlicher Fort­
schritt. Alles, was wir erreichen, dient doch der Ver­
besserung der Lebensqualität. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn nun der 
Herr Landeshauptmann-Stellvertreter herumgeht 
und sich als Held feiern läßt, weil er mit seinem 
Amtskollegen nun angeblich die große Lösung im 
Kohlekraftwerk Dürnrohr durchgesetzt hat, dann 
möchte ich dazu sagen: Der Herr Landeshaupt­
mann hat hier soeben die Sachlage klargestellt und 
gesagt, wie es sich richtig verhält. Ich möchte mich 
daher in dieser Angelegenheit nicht weiter ausbrei­
ten. 

Aber ich glaube, doch noch feststellen zu müs­
sen, daß man diese Vereinbarung, die im vergange­
nen Herbst in diesem Zusammenhang getroffen 
wurde, nicht so abtun kann, denn da sind für uns, 
gerade für Wien, sehr wichtige Komponenten be­
inhaltet, wenn ich nur an die Stillegung des Kraft­
werkes Korneuburg denke, das uns ja enorm bela­
stet. Es sind auch Ansätze enthalten, die anfallen­
den Scliadstoffe einer Wiederverwertung zuzufüh­
ren, der Versuch einer Kooperation mit der Zement­
industrie und einige weitere Ansätze sind enthal- . 
ten. 

Sehr geehrte Dameri und Herren! Was mich 
nicht sehr gefreut hat - das möchte ich in diesem 
Rahmen doch auch zum Ausdruck bringen - , ist, 
daß man schon einen eigenartigen Eindruck von je­
nen Firmen bekommt oder von jenen, die sich mit 
der Umwelttechnik zu befassen haben, wenn sie er­
klären, was technisch noch nicht möglich ist, und 
man kurz darauf auf einmal hört, daß sie das große 
Wunder entdeckt haben. 

Ich möchte sagen: Es ist nicht gerade zum Ruhm 
jener Wirtschaftstreibenden, ein solches Verhalten 
an den Tag zu legen. (StR. Dr. Goller: Meinen Sie 
jetzt Simmering-Graz-Pauker in dem Fall? Dann sa­
gen Sie es!) Das klingt nicht ganz nach Glaubwür­
digkeit, und das erlaube ich mir hier doch auch kri­
tisch zum Ausdruck zu bringen. (Abg. Hahn: Ist es 
die Verstaatlichte?) 

Bei Mellach, muß ich ehrlich sagen, habe ich zu 

dem Zeitpunkt, wo Herr Landeshauptmann Krainer 
gesagt hat „Wir schaffen das", nicht das Gefühl ge­
habt, daß er das schon mit Sicherheit gewußt hat. 
Vorige Woche sind die Meldungen gekommen über 
das angebliche neue Patent, das die steirischen 
Elektrizitätswerke gefunden haben. Also das heißt, 
da haben sie es vorher ja auch noch nicht gehabt. 
Hier wurde also auch sehr viel mit Bluff gearbeitet. 
Wenn ich ein bißchen boshaft wäre, könnte ich sa­
gen: Irgendwo in der Steiermark waren ja auch 
Wahlen. Manche Dinge si.nd schon eigenartig, wenn 
man das beobachtet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
will nicht allzu lange werden, aber ich habe interes­
santerweise eine Menge Material über diese Dinge 
gefunden, das hier anzubringen wäre. 

Wenn sich derHerr Landeshauptmann-Stellver­
treter hier immer so als der Umweltschützer unse­
rer Stadt aufspielt, wenn ich höre, was er hier alles 
für Ideen hat und tun könnte, so fällt mir in dem Zu­
sammenhang halt immer nur ein, daß er unter an­
derem ja auch stellvertretender Bundesparteiob­
mann ist und fallweise, wenn sein Obmann im Aus­
land ist, sogar die Chance hat, als geschäftsführen­
der Bundesparteiobmann aufzutreten. Ich muß sa­
gen: eine Menge fällt mir da ein, wa~ er in dieser· 
Funktion, in dieser Eigenschaft alles für die Um­
weltschutzidee tun könnte. Nur in der Geschwindig­
keit ein paar solcher Einfälle. 

Ich könnte mir zum Beispiel vorstellen, daß er 
auch mit seinem Nachbarn, mit dem Landeshaupt­
mann Ludwig, über die Grundwasserverseuchungs­
problematik redet, was mit der Mitterndorfer Senke 
ist oder was im Korneuburger Raum ist, damit es 
nicht so ist, wie es gestern in einer Diskussion war, 
wo Abgeordneter Hawlik wieder unwahr behauptet 
hat, daß die Ursache für die Grundwasserverseu­
chung, mit der wir zu kämpfen haben, in der Depo­
nie am Rautenweg zu suchen ist, und zwar für die 
Grundwasserverseuchung in Floridsdorf und Lie­
sing. Also ich meine, das geht schon geographisch 
nicht ganz gut. 

Aber Sie ignorieren völlig den Sauhaufen, der in 
bezug auf die Müllentsorgung im Wiener Umland 
zum Teil besteht, daß es dort echt besorgniserre­
gende Situationen gibt. Ich weiß das sehr genau, 
weil ich mit. unseren niederösterreichischen Freun­
den eben deren Sorgen auch bespreche. 

Mir fällt bei der Gelegenheit auch ein, daß er mit 
seinem Nachbar-Kollegen darüber reden könnte, 
wie das mit der Zersiedelung im Wiener Umland ist, 
wie das mit dem Bisamberg auf niederösterreichi­
schem Gebiet ist oder wie das mit den wilden Müll­
deponien im Bereich von Klosterneuburg ist. 

Mir fällt zum Beispiel auch ein, daß er vielleicht 
mit seinem Landesµauptmann-Kollegen darüber 
sprechen könnte, wie man doch versuchen könnte, 
einen Nationalpark „Donau-March-Auen" zu reali­
sieren. Hier gibt es nämlich immer wieder ganz wi­
dersprechende Auffassungen. 

Mir fällt zum Beispiel ein, daß er mit seinen Par­
teikollegen in Oberösterreich reden könnte, wie das 
mit den oberösterreichischen Kraftwerken ist, wo 
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unsere Salzburger Genossen fürchterliche Sorgen 
haben mit dem, was sich die oberösterreichischen 
Kaftwerke unter der Regentschaft des ehemaligen 
Landeshauptmannes W enzl erlauben. Dort werden 
Kraftwerke überhaupt ohne jede Art von Umwelt­
schutzeinrichtungen errichtet. Die Schadstoffe fal­
len dann ganz einfach den Salzburgern auf den 
Kopf. 

Das sind eine Reihe von Dingen, wo ich mir vor­
stellen könnte, daß der stellvertretende Bundespar­
teiobmann einiges für den Umweltschutzgedanken 
tun könnte. 

Er könnte zum Beispiel auch mit dem Landes­
hauptmann Wallnöfer reden, ob man nicht doch 
vielleicht einen Nationalpark „Hohe Tauern" ver­
wirklichen könnte. 

Ich könnte von Vorarlberg Geschichten aufzäh­
len. Ich habe hier eine Menge Presseberichte liegen. 

Aber eines möchte ich doch noch anbringen, weil 
es meines Erachtens ganz besonders aktuell ist, und 
das ist das Verhalten Ihres Vorarlberger Parteikol~ 
legen, des Herrn Landeshauptmannes Keßler, der 
vor allem in den Fragen der Schadstoffe in der Luft 
nicht gerade eine rühmliche Rolle spielt. (StR. 
Dr. Goller: Das erste Luftreinhaltegesetz in Öster­
reich! Was wollen Sie? - Abg. Rautner: Auf dem Pa­
pier! Fahren Sie nach Vorarlberg!) 

Ich denke an die derzeit im Parlament liegenden 
Vorlagen im Zusammenhang mit dem Bundesver­
fassungsgesetz, das wir ja brauchen, um ein Bun­
desimmissionsschutzgesetz schaffen zu können, 
und daran, was sich auf diesem Sektor in der letz­
ten Zeit abgespielt hat. Ich habe hier auch die Be­
richte und die Protokolle aus dem Parlament. Wenn 
Sie wollen, lese ich Ihnen das alles vor, mir spielt 
das keine Rolle, es dauert nur ein bißchen länger, 
wenn Sie es nicht glauben und nicht zur Kenntnis 
nehmen wollen. Es ist eine Tatsache, daß über ein 
Bundesimmissionsschutzgesetz seit 1974 verhan­
delt wird. Es wird vor allem im Bereich der ÖVP­
Landeshauptmänner blockiert, aus einem mißver­
ständlich ausgelegten Föderalismus, weil er in 
Wirklichkeit nur ein Kantönligeist ist. Man nimmt 
hier überhaupt nicht Rücksicht auf die Bedürfnisse 
und Notwendigkeiten des Umweltschutzes. 

Wir werden aber, wie ich gestern aus dem Parla­
ment erfahren habe, doch die Chance haben, jetzt 
noch zu einem Sonderabfallbeseitigungsgesetz zu 
kommen. 

Aber Sorge macht mir das Immissionsschutzge­
setz. Sechs Jahre gab es Verhandlungen. Immer 
wieder war es auf der Tagesordnung der Landes­
hauptmännerkonferenzen, immer wieder gab es 
von seiten der ÖVP-Landeshauptmänner Kopp­
lungsbestrebungen mit allen möglichen anderen 
Dingen, die mit dem Umweltschutz überhaupt 
nichts zu tun haben. 

In der Landeshauptmännersitzung - bitte, Herr 
Landeshauptmann, mich zu korrigieren, wenn ich 
mich doch vielleicht geirrt haben sollte, aber ich 
glaube und hoffe nicht - am 18. November hat Lan­
deshauptmann Keßler endlich s~ine Zustimmung 
gegeben, daß die Frage des Bundesimmissions-

schutzes und des damit in Zusammenhang stehen­
den Bundesverfassungsgesetzes weitergeleitet und 
dem Nationalrat vorgelegt werden kann. 

Als die Vorlagen für das Immissionsschutzge­
setz und das Sonderabfallbeseitigungsgesetz im Na­
tionalrat einlangten, hat Ihr Umweltsprecher, der 
Wiener Abgeordnete Wiesinger, nichts anderes im 
Sinn gehabt, als dort zu erklären: Für die Gesetze 
werden wir vor der Nationalratswahl am 24. April 
keine Zeit mehr haben, da gibt es keine Sitzungster­
mine mehr. 

Bitte schön, das war im November. Und da ha­
ben wir keinen Sitzungstermin meh:i: bis zum April? 
Das ist schon sehr eigenartig, wenn Sie sich immer 
darauf berufen, wie wichtig Ihnen die Umwelt ist. 
Und gerade diese beiden Bereiche, die ich hier er­
wähnt habe, gehören zu den wirklich gravierend- . 
sten. 

Als man diese Situation zur Kenntnis nehmen 
mußte, daß die ÖVP-Fraktion im Parlament nicht 
bereit ist, hier mitzutun, hat die sozialistische Frak­
tion im Parlament einen Initiativantrag bezüglich 
des Immissionsschutzgesetzes eingebracht. Textli­
che Basis ist die gleiche, die 1977 und 1978 schon im 
Gespräch war. Ich erwähne das deswegen, weil das 
dann für das Ergebnis interessant ist. Daher bitte 
ich Sie, sich die Zahl 1977 /78 zu merken. 

Inzwischen ist bei der ÖVP eine neue Erkennt­
nis eingetreten. Man ist darauf gekommen, daß es 
sich unter Umständen, wenn man die Gesetze im 
Parlament blockiert, doch negativ.bei der Wahl aus­
wirken könnte. Daher hat man eine Kehrtwendung 
gemacht, hat die Blockade aufgehoben, der Abge­
ordnete Wiesinger ist zurückgepfiffen worden. Das 
ist in den Unterausschuß gekommen. Man hat zu 
verhandeln begonnen. Es sind die Vertreter der 
Landeshauptmänner auch als Experten miteinbezo­
gen worden. Und so ist es nun dahingegangen, 
Wochen hindurch. 

Nun der letzte Stand, wie ihn mir einige Wiener 
Abgeordnete berichtet haben, die in diesem Unter­
ausschuß sind. 

Das Sonderabfallbeseitigungsgesetz ist nun so 
weit, daß es voraussichtlich in der ersten März­
woche tatsächlich beschlossen wird, allerdings mit 
einer gewissen Einschränkung, weil hier auch Wün­
sche geäußert wurden bezüglich einer Fondsgestal­
tung usw. Aber bitte, hier ist ein Kompromiß, eine 
Einigung zustande gekommen. 

Aber wie schaut es nun mit dem Immissions­
schutz aus, sehr geehrte Damen und Herren, wo 
man eigentlich der Meinung sein konnte, wir be­
kommen es endlich? Nun, da schaut es schon wieder 
ein bißchen anders aus. Denn obwohl der Vorarlber­
ger Landeshauptmann in der Landeshauptmänner­
sitzung sein Einverständnis gegeben und praktisch 
seinen Einspruch zurückgezogen hat, hat sich dann 
bei den Verhandlungen im Parlament ergeben, daß 
bei der Festlegung der Immissionsgrenzwerte eine 
neuerliche Bindung an die Vereinbarung von Arti­
kel 15 a - Staatsverträgen, verlangt wird. Das bedeu­
tet, daß in der Praxis, obwohl das Bundesverfas­
sungsgesetz mit der Kompetenz des Bundes zur 
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· Festsetzung der Immissionsgrenzen jetzt beschlos­
sen wird, bei jeder Anpassung der Grenzwerte neu­
erliche Vereinbarungen mit den Bundesländern 
ausgehandelt werden müssen. Das heißt, daß sich 
das auch wieder langwierig dahinzieht, anstatt daß 
man hier möglichst flexibel ist und sich an der 
manchmal doch sehr rasanten technischen Ent­
wicklung orientiert. Das haben Sie im Parlament 
verlangt. Ich habe einige Sorge, wie effizient dann 
dieses Gesetz in der Praxis tatsächlich sein kann. 
Das ist immer wieder das Widersprüchliche: Wenn 
Ihnen hier alles unzureichend ist, woanders, auf 
einer anderen Ebene, zum Beispiel im Parlament, 
exerzieren Sie einen ganz fürchterlichen Kantönli­
geist vor. 

Und nun zum Immissionsschutzgesetz. Das Ver­
fassungsgesetz klappt anscheinend, wenngleich mit 
Einschränkung. Aber beim Immissionsschutzge~ 
setz, was geschieht damit? 

Ich habe gehört, daß die Verhandlungen im Aus­
schuß abgeschlossen wurden. Hier habe ich mir so­
gar wiedei: einige Termine notiert. 

Am 16. Jänner 1983 hat Herr Landeshauptmann­
Stellvertreter Busek eine Pressekonferenz abgehal­
ten, in Vertretung seines Bundesparteiobmannes 
Mock, der zu dem Zeitpunkt in den Vereinigten 
Staaten war, und hat dort sein 60-Milliarden-Ein­
sparungs-Zahlenspiel vorgeführt, unter anderem 
mit dem Verzicht auf die Wiener Straßenbahngel­
der und mit all den bereits ausreichend bekannten 
und berüchtigten Ideen. Am 16. Jänner: Großes 
Sparprogramm von Herrn Landeshauptmann-Stell­
vertreter Busek. 

19. Jänner: Nationalratsausschuß. Dort stellt der 
ÖVP-Abgeordnete Wiesinger ganz überraschend 
einen Antrag, ohne vorherige Information, mitten in 
der Sitzung: Schaffung eines Immissionsschutz­
fondsgesetzes, mit Rechtsanspruch für gewerbliche 
und industrielle Betriebe auf Fondsmittel für be­
triebliche Maßnahmen im Sinne des Immissions­
schutzes. Kosten? Wissen wir nicht. Aber man kann 
sich vorstellen, was das kosten könnte, mit Rechts­
anspruch. Bedeckung? Auf die Idee sind Sie ja nicht 
gekommen, daß man sich über Kosten und Bedek­
kung Kopfzerbrechen macht. Am 16. Jänner ist das 
anders gewesen in der Pressekonferenz des Herrn 
Landeshauptmann-Stellvertreters Busek. Am 
19. Jänner im Parlament ist es wieder anders, da 
können wir ja lizitieren, da können wir ja Forderun­
gen stellen. Und das böse Steuermonster Staat -
ich habe geglaubt, der Staat sind wir alle, aber bitte 
schön, da gibt es eben auch ein Monster - soll zah­
len. 

Und jetzt erinnere ich mich daran, daß der Herr 
Bundesparteiobmann Mock am 10. Jänner - inter­
essant, wie nahe die Termine liegen - im Prunk-

. saal des Belvederes nach dem Vorbild des Präsiden­
ten Reagan seine ,,Ansprache zur Lage der Nation" 
gehalten und dort das Verursacherprinzip im Um­
weltschutz als die große Sache herausgestellt hat. 

Ich beobachte Ihre Tätigkeit schon sehr genau 
und setze mich damit auseinander. Ich habe hier 
ein Inserat. 

Aber ich schaue mir zuerst Ihren Plan „Lebens­
qualität", ÖVP-Plan Nr. 1, ,,Gesundheit und Um­
welt", an. Da steht ganz groß: ,,Verursacherprinzip." 
Anscheinend lesen Sie Ihr Programm nicht, sonst 
könnten Sie ja nicht zu solchen Anträgen im Parla­
ment kommen. Da steht: 

„Verursacher von Umweltbelastungen sind jene 
Betriebe und Haushalte, aus deren Bereichen schä­
digende und belästigende Wirkungen auf die Um­
welt ausgehen. Als Kosten des Umweltschutzes 
werden alle jene Aufwendungen verstanden, die nö­
tig sind, um entstehende Umweltbelastungen zu be­
seitigen und das Entstehen neuer Belastungen zu 
vermeiden. Das Verursacherprinzip stellt sicher, 
daß die negativen Auswirkungen der Produktion 
und des Konsums zuerst in der privaten Sphäre be­
hoben werden, es fördert die Selbstverantwortung 
der Unternehmer und Konsumenten im Umwelt­
schutz und wirkt einem weiteren Vordringen der 
Staatsmacht entgegen", lese ich da interessanter­
weise. Wenn man dann einen Antrag stellt, daß es 
der Staat zahlen soll, ist die Staatsmacht auf einmal 
nicht mehr das große Problem. ,,Das Verursacher­
prinzip entspricht den Grundsätzen der sozialen 
Marktwirtschaft." 

Das ist noch interessant, das kann ich Ihnen 
nicht vorenthalten: ,,Im Gegensatz zur Finanzie­
rung des Umweltschutzes über allgemeine Steuern 
wird eine Verzerrung der Preisstruktur und des 
Wettbewerbes vermieden. Bei gleichmäßiger Bela­
stung der Hersteller eines bestimmten Gutes wer­
den sich zwar die Produktionskosten und damit die 
Preise und die umweltbedingten Mehrkosten erhö­
hen, es wird aber eine Belastung jener Bevölke­
rungsteile vermieden, die solche Produkte nicht 
konsumieren wollen." 

Da fällt mir einiges in diesem Zusammenhang 
ein. Ich muß sagen: Das ist eigentlich gar nicht so 
übel. Nur sind wir halt wieder dort, wo das Sprüche­
klopfen mit dem Handeln überhaupt nicht überein­
stimmt, wenn ich mir jetzt den Antrag des Herrn 
Abgeordneten Wiesinger als Repräsentant für Um­
weltfragen der Fraktion der Österreichischen 
Volkspartei im Parlament anschaue. 

Am 10. Jänner bringt also Mock im Prunksaal 
des Belvederes groß das Verursacherprinzip heraus, 
und am 19. Jänner stellt Wiesinger im Parlament 
den Antrag, der Staat soll alles zahlen. Das ist die 
Realität. Das ist Ihre alternative Politik, die Sie den 
Leuten einzureden verursachen. Das muß man den 
Menschen mit aller Deutlichkeit sagen, und wir 
werden dafür sorgen, daß die Bürger diese Dinge 
genauer beobachten und sehr darauf achten, wie 
Sie reden und handeln. 

Mir w:ürde noch einiges einfallen, aber etwas In­
teressantes möchte ich nicht unerwähnt lassen. Im 
„profil" vom 22. November, ich glaube, in anderen 
Zeitungen habe ich das auch gesehen, findet sich 
das schöne große ÖVP-Inserat: ,,4. Punkt: Mehr Na­
tur statt Gift und Beton." Herrlich klingt das! Und 
ich lese: ,,Was macht die SPÖ? Sie blockiert im Par­
lament seit 1981 den Antrag der ÖVP für ein Luft­
reinhaltegesetz. Alle neun Bundesländer sind be-
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reit, unsere Luft von Abgasen zu reinigen, aber die 
SPÖ-Regierung hat bis heute nicht reagiert." Ihr In­
serat. 

Es kommt aber noch besser. Ich habe einen Be­
richt unseres Klubs aus dem Parlament, in dem mir 
mitgeteilt wird, daß die ÖVP bis zu diesem Zeit­
punkt überhaupt kein Luftreinhaltegesetz im Parla­
ment eingebracht hat. Siehe da! Das gibt es also gar 
nicht, was Sie hier in Ihrem Inserat propagieren. 
Unsere Fraktion im Parlament hat eine Berichti­
gung dieses Inserates verlangt. Das sind Ihre Me­
thoden, und die muß ich Ihnen ankreiden. Wir erle­
ben am laufenden Band, daß Sie Dinge propagieren, 
die unwahr sind. 

Ich kann nicht glauben, daß Sie von diesen Din­
gen überhaupt kejne Ahnung haben, sondern muß 
von einem Abgeordneten dieses Hauses doch an­
nehmen, daß er sich für die Probleme interessiert, 
daß er sich damit befaßt und daher auch Bescheid 
weiß. Manchmal habe ich allerdings das Gefühl, Sie 
haben keine Ahnung davon, denn sonst könnten Sie 
doch nicht solche Dinge unter die Leute bringen, 
wie es gestern wieder der Herr Kollege Dr. Hawlik 
in einer Forumdiskussion im 20. Bezirk getan hat. 
Bei dieser Diskussion hat der Vertreter des Bundes­
ministers, Herr Dr. Schäfer voni Bundesinstitut für 
Gesundheitswesen, sehr konkrete Zahlen aufgrund 
wissenschaftlicher Untersuchungen über die Luft­
situation in Wien geliefert, Zahlen, die im übrigen 
völlig ident sind mit den Ergebnissen des Meßstel~ 
lennetzes unserer Umweltabteilung, aus denen her­
vorgeht, daß sich die Luftqualität in den letzten J ah­
ren in Wien nicht verschlechtert, sondern sogar ge­
ringfügig verbessert hat, während sie sich in allen 
anderen Städten verschlechterte. Wenige Minuten 
nach der Präsentation dieser Zahlen meinte Herr 
Dr. Hawlik, die katastrophale Verschlechterung der 
Luftsituation in Wien sei aufgrund der Versäum­
nisse der Stadtverwaltung so weit gediehen, daß das 
für die Wiener früher oder später einen tödlichen 
Ausgang haben werde. 

Ich war über diese Formulierung wirklich ganz 
high und habe mir gedacht, das darf doch nicht 
wahr sein. Wir sind schon einiges an Horror- und 
Angstpropaganda gewöhnt, aber es ist doch un­
wahrscheinlich, wie solche Aussagen, wie von einer 
Schallplatte abgespielt, herunterrieseln, gerade so, 
wie wenn dort nicht ein Mensch stehen würde, son­
dern irgendein Roboter, der sein Sprücherl herun­
terleiert, unabhängig davon, ob es stimmt oder 
nicht, egal, ob wenige Minuten vorher genau das 
Gegenteil festgestellt worden ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! So 
sind die Dinge. Ich bin sehr traurig darüber, denn 
ich meine, daß der Umweltschutz eigentlich ein An­
liegen von uns allen sein müßte. Es ist mir schon 
klar, daß es dann im Detail differenzierte Auffas­
sungen gibt, wie etwa beim Verursacherprinzip, wo 
man meint, ein paar Subventionen und ein bisserl 
was aus den Steuermitteln wäre schon vonnöten, 
daß die Verursacher das nicht allein tragen müssen, 
und irgendwo werden wir uns schon einigen. 

Ich könnte mir vorstellen, daß män wenigstens 

versucht, einen möglichst kooperativen Weg zu be­
schreiten. Ich bedauere jedoch, hier beobachten zu 
müssen, daß Sie darauf losfuhrwerken, nur in der 
Hoffnung, auf irgendeine Art und Weise dann doch 
noch einmal zu einer Mehrheit zu kommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, daß in der derzeit im Gang befindlichen Dis­
kussion um den Stadtentwicklungsplan - unsere 
Fraktion hat dazu schon entsprechende Stellung­
nahmen abgegeben - erfreulicherweise gerade die 
Fragen des Umweltschutzes und der Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen unserer Stadt einen 
Platz gefunden haben und hier sehr ~onkrete Ziel­
vorstellungen vorliegen. 

Ich habe auch mit Genugtuung festgestellt, daß 
das Sonderbeschäftigungsprogramm der Stadt 
Wien in der jetzigen kritischen arbeitsmarktpoliti­
schen Situation vor allem auch sehr entscheidende 
Umweltschwerpunkte beinhaltet. Ich denke hiebei 
besonders an den Schwerpunkt Ausbau des Fern­
wärmenetzes. Gerade der Ausbau des Fernwärme­
netzes hat dazu geführt, daß sich die Luftqualität in 
Wien nicht verschlechtert, sondern verbessert hat, 
weil wir seit Jahren systematisch an diesem Fern­
wärmeausbauprogramm arbeiten und jetzt das Son­
derbeschäftigungsprogramm dazu verwenden, um 
noch einen zusätzlichen Impuls zu geben. Auch die 
weiteren Schwerpunkte, wie die Stadterneuerung 
oder der Ausbau des U-Bahn-Netzes, sind gleich­
falls ein Beitrag zur Verbesserung der Umwelt und 
Lebensqualität in unserer Stadt. 

Ich meine daher, daß die Menschen dieser Stadt 
bei der kommenden Wahl weiterhin den sozialisti­
schen Kandidaten mit ruhigem Gewissen das Ver­
trauen schenken können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Schweda: Als nächster Redner ist 
Herr Abg. Hahn gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Hahn: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bin sehr froh, daß ich ausgemacht habe, 
Präsident Schweda möge um 12 Uhr den Vorsitz 
übernehmen. Ich wäre sonst nicht in der Lage, jetzt 
zur Rede des Herrn Abg. Outolny Stellung zu neh­
men. 

Ich muß doch einiges von dem, was er gesagt 
hat, ins rechte Lot rücken. Es war eigentlich eine 
Fülle von Vorwürfen, die alle zusammen nicht stim­
men. Ich bin sehr dafür, daß wir uns wirklich aus­
führlich über alle Probleme des Umweltschutzes 
unterhalten. Darf ich aber für meine Fraktion in 
Anspruch nehmen, daß der erste Kollege, der im­
mer wieder auf die Probleme des Umweltschutzes 
aufmerksam gemacht hat, der auf eigene Kosten -
jetzt können Sie sagen, er kann es sich ja leisten -
Umweltmessungen in Wien durchgeführt hat, unser 
Kollege GR. DDr. Strunz war. Ich möchte ihm bei 
dieser Gelegenheit, obwohl er heute krankheitshal­
ber verhindert ist, an dieser Sitzung teilzunehmen, 
dafür danken. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es wäre jetzt sehr interessant, auf all das, was 
Strunz gesagt hat, zurückzukommen. Ich könnte Ih­
nen stundenlang aus Protokollen vorlesen, daß Ihre 
Redner zu seinen Ausführungen immer wieder ge­
sagt haben, der übertreibt ja, nach dem, was der 
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sagt, würden wir sowieso alle miteinander nicht 
mehr leben. Solche und ähnliche Äußerungen sind 
hier immer wieder gefallen. 

Es ist richtig, daß diese Probleme jahrelang 
nicht die notwendige Beachtung aller - ich betone: 
aller - gefunden haben. 

l\;1eine Damen und Herren! Ich muß. schon ein­
mal in Erinnerung rufen, daß im Ministerium für . 
Gesundheit und Umweltschutz unter Frau Minister 
Leodolter auf dem Gesundheitssektor nicht allzu­
viel und auf dem Umweltsektor überhaupt nichts 
geschehen ist. Nennen Sie mir bitte eine. Initiative 
der Frau Minister Leodolter, oder sagen Sie mir 
eine Äußerung, wo sie durchgekommen ist. Es war 
auf diesem Gebiet eigentlich eher alles jämmerlich. 

Später erfolgte dann die Ablösung der Frau Mi­
nister, und ihr Nachfolger wurde der heutige Fi­
nanzminister Salcher. Er war es nicht lange, das 
muß man auc:h dazu sagen. Es wäre jetzt verlok­
kend, über den Finanzminister Salcher zu sprechen. 
Da es heute sowieso noch einen eigenen Tagesord­
nungspunkt gibt, über den nicht diskutiert wird, 
sage ich es jetzt mit einem Satz. Ausgerechnet der 
Finanzminister, der vorher der Gesundheitsmini­
ster war, hat den Krankenanstalten-Zusammenar­
beitsfonds, den KRAZAF, der im Juni des vergange­
nen Jahres noch ein KRAZBF, nämlich ein Kran­
kenanstalten-Zusammenbruchsfonds war, wegen 
45 Millionen platzen lassen. Das ist auch eine Lei­
stung sozialistischer Regierungsmitglieder; und das 
muß bei dieser Gelegenheit angeprangert werden. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Aber Sie haben ja seit zwei Jahren einen neuen 
Minister, den Dr. Steyrer, ein anerkannter Arzt, und 
man muß sagen; . egal, ob man die Massenmedien 
liest oder das Fernsehen sieht, er wirkt hervorra­
gend. Er ist einer der wenigen, die in der Öffentlich­
keit hervorragend wirken, das sei offen anerkannt. 
Er spricht sehr viel, und ich gestehe es ihm zu, mit 
innerer Überzeugung. 

Leider ist es heute so, daß die Berichterstattung 
in den Massenmedien zu kurz kommt. Die Ausein­
andersetzungen, was Steyrer sagt und Staribacher 
nicht tut, ergäben eine sehr lange Liste. Es wäre 
sehr verlockend, hier aufzuzählen, was Handelsmi­
nister Staribacher, der auch für Energie zuständig 
ist, alles verhindert hat. 

Sie sprachen auch über die ÖMV und deren Ge­
neraldirektor. Mir ist nicht bekannt, daß die ÖMV 
ein reiner ÖVP-Betrieb ist. Sie kennen sicherlich 
die Zusammensetzung des Betriebsrates, und ich 
glaube, Sie wissen auch, wer dort die Mehrheit hat. 
Es wäre auch sehr interessant, darüber zu spre­

_chen, was der Herr Generaldirektor Fremuth im Zu-
sammenhang mit Dürnrohr und so weiter alles ge­
sagt hat. (Amtsf. StR. Hatzl: Herr Präsident Hahn! 
Es steht fest, daß der neue Generaldirektor aufge­
schlossener ist als der frühere!) Herr Stadtrat! Jetzt 
hätte ich beinahe gesagt, Sie reden einen Käse .. Das 
tue ich aber nicht, denn beim Wort Käse muß man 
vorsichtig sein. Der Generaldirektor Fremuth ist 
der Zuständige in der Verbundgesellschaft. Ihnen 
sind sicherlich seine Äußerungen, die im Wider-

spruch zu den Äußerungen des Herrn Ministers 
Steyrer stehen, bekannt. Taktvollerweise werde ich 
Vier-Augen-Gespräche mit dem Herrn Minister 
Steyrer hier nicht wiedergeben. 

Die wesentlichste Kritik des Herrn Abg. Outolny 
lautete, die Wirtschaft habe zwar ein Programm, in 
dem vom Verursacherprinzip die Rede ist, aber die 
Taten lassen auf sich warten. 

Meine Damen und Herren von der Sozialisti­
schen Partei! Ich bin auch Teilnehmer bei den Vor­
besprechungen der Landeshauptmännerkonferen­
zen und könnte Ihnen sehr viel erzählen. Eines der 
Kernprobleme bei dieser Angelegenheit - das müs­
sen Sie doch zugeben - ist nicht ein privater Groß­
betrieb, sondern ein verstaatlichter; nämlich die 
VOEST. 

Sie können nu.n fragen: Warum ist der Ratzen­
böck in die Knie gegangen? Stellen Sie sich vor, der 
Landeshauptmann Ratzenböck hätte gesagt, ja­
wohl, alles bestens. Ich muß vorausschicken, daß 
das zuständige Ministerium feststellt, wenn die zu­
lässige Verschmutzung und Verunreinigung der 
Luft überschritten wird, und der Landeshauptmann 
muß dann eingreifen. Stellen Sie sich also vor, der 
Landeshauptmann Ratzenböck würde sagen, in 
Linz ist alles verpestet, und jetzt schalten wir die 
VOEST ab. Ihnen sind sicherlich die Äußerungen 
bekannt, die sowohl Generaldirektor Apfalter als 
auch Bürgermeister Hillinger und der Zentralbe­
triebsratsobmann ;Ruhaltinger getan haben. 

Also ganz so lässig kann man dieses Problem 
wirklich nicht herunterspielen, Herr Abg. Outolny, 
denn diese Sache kostet nicht nur der Verstaatlich­
ten, sondern auch anderen sehr viel Geld. Daher hat 
man sich den Kopf zerbrochen und gesagt, es wäre 
sehr gut, wenn ein Emissionsfonds gschaffen 
würde, aus dem Mittel für solche Betriebe zur Ver­
fügung gestellt werden. Eines ist klar: Es trifft alle, 
nicht nur Private. 

Ich darf die Gelegenheit benützen, um hier 
etwas z;u wiederholen, was ich schon in der vorletz­
ten Geschäftsleitungssitzung des Städtebundes ge­
sagt habe. Berichtet hat darüber eine einzige Zei­
tung. Ich bin seit über zehn Jahren Mitglied der Ge­
schäftsleitung des Städtebundes, und dort wird in 
regelmäßigen Zeitabständen, zweimal im Jahr, ge­
nauso wie beim Österreichischen Gemeindebund, 
die Abschaffung der Landesumlage verlangt. Diese 
Umlage ist bereits einmal auf 10,5 Prozent gekürzt 
worden, aber jetzt heißt es: Die 10,5 Prozent müssen 
weg. Die Resolutionen haben fast immer den glei­
chen Text und die gleiche Begründung, und alle 
Landeshauptmänner lehnen die Abschaffung der 
Landesumlage ab. (Landeshauptmann Gratz: Ich 
nicht!) Sie tun sich da leichter, Herr Landeshaupt­
mann. 

Ich erlebe das jetzt seit zehnJahren, und mich 
bedrückt es wirklich, das sage ich in aller Offenheit. 
Ich habe innerhalb der Geschäftsleitung des Städte­
bundes und auch vor den Landeshauptmännern ein­
mal sehr lautstark die Meinung vertreten, man 
sollte sich doch einmal· zu einer Lösung aufraffen, 
bevor man an. diesen festgehaltenen Sachen immer 
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mit Resolutionen herumrüttelt, denn damit kann 
man das Problem wirklich nicht aus der Weltschaf­
fen. 

Man sollte sich einmal überlegen, inwieweit man 
Teile dieser Landesumlage für Umweltschutzpro­
jekte verwenden könnte, an denen mehrere große 
Gemeinden beteiligt und die auch für ein Land von 
Vorteil sind. Was sich bei der Sondermüllbeseiti­
gungsanlage in Asten abgespielt hat, wissen Sie ja. 
Was das Oberösterreich kostet und wie lange sich 
Salcher gewehrt hat, 70 Millionen zuzuschießen, 
darf auch nicht unerwähnt bleiben. 

Das sind die Probleme, und die Finanzierung all 
dieser, die Umwelt verbessernden Maßnahmen, die 
wir alle, vor allem im Interesse unserer Kinder und 
Enkelkinder, brauchen, ist sicherlich sehr notwen­
dig. Dieses Bewußtsein ist bei allen Politikern vor­
handen, und es ist zu hoffen, daß in den nächsten 
Jahren einvernehmliche Lösungen, auch was die Fi­
nanzierung solcher Fonds anbelangt, gefunden wer­
den können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Schweda: Es liegt keine weitere Wort­
meldung vor. Die Verhandlung ist geschlossen. Ich 
erteile dem Herrn Berichterstatter das Schlußwort. 

Berichterstatter amtsführender Stadtrat Schie­
der: Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich brauche 
kein langes Schlußwort zu halten, denn was in der 
Debatte zum Gegenstand gesagt wurde, ist das: Alle 
sind der Meinung, man sollte zustimmen, und alle 
sind auch der Meinung, daß es für Wien ein Anfang 
ist, der fortgesetzt werden muß. Das alles habe ich 
aber bereits in meiner Einleitung gesagt. 

Die Debatte war allerdings auch Anlaß, einige 
andere Umweltdinge zu besprechen. Ich möchte 
auch hier nicht fortsetzen und sehr vieles in die De­
batte werfen, denn das ist erstens nicht die Aufgabe 
eines Berichterstatters im Schlußwort, und zwei­
tens wissen ja die Menschen, was auf diesem Sek­
tor geschehen ist. 

Hoher Landtag! Gestatten Sie mir, nur auf zwei, 
drei Kleinigkeiten einzugehen. Landtagsabgeordne­
ter Dr. Hawlik hat appelliert, sich für eine Ände­
rung des Durchführungsgesetzes zum Dampfkessel­
emissionsgesetz einzusetzen. Ich werde diesen Ap­
pell gerne aufgreifen. Ich verstehe auch, daß er sich 
an einen Vertreter meiner Fraktion wenden muß. 
An seine Fraktion im Parlament kann er sich nicht 
wenden, denn diese hat überhaupt gleich gegen das 
Dampfkesselemissionsgesetz gestimmt. (Abg. 
Hahn: Das stimmt ja nicht!) Sie waren dagegen. 
Das, was i~~ jetzt verbessern soll, wollte ja nicht 
einmal die OVP im Parlament, weil es ihr schon zu­
viel gewesen ist. (Abg. Hahn: Aber es gibt doch den 
Antrag Heinzinger/Hubinek!) Auch das kenne ich, 
Herr Präsident. Ich habe mir bei Ihrer Rede so­
wieso gedacht, daß Sie die ganze Zeit eigentlich nur 
über das Parlament gesprochen haben. Ich war 
auch dreieinhalb Jahre im Parlament, aber wenn 
ich es mit Verlaub sagen darf: Ich habe dort so oft 
gesprochen, daß ich keinen Nachholbedarf habe 
und daher heute nicht über das Parlament sprechen 
möchte. 

Darf ich zum Schluß noch sagen: Diese Verein-

barung hier ist weit weniger als das, was der Wie­
ner Landtag selbst wollte. Der Wiener Landtag hat 
zweimal schon mehr beschlossen gehabt. Wenn 
man sich aber mit anderen Partnern einigen will, 
ist ein Kompromiß notwendig. Beitreten kann man 
einer Vereinbarung nur in der Form, in der sie die 
anderen akzeptieren. 

Wir selbst wollten ja weitergehen. Ich selbst 
habe hier schon mehrmals erklärt, daß auch wir 
einen Grenzwert von 0,5 Prozent anstreben und 
nicht die hohen Grenzwerte. Aber es ist ein erster 
Schritt. Es ist erstens deshalb ein erster Schritt 
weil die Bundesländer und der Bund sich in Um~ 
weltdingen zusammenfinden, und es ist zweitens 
ein erster Schritt, weil es gut ist, zumindest einmal 
etwas festzuhalten und dann auf dem aufzubauen. 
Das ist der Wert dieser Vereinbarung, daß alle ge­
meinsam der Meinung sind, es muß hier besser wer­
den. Unsere Vorstellungen gehen etwas weiter, aber 
auch der erste Schritt freut uns. 

· In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zu 
diesem Antrag. Es liegt weiters noch ein Beschluß­
antrag der Landtagsabgeordneten Dipl.-Ing. Dr. 
Pawkowicz, Dr. Hirnschall und Kuchar vor. Ich 
möchte vorschlagen, diesen Antrag dem Ausschuß 
für Umwelt und Freizeit zuzuweisen. 'Dieser Be­
schlußantrag beinhaltet ja nur, daß Wien für einen 
Grenzwert von 0,5 Prozent eintreten und Verhand­
lungen in dieser Richtung aufnehmen soll, also all 
das, was auch ich schon mehrmals vor dem Landtag 
vertreten habe. 

Ich bitte Sie also noch einmal um Zustimmung 
zu meinem Antrag und ersuche um Zuweisung des 
Beschlußantrages. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Schweda: Wir kommen zur Abstim­
mung. Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die 
dem Abschluß der vorliegenden Vereinbarung zu­
stimmen wollen, ein Zeichen mit der Hand zu ge­
ben. - Danke, das ist mit Mehrheit angenommen. 

Hinsichtlich des vorliegenden Beschlußantrages 
der Abgeordneten der Freiheitlichen Partei emp­
fiehlt der Herr Berichterstatter die Zuweisung an 
den Ausschuß für Umwelt und Freizeit. Wer dem 
Vorschlag des Herrn Berichterstatters zustimmen 
will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. -
Danke. Das ist einstimmig. 

Damit ist Post 1 der Tagesordnung erledigt. 
Wir kommen nun zur Post 2 der Tagesordnung, 

betreffend die erste Lesung der Vorlage des Geset­
zes, mit dem die Gemeindewahlordnung der Stadt 
Wien geändert wird. 

Berichterstatter ist der Herr amtsführende 
Stadtrat Nekula. Ich darf ihn bitten, die Verhand­
lungen einzuleiten. 

Berichterstatter amtsführender Stadtrat Ne­
kula: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Die in Aussicht genommene Zusammenlegung der 
Nationalratswahl mit den Gemeinderats- und Be­
zirksvertretungswahlen macht es notwendig, die in 
der Gemeindewahlordnung der Stadt Wien enthal­
tenen Bestimmungen über die gemeinsame Durch­
führung dieser Wahlen in einer Form abzuändern, 
die eine ordnungsgemäße Abwicklung sicherstellt. 
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Es haben daher die Abgeordneten Edlinger, 
Hahn und Genossen einen Antrag gestellt, in die­
sem Sinn die Gemeindewahlordnung zu novellie­
ren. 

Nach dem derzeitigen Wortlaut des § 101 Ab. 3 
haben im Falle gleichzeitig stattfindender National­
rats-, Gemeinderats- und Bezirksvertretungswahlen 
die für die Nationalratswahl gebildeten Kreiswahl­
behörden auch die Geschäfte der Bezirkswahlbe­
hörden und hat die Verbandswahlbehörde des 
Wahlkreisverbandes Wien auch die Geschäfte der 
Stadtwahlbehörde zu besorgen. Da nach der gelten­
den Nationalratswahlordnung 1971 Wien nur mehr 
ein Wahlkreis ist und es keinen Wahlkreisverband 
Wien gibt, müssen diese obsolet gewordenen Be­
stimmungen eliminiert werden. Zur Wahrung der 
gesetzlichen Bestimmungen über die Zusammen­
setzung und den örtlichen Wirkungsbereich der ein­
zelnen Wahlbehörden soll nunmehr klargestellt 
werden, daß die Bestimmungen der Gemeindewahl­
ordnung über Bestellung und örtlichen Wirkungsbe­
reich der 23 Bezirkswahlbehörden und der Stadt­
wahlbehörde 'unberührt bleiben. Der sachliche 
Wirkungsbereich der Wahlbehörden wird durch 
§ 100 und die nunmehr teilweise geänderten Be­
stimmungen des§ 101 modifiziert. 

Die bisherigen Sonderbestimmungen des § 101 
gehen davon aus, daß sämtliche in einem bestimm­
ten Wahlsprengel abgegebenen Stimmen, also auch 
jene der Wahlkartenwähler, in diesem Sprengel 
ausgewertet und zur Ermittlung des Sprengelwahl­
ergebnisses und damit des Wahlergebnisses in tlem 
betreffenden Wahlkreis (Gemeindebezirk} herange­
zogen werden. Diese Regelung, von welcher der 

'Landesgesetzgeber bereits im Jahre 1954 und der 
Bundesgesetzgeber erst im Jahre 1969 zugunsten 
der Zuzählung der Stimmen von Wahlkartenwäh­
lern für den örtlichen Bereich ihrer Eintragung im 
Wählerverzeichnis abgegangen ist, kann wegen des 
ansonsten eintretenden Bruches mit dieser positi­
ven Rechtsentwicklung nicht weiter aufrechterhal­
ten werden. Die Bestimmungen des § 101 sind daher 
und auch im Interesse der Wahrung des Wahlgeheim­
nisses sowie der Ausschaltung der manipulativen 
Konzentration von Wahlkartenwählerstimmen - die 
Erlangung einer Wahlkarte ist seit langem an 
keine besonderen Nachweise gebunden - so umzu­
gestalten, .daß in Entsprechung der Bestimmungen 
der Gemeindewahlordnung und der Nationalrats­
wahlorqnung jede Wahlkartenwählerstimme jenem 
Wahlkreis zugezählt werden ¼-ann, in dem der Wäh­
ler im Wählerverzeichnis eingetragen ist. 

Meine Damen und Herren! Ich darf Sie bitten, 
dieser Novellierung Ihre Zustimmung zu erteilen. 

Präsident Schweda: Meine Damen und Herren! 
s 35 Abs. 10 der Geschäftsordnung bietet die Mög­
lichkeit, Spezial- und Generaldebatte zusammenzu­
legen. Ich frage die Mitglieder des Landtages, ob ge­
gen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben 
wird. - Das ist nicht der Fall. Wir werden daher: so 
vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist 
Herr Abg. Dr. Hirnschall. Ich erteile es ihm. 

Abg. Dr. Hirnschall: Herr Präsident! Hoher 
Landtag! In der heutigen Debatte geht es nicht nur 
um die geringfügigen Änderungen der Gemeinde­
wahlordnung, die der Herr Berichterstatter er­
wähnt hat. Das sind sicherlich keine Streitfragen in 
diesem Haus. Weder die Formvorschriften für die 
Wahlbehörden, die angepaßt werden, noch der Ver­
zicht auf das getrennte Auszählen von Frauen- und 
Männerstimmen bei dieser zusammengelegten 

" Wahl ist eine Frage der Auseinandersetzung zwi­
schen den Parteien. 

Wir haben die Stimmzählung nach Geschlech­
tern immer schon für einen Anachronismus gehal­
ten, der allen sonstigen Bestrebungen auf diesem 
Gebiet zuwiderläuft und der ja auch in Wahrheit 
von den Männern wie von den Frauen gar nicht ge­
wünscht wird. Auf dieses Relikt könnte man unse­
rer Meinung nach, auch wenn es sich nicht um 
einen zusammengelegten Wahltermin handelt, wie 
es jetzt der Fall ist, endgültig verzichten und es 
überhaupt aus der Gemeindewahlordnung eliminie­
ren. 

In der heutigen Debatte muß aber vor allem sehr 
ernst über das Schicksal der in der letzten Land­
takssitzung eingebrachten Initiativen über das volle 
W &hlrecht der Wiener Wahlkartenwähler gespro­
chen werden. Diese Vorschläge sind am vergange­
nen Freitag zwar von der Mehrheit zu nächtlicher 
Stunde im Personal- und Rechtsausschuß im Ver­
lauf von wenigen Minuten abgelehnt worden, aber 
sie sind natürlich in Wahrheit längst nicht vom 
Tisch. Wir glauben, daß diese Frage sogar mittler­
weile nach dem Fortgang der Diskussion dieser Wo­
che aktueller und präsenter ist denn je. 

Der Herr Landeshauptmann hat vor einer Wo­
che bei der Beantwortung meiner dringlichen An­
frage über den drohenden Verlust des vollen Wahl­
rechtes für die 70.000 Wiener Wahlkartenwähler 
den Standpunkt vertreten, jeder Versuch, diesem 
Personenkreis dieses volle Wahlrecht, wie wir es 
sehen, zu sichern, jeder dieser Versuche, die hier 
diskutiert wurden, wäre verfassungsrechtlich be­
denklich. Der Herr Landeshauptmann hat diese 
Auffassung dabei nicht auf konkrete Verfassungs­
bestimmungen gestützt, die etwa unseren Vorschlä­
gen entgegenstehen würden, sondern er hat sich 
sehr nachdrücklich auf Lehrmeinungen berufen, 
die das angeblich einhellig unmöglich machen, und 
er hat dazu dann auch einige passende Zitate aus 
Lehrbüchern vorgelesen. 

Es muß daher schon als sensationell gewertet 
werden, wenn sich diese Woche einer der sicher be­
deutendsten und erfahrensten österreichischen 
Verfassungsrechtslehrer, Hert' Professor Ermaco~a, 
zu Wort gemeldet und unsere Initiativen als völlig 
unbedenklich und verfassungskonform bezeichnet 
hat. Nun kann man sicher ·sagen, und das wissen 
wir auch, daß Herr Professor Ermacora nicht nur 
seit mehr als dreißig Jahren Verfassungsrechtsleh­
rer, sondern auch seit einigen Jahren ÖVP-Abgeord­
neter ist. Ich glaube aber, es wäre absurd, anzuneh­
men, daß ein Wissenschaftler vom Range Ermaco­
ras gegen seine fachliche Überzeugung hier unhalt­
bare Thesen aufstellen und damit seine sicherlich 
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im In- und Ausland im Verlauf von Jahrzehnten ge­
~onnene Reputation aufs Spiel setzen würde, ledig­
lich, um der Opposition im Wiener Landtag mit 
einer Aussage bei einem konkreten Anlaß dienlich 
zu sein. Ich glaube, das kann man nicht wirklich 
ernst annehmen. 

Für uns steht vielmehr fest, daß es die vom 
Herrn Landeshauptmann vor einer Woche ins Tref­
fen geführte einhellige Lehrmeinung zu dieser 
Frage offensichtlich nicht gibt und daß darüber hin­
aus die Gewährung des vollen Wahlrechtes für alle 
Wiener Wahlkartenwähler verfassungsrechtlich 
nicht nur möglich, sondern sogar geboten ist. Es 
liegt ja auch auf der Hand, daß es niemals bedenk­
lich sein kann, dem Bürger sein volles Wahlrecht zu 
sichern und dessen Ausübung zu erleichtern. Dem 
Geist der Verfassung muß es hingegen widerspre­
chen, nur aus formalen Gründen 70.000 Wiener -
ich habe schon das letzte Mal gesagt, das entspricht 
der wahlberechtigten Bevölkerung von drei Wiener 
Bezirken - um ihr Wahlrecht für den Gemeinderat 
und für die Bezirksvertretungen zu prellen. 

Meine Damen und Herren! Als geprellt werden 
sich zweifellos alle jene vorkommen, die sich im gu­
ten Glauben, damit ihr Wahlrecht am.Wahltag zu 
sichern, eine Wahlkarte beim Magistrati~chen Be­
zirksamt lösten und dann in einem Wahllokal 
irgendwo in Niederösterreich oder im Burgenland 
erfahren werden, daß sie eben nur einen Stimmzet­
tel, und zwar den für die Nationalratswahl, in das 
Wahlkuvert _ge'l5en können. Wenn dann diese Wie­
ner 'Yahlk~rtenwähler nach Wien zurückfahren 
und hier den Versuch unternehmen - und es ist zu 
erwarten; daß das in vielen Fällen so ablaufen 
wird-, nachdem sie in Niederösterreich nur für den 
N ationalratwählenkonnten,jetztinihrem Wahllokal, 
das für ihre Wohnung zuständig ist, nun auch noch 
den Gemeinderat und die Bezirksvertretung zu 
wählen, dann werden sie dort erfahren - auch das 
wird sie überraschen, damit wird normalerweise 
kein Wähler rechnen - , daß mit der Abgabe der 
Wahlkarte in einem niederösterreichischen W ahllo­
kal das gesamte Wahlrecht konsumiert und ver­
braucht worden ist und der einzelne nicht mehr die 
Möglichkeit hat, in Wien für den Gemeinderat und 
für die Bezirksvertretung seine Stimme abzugeben. 

Ich muß Ihnen sagen, mit dieser beabsichtigten 
Vorgangsweise ist das Chaos am Wahltag bereits 
programmiert. Wir möchten daher heute gewisser­
maßen in letzter Minute noch einmal davor warnen 
eine Situation heraufzubeschwören, die mit Sicher~ 
heit verfassungsrechtlich bedenklich sein muß. 

.. Ich meine - und das ist meine grundsätzliche 
Uberzeugung, nicht nur zu dieser konkreten 
Frage - , daß es wenigstens über die Spielregeln der 
Demokratie einen gewissen Konsens zwischen den 
Parteien geben müßte. Dazu gehört nicht nur die 
Verfassung, dazu gehören nicht nur die Geschäfts­
ordnungen für den Landtag und für den Gemeinde­
rat, dazu gehört natürlich auch die Wahlordnung. 

Diese notwendige Übereinstimmung hat es dies­
mal von Anfang an, ab Ausbruch de!' Diskussion 
Anfang Jänner, leider nicht gegeben. Über die Zu-

sammenlegung der beiden Wahltermine hat es 
keine Gespräche zwischen den Parteien gegeben. 
?ieser Termin, die Tatsache der Zusammenlegung, 
1st von der Mehrheitspartei dekretiert und den an­
deren Parteien ohne Gespräche darüber nur notifi­
ziert worden. 

Hätte es derartige Gespräche gegeben, wie sie 
sicherlich angesichts der schwierigen Situation, vor 
der wir jetzt stehen, wünschenswert gewesen wä­
ren, dann wäre ohne Zweifel schon bei der ersten 
dieser Gesprächsrunden auf jeden Fall von mir auf 
diesen, wie mir scheint, sehr gewichtigen Umstand 
hingewiesen worden, denn ich habe auch schon an 
jenem bewußten Freitag, dem 7. Jänner, diese 
meine Befürchtungen in verschiedenen Interviews 
zum Ausdruck gebracht - nachzulesen etwa in der 
Wochenendausgabe der „Presse" am Samstag, dem 
8. Jänner. Es hat also von Anfang an an begründe­
ten Warnungen, die man aber offensichtlich nicht 
zur Kenntnis nehmen wollte, nicht gefehlt. 

Tatsächlich ist es daher so - und das kann man 
jetzt nach Ablauf der Dinge sicher so sehen und 
auch so aussprechen - , daß es zu keinem Zeitpunkt 
gewichtige verfassungsrechtliche Bedenken gewe­
sen sind, die die Mehrheit gehindert ha.ben, unseren 
Vorschlägen näherzutreten, sondern ganz offen­
sichtlich zu jed_~m Zeitpunkt maßgebliche politische 
und taktische Uberlegungen. 

Bei diesem Ablauf der Dinge, bei dieser Ent­
wicklung fällt allerdings auch - das möchten wir 
heute bei der Debatte mit Ernst und Nachdruck 
festhalten - der Mehrheit die volle Verantwortung 
für die Konsequenzen zu, die sich aus diesem Wirr­
warr noch ergeben können. 

Präsident Schweda: Als nächster ist der Herr 
Abg. Fürst zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg. Fürst: Herr Präsident! Hoher La~dtag! Seit 
der Mitteilung des Herrn Bürgermeisters, daß die 
Wiener Landtags- und Bezirksvertretungswahlen 
mit der Nationalratswahl am 24. April zusammenge­
legt werden, ist uns allen klar, daß eines der Haupt­
probleme jene Bestimmungen sind, die in der Wie­
ner Gemeindewahlordnung die Zusammenlegung 
von Wahlen regeln. Diese beiden Paragraphen, 
nämlich§ 100 und§ 101 im 7. Hauptstück, erster Ab­
schnitt, der Wiener Gemeindewahlordnung, ha­
ben eigentlich seit dem Jahre 1949 ein Dornrös­
chen-Dasein geführt, denn seither hat es diese Zu­
sammenlegung von Wahlen nicht mehr gegeben. 

Es ist auch interessant, daß anläßlich der letzten 
Novellierung der Wiener Gemeindewahlordnung 
von der Mehrheit dieses Hauses ein erster Entwurf 
vorgelegt wurde, in dem die Zusammenlegung von 
Wahlen in Zukunft ausgeschlossen werden sollte 
w:eil die Mehrheit damals der Auffassung war, daß 
eme solche Zusammenlegung von Wahlen für unter­
schiedliche Vertretungskörper nicht ganz dem We­
sen der Demokratie entspreche. Es gibt aber, wie 
gesagt, für uns keinen Zweifel daran, daß es sinn­
voll ist, vor allem diese Wahlen zusammenzulegen. 
Wir haben gesagt, uns ist jeder Termin recht, wo die 
Mehrheit früher das Handtuch wirft, als dies in der 
Verfassung oder in der Gemeindewahlordnung vor­
gesehen ist. 
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Es ist also jetzt notwendig geworden, an diesen 
Paragraphen, die die Zusammenlegung von Wahlen 
regeln,· Änderungen vorzunehmen, vor allem im 
§ 101. Von Bedeutung ist, daß in der heutigen Land­
tagssitzung gerade jene Bestimmungen geändert 
werden sollen, die das Abgeben oder das Entgegen­
nehmen von Wahlkartenstimmen regeln. Wir be­
dauern zutiefst, daß es nicht möglich war, die Mehr­
heit davon zu überzeugen, bei der Änderung dieser 
.Bestimmungen auch an die Wiener zu denken, die 
am Wahltag außerhalb Wiens ihre Stimme mit 
einer Wahlkarte abgeben wollen. So wie die Situa­
tion derzeit ist - wie sie die Mehrheit sieht und wie 
sie der Wiener sicher nicht verstehen wird - , ver­
liert der Stimmzettel für die Gemeinderatswahl und 
der Stimmzettel für die Bezirksvertretungswahl die 
Gültigkeit, sobald der Wiener Wahlkartenwähler 
die Stadtgrenze überschreitet. Es behält allerdings 
kurioserweise jener Stimmzettel seine Gültigkeit, 
der für die Nationalratswahl gilt. 

Wir ändern heute den § 101 der Gemeindewahl­
ordnung dahingehend, daß eine Stimme, die mit der 
Wahlkarte in einem anderen Wiener Bezirk abgege­
ben wird, selbstverständlich dem Heimatbezirk zu­
gezählt wird. Denn jeder Bürger soll doch seinen 
Mandatar wählen und nicht den eines anderen Be­
zirkes, nur weil er sich am Wahltag zufällig in die­
sem anderen Bezirk, aus welchem Grund •immer, 
aufhält. 

Das gleiche gilt natürlich in der Nationalrats­
wahlordnung. Das heißt, der Bürger, der außerhalb 
seines Wahlkreises seine Stimme abgibt, wählt 
selbstverständlich seinen Volksvertreter, also den 
Mandatar, der seinen Wahlkreis vertritt. Das ist bei 
der Nationalratswahl in diesem Fall auch so, denn 
der Wiener, der außerhalb von Wien, sei es in Pur­
kersdorf, in Preßbaum, im Waldviertel oder am Neu­
siedler See, seine Stimme abgibt, wählt seinen Wie­
ner Nationalratsabgeordneten. 

Es wäre also durchaus möglich, daß er dort auch 
seinen Wiener Abgeordneten wählen könnnte. Die 
Sonderbestimmungen für die Zusammenlegung von 
Wahlen unterstreichen sogar diese Möglichkeit. Im 
§ 101 der Gemeindewahlordnung heißt es nämlich, 
daß die Wahlkommissionen für die Nationalrats­
wahl auch für die Gemeinderats- und für die Be­
zirksvertretungswahlen zuständig sind. Es steht 
nirgends, daß es sich. bei dieser Bestimmung nur 
um' jene Nationalratswahlkommissionen 1Landelt, 
die sich auf Wiener Boden befinden. Es wäre durch­
aus logisch, daß auch die Nationalratswahlkommis­
sionen außerhalb Wiens alle drei Stimmzettel ent­
gegennehmen und so wie sie den Stimmzettel für 
die Nationalratswahl dem Wahlkreis Wien zuord­
nen und zusenden, auch die Stimmzettel für die Ge­
meinderats- und Bezirksvertretungswahl nach 
Wien an den entsprechenden Bezirk weiterleiten. 

Der Herr Bürgermeister hat sich in seiner Ant­
wort auf die dringliche Anfrage in der letzten Sit­
zung des Wiener Landtages vor allem auch darauf 
konzentriert, quasi nachzuweisen, daß der Wiener 
Landtag den Kommissionen außerhalb Wiens keine 
Aufträge erteilen könne. 

Aber gerade diese Bestimmungen der§§ 101 und 
100 der Wiener Gemeindewahlordnung wären ja 
gar nicht notwendig, würde man nicht den National­
ratswahlkommissionen Aufträge erteilen müssen. 
Denn es wird ja den Bundeskommissionen, die hier 
auch die Aufgaben für die Gemeinde Wien, aller~ 
dings nach der Auffassung der Mehrheit dieses 
Hauses nur im Bereich der Bundeshauptstadt, 
wahrzunehmen haben, alles Mögliche aufgetragen . 
Es wird ihnen beispielsweise aufgetragen, die in der 
Wahlurne befindlichen Wahlkuverts zu mischen, es 
wird ihnen aufgetragen, die Wahlurnen zu entlee­
ren, es wird ihnen aufgetragen, ein Protokoll zu füh­
ren. Das alles sind Aufträge, die wir mittels Landes­
gesetz den Nationalratswahlkommissionen erteilen. 
Wir sehen daher nicht ein, warum es nicht möglich 
sein soll, auch den Nationalratswahlkommissionen 
in den Bundesländern die Möglichkeit zu geben, für 
Wien Stimmzettel entgegenzunehmen. 

Und vor allem, meine Damen und Herren, wird 
es der Bürger am Wahltag nicht verstehen können. 
Das Problem ergibt sich ja für den Bürger in Wirk­
lichkeit erst am Wahltag. Es ist doch so, daß der 
Bürger eine Wahlkarte in einem Kuvert bekommt, 
mit welchen Informationen immer, das drei Stimm­
zettel enthält. Und er kann es nicht verstehen, daß 
von der Nationalratswahlkommission innerhalb der 
Stadtgrenzen alle drei Stimmzettel entgegengenom­
men werden, von der Nationalratswahlkommission 
außerhalb Wiens aber nur ein Stimmzettel, wäh­
rend die anderen quasi für ungültig erklärt werden. 

Es wäre unsere Aufgabe, im Interesse der Wie­
ner Wahlberechtigten, diese Bestimmung heute 
ebenfalls anzugleichen und den Wienern die Mög­
lichkeit zu geben, außerhalb Wiens nicht nur ihre 
Mandatare im Nationalrat, sondern auch ihre Wie­
ner Mandatare für den Gemeinderat und für die Be­
zirksvertretung gleichzeitig in einem zu wählen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Es hat sich bis jetzt auch kein Rechtsgelehrter 
zu Wort gemeldet, der gasagt hätte, daß es nicht der 
Verfassung entsprechen würde, die Möglichkeit zu 
schaffen. Im Gegenteil, es haben sich Rechtsge­
lehrte gemeldet - auch das wurde hier schon ge­
sagt - , die sehr wohl der Ansicht sind, daß es den 
Wienern möglich sein müßte, auch außerhalb Wiens 
ihre Stimme für den Gemeinderat und für die Be­
zirksvertretung abzugeben. 

Wir hätten hier einmal die Möglichkeit, sicherzu­
stellen, daß auch jene Wiener Bürger, die sich am 
Wahltag außerhalb der Stadt befinden, ihre Stimme 
für den Wiener Gemeinderat abgeben können. Die 
Rechtsmeinungen schwanken nicht dahin gehend, 
daß die einen sagten, es wäre nach der Verfassung 
nicht möglich, und die anderen sagten, es ist mög­
lich, sondern die Meinungen schwanken eigentlich 
nur dahin gehend, ob dafür eine Änderung der der­
zeit geltenden Gemeindewahlordnung überhaupt 
notwendig ist oder ob nicht ohnedies schon die bis­
her geltenden Bestimmungen die Möglichkeit dazu 
geben. 

In diesem Sinn sollten wir uns ernsthaft noch 
einmal überlegen, ob wir nicht.doch im Interesse 
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der Demokratie diese Änderung vornehmen und 
den Wienern die Möglichkeit geben sollten, auch au­
ßerhalb Wiens ihre Stimme nicht nur für den Natio­
nalrat, sondern auch für den Gemeinderat und für 
die Bezirksvertretungen abzugeben. 

Wir sollten diese Möglichkeit geben, genauso 
wie es notwendig wäre, endlich einmal zu überle­
gen, ob es dem Geist der Verfassung entspricht, daß 
eine große Zahl von Wiene:.:- Wahlberechtigten ohne. 
eigenes Verschulden bei jeder Landtags- und Ge­
meinderatswahl, aber auch bei jeder Nationalrats­
wahl vom Wahlrecht ausgeschlossen werden. 

Es entspricht nicht dem Geist der Verfassung, 
Bürger vom Wahlrecht auszuschließen oder ihnen 
die Teilnahme an einer Wahl unmöglich zu machen. 
Es entspricht nicht dem Geist der Verfassung, daß 
Bürger, die sich krankheitshalber zu Hause befin­
den und das Haus nicht verlassen können, an der 
Wahl nicht teilnehmen können. Es entspricht auch 
nicht der Verfassung, daß Bürger, die sich in einem 
Spital oder in einem Altersheim aufhalten, in dem 
es zufällig keine Wahlkommission gibt, weil sie von 
der Gemeinde nicht bewilligt wurde, vom Wahlrecht 
ausgeschlossen sind. Und es entspricht schließlich 
auch nicht dem Geist der Verfassung, daß Bürger 
vom Wahlrecht ausgeschlossen sind, die Österreich 
im Ausland vertreten oder die sich im Ausland um 
Wirtschaftsaufträge zur Sicherung unserer österrei­
chischen Arbeitsplätze bemühen. 

Daher sollten wir, dem Geist der Verfassung ent­
sprechend, diese Möglichkeit schaffen, um uns 
nicht dem Vorwurf auszusetzen, daß wir aus irgend­
welchen Gründen dem Bürger das Wahlrecht gar 
nicht geben wollen, was immer die Gründe der 
Mehrheitspartei dieses Hauses auch sein mögen. 

Ich möchte daher in diesem Sinn, quasi als letz­
ten Versuch, die Wahl der Mitglieder des Gemeinde­
rates und der. Bezirksvertretungen auch außerhalb 
Wiens mittels einer Wahlkarte doch noch zu ermög­
lichen, einen Beschlußantrag, gemeinsam mit mei­
nem Fraktionskollegen Mag. Robert Kauer, einbrin­
gen, wonach der Landtag beschließen wolle: 

,,Es sind umgehend alle entsprechenden Vorkeh­
rungen zu treffen, durch die ermöglicht wird, daß 
bei den kommenden Wahlen, am 24. April 1983, Wie­
ner Wahlkartenwähler, die außerhalb Wiens wäh­
len, ihre Stimme auch für die Wiener Gemeinde­
rats- und Bezirksvertretungswahlen abgeben kön­
nen. 

Angesichts der Dringlichkeit wird die Abstim­
mung in der heutigen Sitzung beantragt." (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Präsident Schweda: Nächster Redner ist der 
Herr Abg. Professor Wiesinger. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abg. Wiesinger: Herr Präsident! Herr amtsfüh­
render Stadtrat! Hoher Landtag! Meine Damen und 
Herren! Mit der kleinen Novelle zur Wiener Wahl­
ordnung, die wir heute beschließen werden, schaf­
fen wir die rechtlichen Voraussetzungen zur Zu­
sammenlegung der Nationalratswahl und der Wahl 
zum Wiener Gemeinderat und Landtag sowie zu 
den Bezirksvertretungen. 

Die Debatte in der vergangenen Woche ist im 
wesentlichen um zwei Fragen gegangen: um die 
Wahlkartenwähler und um eine mögliche Brief­
wahl. 

Die Briefwahl hat heute nur mehr am Rande 
eine Rolle gespielt; der Herr Abg. Fürst hat nur mit 
ein paar Sätzen darauf hingewiesen. Die heutige 
Debatte hat sich im wesentlichen auf die Möglich­
keit bezogen, Wahlkartenwählern an diesem Tag 
die Chance zu geben, auch außerhalb Wiens für 
Wien abstimmen zu können. 

Meine Damen und Herren! Bevor ich auf einige 
verfassungsrechtliche Probleme eingehe, mö_chte 
ich doch eines mit aller Deutlichkeit sagen, und das 
ist die Meinung meiner Fraktion in dieser Angele­
genheit: Wir nehmen niemand das Wahlrecht, wir 
hindern niemand am Wählen am 24. April. Es ist 
einfach unwahr, uns unterschieben zu wollen, daß 
wir den Wähler am Wählen hindern. (Lebhafte Zu­
stimmung bei der SPÖ.) 

Ich möchte weiter mit aller Deutlichkeit sagen: 
Auch die Wiener Sozialisten haben ein starkes In­
teresse daran, daß möglichst viele Wienerinnen und 
Wiener von ihrem demokratischen Recht Gebrauch 
machen. Wir haben das Urteil und die Entscheidung 
der Wienerinnen und Wiener nicht zu fürchten -
ganz im Gegenteil! 

Ich möchte auch sehr dezidiert der Ansicht des 
Herrn Abg. Hirnschall entgegentreten, der meinte, 
weil die Statistik sagt, daß bei zwei Nationalrats­
wahlen das Ergebnis der Wahlkartenwähler nicht 
dem allgemeinen Wahlergebnis entsprochen hat, sei 
daraus für uns eine Angstsituation entstanden. Das 
stimmt durchaus nicht, denn die Wienerinnen und 
Wiener werden die Leistungen der Wiener Gemein­
deverwaltung, die von Sozialisten seit vielen Jahr­
zehnten geführt wird, neuerlich anerkennen. Daher 
sind wir ganz sicher, daß wir auch am 24. April wie­
der eine Bestätigung unserer Arbeit erfahren kön­
nen. (Abg. Hahn: Aber die Bestätigung wird schlech­
ter werden!) 

Diese Argumente, nämlich Verhinderung des 
Wählers an der Wahl und daß wir Furcht vor der 
Entscheidung des Wählers haben, weisen wir ganz 
eindeutig zurück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich anerkenne, meine Damen und Herren, daß 
die heutige Debatte auf einem hohen Niveau und 
außerordentlich sachlich geführt wurde. Es hat 
einen durchaus würdigen Verlauf der bisherigen 
Debatte gegeben. 

Es gibt eben zu. dieser Frage verschiedene Mei­
nungen. Ich habe insgesamt fünf Gutachten stu­
diert. Zwei davon haben keine Bedenken, nämlich 
das, was Herr Professor Ermacora, und das, was 
Herr Professor Raschauer sagt. 

Ich stimme in meinen Auffassungen etwa mit 
dem überein, was Herr Kollege Hirnschall sagt. 
Dennoch kann man nicht leugnen, daß beide ge­
nannten Herren in einem Nahverhältnis zur Öster­
reichischen Volkspartei stehen. Und das, was Sie 
über Ermacora sagten, daß er es nämlich nicht ris­
kieren könne, seine Lehrmeinungen um eines 
schnöden kleinen Vorteils willen in die Waagschale 
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zu werfen, muß für die anderen drei Gutachter 
ebenso gelten. Es handelt sich dabei auch um drei 
Universitätsprofessoren, die ebenfalls einen Ruf zu 
verteidigen haben, die zwar auf keiner Parteiliste 
stehen, die aber genauso darauf bedacht sein müs­
sen, daß sie ihr Ansehen als Wissenschaftler nicht 
gefährden. 

Eines dieser Gutachten scheint mir besonders 
bedeutungsvoll, und ich muß Sie um Verständnis 
bitten, wenn ich einige Passagen daraus wörtlich zi­
tiere. Es handelt sich um ein Gutachten vom 2. Fe­
bruar dieses Jahres, verfaßt vom ordentlichen Uni­
versitätsprofessor Dr. Norbert Wimmer, einem Ver­
fassungsrechtler aus Innsbruck. Das Gutachten be­
sagt unter anderem, wie mir scheint, in seinem 
wichtigsten Abschnitt, im Abschnitt III: 

,,Selbstverständlich könnte diese Rechtslage je­
derzeit durch einfache Gesetzesänderung geändert 
werden. 

Der geforderten Ausdehnung des Kreises der 
Wahlkartenwähler stehen allerdings auch gravie­
rende verfassungsrechtliche Bedenken gegenüber. 
Auszugehen ist dabei von der Bedeutung des Wahl­
rechts für die Demokratie. Die verfassungsrechtli­
che Verbürgung des allgemeinen Wahlrechts gemäß 
Artikel 26 der Bundesverfassung bedeutet eine der 
wesentlichen verfassungsrechtlichen Verankerun­
gen des demokratischen Baugesetzes, der Bundes­
verfassung. 

Selbstverständlich setzt ein funktionierendes 
allgemeines Wahlrecht voraus, daß die Wahlen ins­
gesamt ordnungsgemäß, entsprechend den verfas­
sungsrechtlichen und wahlrechtlichen Bestimmun­
gen, durchgeführt werden. Die detaillierte verfah­
rensmäßige, behördliche und gebietsmäßige Gliede­
rung der Wahlen in den einzelnen Wahlordnungen 
dient diesem Zweck. Bei allen Änderungen des 
Wahlrechts ist auf diese Grundvoraussetzung eines 
demokratischen Wahlrechts Bedacht ~u nehmen. 

Dies betrifft selbstverständlich auch die Ausstel­
lung von Wahlkarten. Sicher bewirkt die Erweite­
rung des Kreises der Wahlkartenwähler eine Ver­
stärkung des Prinzips der Allgemeinheit des Wahl­
rechts und ist insofern durchaus positiv zu bewer­
ten. Allerdings ist dabei stets auch auf die ord­
nungsmäßige Durchführbarkeit, insbesondere Ad­
ministrierbarkeit, und letztlich auch auf die Ge­
heimheit des Wahlrechts Bedacht zu nehmen. 

Dies war auch der Grund, warum die Einfüh­
rung des Rechtsinstituts der Wahlkarten in unserer 
demokratischen Verfassungsordnung nur schritt­
weise und in steter Abstimmung mit den übrigen 
Erfordernissen von Wahlen erfolgte. 

Das Gesetz vom 18. Dezember 1918 über die 
Wahlordnung für die konstituierende Nationalver­
sammlung kannte überhaupt noch keine W ahlkar­
ten. Erst die Wahlordnung für die Nationalver­
sammlung nach dem Staatsgesetzblatt Nr. 316/1920 
sah vor, daß ausnahmsweise Wähler, welche sich in 
Ausübung eines öffentlichen Dienstes oder Auftra­
ges am Wahltag und während .der Wahlstunden au­
ßerhalb ihres Wohnsitzes aufhalten, eine Wahlkarte 
bekommen können. Die Wahlordnung für den Na-

tionalrat aus 1923 erweiterte dann den Kreis der 
W ahlkartenberechtigten um die Personen in Heil­
und Pflegeanstalten. Das Bundesgesetz vom 18. Mai 
1949 räumte auch Studierenden unter besonderen 
Voraussetzungen Anspruch auf eine Wahlkarte ein. 
Eine weitere Verbreiterung des Wahlkartenrechtes 
brachte dann noch die Wahlordnung aus 1962. Erst 
die Wahlordnung 1971 führte zur geltenden Formu­
lierung eines allgemeinen Anspruchs auf Ausstel­
lung einer Wahlkarte." 

Meine Damen und Herren! Diese Schilderung 
macht deutlich, · wie sorgsam der Gesetz­
geber die einzelnen Schritte zu einer Verbreite­
rung des Wahlkartenrechts setzte. Stets war 
er dabei auch von der Sorge um die ordnungsge­
mäße Abwicklung der Wahlen getragen. Denn 
selbstverständlich bedeutet das Wahlkartenrecht 
eine zusätzliche Beanspruchung der Wahlbehörden 
und eine Erhöhung der Fehlermöglichkeiten. 

Selbstverständlich bezieht sich auch die Formu­
lierung des Artikels 26 Abs. 6 der Bundesverfassung 
zur Durchführung und Leitung der Wahl auf einen 
bestimmten, taxativ durch die Nationalratswahlord­
nung vorgegebenen Inhalt der Wahlen, der durch 
die einzelnen Landeswahlordnungen nicht willkür­
lich durchbrochen werden kann. 

Professor Dr. Wimmer zieht dann die Schlußfol­
gerung, nachdem er noch eine Reihe von Daten an­
führt: ,,Diese Schlußfolgerung bedeutet in keiner 
Weise eine Einschränkung der Möglichkeit gemäß 
Artikel 97 der Bundesverfassung. Selbstverständ­
lich können die Nationalratswahlbehörden auch zur 
Durc~führung anderer Wahlen beigezogen werden, 
allerdmgs nur in jenem institutionellen Rahmen, 
den die Nationalratswahlordnung vorsieht." 

Professor Wimmer weist schließlich, was im be­
sonderen die Argumentation mit Artikel 97 bezie­
hungsweise § 100 Abs. 1 der Gemeindewahlordnung 
betrifft, darauf hin, daß die Mitwirkung von 
Bundesorganen eine Übertragung sämtlicher Auf­
gaben oder größerer Teile der Landesvollziehung 
an Organe des Bundes bedingt. Grundsätzlich er­
gibt sich daraus, daß eine Mitwirkung nur dort mög­
lich ist, wo überhaupt eine Zuständigkeit der Lan­
desbehörde vorliegt. 

Das ist von einem Verfassungsrechtler klar und 
eindeutig dargestellt worden. Ich muß zugeben, daß 
es mich überrascht hat, daß ein Wissenschaftler im 
Bereich des Verfassungsrechts überhaupt imstande 
ist, so klar und eindeutig zu schreiben. Die Juristen­
sprache ist eben in diesen Bereichen nicht einfach 
sie kann vielleicht gar nicht immer einfach sein' 
weil es ja um schwierige Materien geht. ' 

Das, was hier dargestellt wird, leuchtet mir je­
denfalls völlig ein. Das Wahlkartenrecht ist eine so 
langsam gewachsene und mit so viel Vorsicht be­
handelte Institution, daß man nicht einfach mit 
einem Husch-Pfusch-Gesetz Kompetenzen eines 
Landes auf alle Länder übertragen kann. 

Ich möchte dazu aber auch noch ein paar andere 
Anmerkungen machen. 

Wenn man sich so sehr darauf beruft daß den 
Wählern ein Recht weggenommen würde, ~as wäre 
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denn, wenn wir die Wahlen 14 Tage später hätten? 
Das war durchaus im Bereich des Möglichen gele­
gen, es hat einige sachliche Gründe gegeben. Dann 
auf einmal ist Ihnen dieses von Ihnen so sehr ge­
schätzte Recht gar nichts mehr wert? (Abg. Fürst: 
Da gäbe es ja keine Wahlkommissionen in den Bun­
desländern!) 

Oder denken Sie im Ernst daran, wenn Wien 
allein wählt, daß wir die Vorarlberger nötigen kön­
nen, an diesem Tag die Stimmzettel für Wien entge­
genzunehmen? Das ist doch undenkbar! Und die 
Übertragung auf das gesamte Bundesgebiet ist 
ebenso nicht vorstellbar. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir lehnen es in diesem Zusammenhang ganz 
eindeutig ab, meine Damen und Herren, uns unde­
mokratischer Verhaltensweisen bezichtigen zu las­
sen. 

Lassen Sie mich diese ruhige, sachliche Debatte 
auch ruhig weiterführen. Ich wäre imstande, eine 
Stunde lang über das Demokratieverständnis Ihrer 
Vorgänger zu reden, weil ich alt genug bin, um am 
eigenen Leib verspürt zu haben, wie leichtfertig 
man mit der Demokratie in jener Zeit umgegangen 
ist, wie ich demokratische Rechte in Anspruch neh­
men wollte. (Abg. Rautner: Damals sind w i r nicht 
mit Kanonen aufgefahren! - Abg. Arthold: Sehr 
sachlich!) Ich schieße auch nicht mit Kanonen, ich 
sage nur, was möglich ist. (Abg. Fürst: Der Herr 
Rautner provoziert nur! - Abg. Rautner: Spielen 
Sie mit der Demokratie nicht!) 

Meine Damen und Herren! Daß die Österreichi­
sche Volkspartei gar nicht so sehr glaubt, daß man 
den Wähler nicht aufklären kann, wie das der Herr 
Kollege Fürst vor wenigen Minuten dargestellt hat, 
indem er ausführte, der Bürger könne einfach nicht 
verstehen, daß in einem Fall so und im anderen Fall 
so gewählt wird, zeigt doch dieses Flugblatt, das vor 
kurzem erschienen ist. Darin unternimmt die Öster­
reichische Volkspartei einen Versuch, die Wähler 
darauf aufmerksam zu machen, was rechtens ist -
in Ordnung! Sie glauben also selbst nicht daran, daß 
sich da noch etwas ändern kann, sonst hätten sie 
das nicht veröffentlicht. Da steht deutlich drauf, daß 
die Sozialisten Ihrem Antrag nicht zustimmen wol­
len und daß man auch mit einer Wahlkarte am 
24. April nur innerhalb von Wien wählen kann. Sie 
sagen das Ihren Wählern ganz deutlich. 

Ich muß dazu sagen: Wenn sie gar so wenig Ver­
trauen zu Ihren Wählern haben, daß sie am 
24. April, bevor sie aufs Land hinausfahren, in Wien 
wählen, dann kann ich nicht verstehen, wieso Sie 
sich in einer solchen Siegesstimmung fühlen, wieso 
Ihr Herr Graff „den gewaschenen Wahlsieg" und 
dergleichen mehr voraussagen kann. 

Wenn Ihnen Ihre Wähler folgen sollen, weil sie 
überzeugt sind, daß Sie eine gute Politik machen, 
dann brauchen sie diese zweite Wahlkarte nicht, 
dann veranlassen Sie Ihre Wähler, sie sollen gelten­
des Recht beachten und in Wien am 24. April wäh­
len. So wie wir das unseren Wählern sagen werden. 
(Beifall bei der SPÖ. - Abg. Fürst: Es widerspricht 
unserem Demokratieverständnis, die Wähler zu et­
was zu „veranlassen", wie Sie das ausdrücken!) 

Ich komme zum Schluß. Es gibt ein Institut in 
Österreich, das seinen Sitz in Innsbruck hat. Es 
nennt sich Institut für Föderalismusforschung, ein 
Institut, das im wesentlichen von den Ländern Salz­
burg, Tirol und Vorarlberg getragen wird. Ich habe 
übrigens alles Verständnis dafür, daß sich gerade in 
diesem Teil Österreichs ein Föderalismusinstitut 
bildet. 

Von diesem Institut wird eine Aussendung über 
die Eigenständigkeit der Länder gemacht, und in 
diesem Informationsblatt beklagt das Föderalis­
musinstitut, daß nun die Wiener Wahlen gemein­
sam mit den Nationalratswahlen stattfinden, es 
meldet dagegen erhebliche Bedenken aus föderali­
stischer Sicht an. So weit, so gut. 

Meine Damen und Herren, am Ende steht dann 
folgendes: ,,Dagegen ist aber zu beachten, daß die 
Demokratie kein Gut ist, das umsonst erworben 
werden kann, und daß es Sache der politischen Par­
teien ist, einen in jeder Hinsicht möglichst sinnvol­
len Wahlkampf zu führen. Die zuletzt angeschlage­
nen Töne über die durch die Wahlzusammenlegung 
verhinderte Geldverschwendung in Wahlkämpfen 
widersprechen nicht nur kraß föderalistischen Ge­
sichtspunkten" - also dieses Blattl sagt, wir sollen 
das Geld beim Fenster hinausschmeißen, auch 
wenn es eine Chance gibt, Geld einzusparen -., 
„sondern klingen auch in demokratischer Hinsicht 
durchaus gefährlich. Jeder, der die Geschichte der 
letzten Jahrzehnte" - der letzten Jahrzehnte! -
„kennt, weiß, daß der Untergang der Demokratie in 
Mitteleuropa mit ähnlichen verbalen Totenglocken 
eingeläutet wurde." 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie einen Ex­
kurs darüber wollen, wer die Demokratie in Mittel­
europa in den letzten Jahrzehnten zugrunde ge­
richtet hat, kann ich Ihnen nur sagen: Das war der 
europäische Faschismus, an dem gewisse Nachfol­
ger, die sich heute noch gern in Österreich hie und 
da profilieren, nicht unschuldig waren. 

Uns also einreden zu wollen, weil wir aus Grün­
den der Sparsamkeit einen Wahlkampf verkürzen 
und ihn zusammenlegen wollen, wir läuten sozusa­
gen den Untergang der Demokratie mit Totenglok­
ken ein, ist, gelinde gesagt, eine Frechheit. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Abschließend, meine Damen und Herren: Wenn 
wir uns die Statistik anschauen, so finden wir, daß . 
sich in der Zweiten Republik insgesamt 25mal die 
Gelegenheit für die neun Bundesländer ergeben 
hat, Wahlen gemeinsam durchzuführen. Es gab 
auch damals schon Wahlkarten, aber niemand ist 
auf die absurde Idee gekommen, wenn der Vorarl­
bergische Landtag gewählt wird, daß in Wien die 
Stimme dafür abgegeben werden kann. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Präsident Schweda: Ich erteile das Wort dem 
nächsten vorgemerkten Redner, das ist Mag. Kauer. 

Abg. Mag. Kauer: Herr Präsident! Hoher Land­
tag! Ich bin dankbar, daß ich jetzt nach dem Kolle­
gen Professor Wiesinger sprechen darf, denn es 
sind sozusagen zwei Generationen, die aufeinander­
folgen. Es war ja zu erwarten, obwohl ich das be• 
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daure, daß das Jahr 1934 wieder ausgegraben wird. 
Mit der Berufung auf die Vergangenheit sind diese 
Probleme aber schwer zu bewältigen. (Abg. Wiesin­
ger: Ich habe nur die Möglichkeit angedeutet! Seien 
Sie ,doch objektiv, Herr Magister! Ich habe kein 
Wort von 1934 gesagt!) Mein Vater war damals auch 
eingesperrt. Diese Argumentation führt doch wohl 
nicht zur Bewältigung der gegenwärtigen Fragen. 

Sie haben ganz am Anfang mit großer Laut­
stärke davon gesprochen, daß Sie niemand daran 
hindern wollen, zu wählen, daß Sie wollen, daß alle 
Wiener wählen, und Sie haben das geradezu zu 
einer Schlüsselfrage Ihres Demokratieverständnis­
ses gemacht. 

Es ist ganz einfach: Wenn Sie das wirklich wol­
len, · darf · ich Sie und Ihre Fraktion einladen, dem. 
Antrag meines Kollegen Fürst und von mir beizu­
treten. Diese Möglichkeit haben Sie ja, und damit 
wird dann auch wirklich das Wahlrecht für alle Wie­
ner gesichert. 

Wenn das aber nicht geht, weil Sie halt nicht 
über Ihren roten Schatten springen können, dann 
darf ich Ihnen noch einen weiteren Vorschlag vorle­
gen, damit Sie sehen, daß wir durchaus konstruk­
tive Vorschläge machen: Dann richten Sie halt, 
quasi wie fliegende Kommissionen an den Informa­
tionsbussen am Stadtrand, extra Wahlbehörden für 
die Wahlkartenwähler ein, weil ja in Wahrheit nie­
mand verstehen kann, daß es zwar in einem Spital 
eine solche fliegende Kommission gibt, nicht aber 
gerade am Wahltag an den Ausfallstraßen. (Abg. · 
Wiesinger: Warum halten Sie die Wähler für so 
dumm?) Ich rede jetzt nicht vom Wähler, sondern 
von meinem Vorredner. 

Mit der Behauptung, Sie wollen niemand am 
Wahlrecht hindern, ist es doch nicht ganz so ein­
fach, wenn ich nur an dieses winzige Detail erin­
nern darf, daß erst ein Höchstgericht Ihre Fraktion 
dazu zwingen mußte, rund 100.000 Wahlberechtig­
ten bei den Arbeiterkammerwahlen 1979 das Wahl­
recht zuzuerkennen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und mit deni Einsparungsargument an Wahlen 
heranzugehen, halte ich für außerordentlich gefähr­
lich, denn dann ist es am allersparsamsten, aber für 
den Bürger am allerteuersten, die Wahlen über­
haupt einzusparen. Aber bitte, das nur als Nebenbe­
merkung. 

Ich glaube, daß hier auch einer der Gründe zu 
suchen ist für das Unbehagen, wie man so landläu­
fig sagt, für das Gefühl des Bürgers, daß er nichts 
ändern kann, daß er ohnmächtig ist. Es ist das Un­
behagen des modernen Menschen, daß-wir ja ken­
nen, angefangen von den anonymen Mächten, von 
denen sich der einzelne beherrscht fühlt, über die 
Entscheidungen, die in Gremien fallen, von denen 
der einzelne nichts weiß, bis zu den vielen anderen 
Dingen, mit denen der einzelne konfrontiert ist und 
die ihn insgesamt zu dem Gefühl führen, daß zwar 
formal eine Demokratie besteht, daß er aber selbst 
nichts mitzureden hat. 

Angefangen von diesen Dingen bis zu den De­
tails sind die Analysen großartig. Sie leiden nur 
daran, daß dann im Endergebnis doch heraus-

kommt: Da wir keinen Zauberstab haben, müssen 
wir dort zu reformieren beginnen, wo wir etwas tun 
können, und das ist bei den bestehenden Institutio­
nen. 

Und jetzt dürfen Sie einmal applaudieren: Denn 
das, was ich Ihnen jetzt gesagt habe, ist aus der 
Rede des Abgeordneten Leopold Gratz im National-, 
rat, die er am 2. Dezember 1969 zur Parlamentsre­
form gehalten hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und er hat recht gehabt. Er ist allerdings heute 
den einfacheren Weg gegangen, und das ist leider 
auch eine Frage, die direkt mit diesem Unbehagen 
zusammenhängt. Er hat gesagt, er liest in seinen 
eigenen Reden nicht. Das ist sehr einfach, um sich 
dann nachher von dem zu distanzieren, was, man 
vorher zugesagt oder versprochen hat. 

Denn jetzt müßte man dem nachgehen, was der 
junge, frische Abgeordnete Leopold Gratz damals 
gesagt hat und was daraus geworden ist. Und man 
müßte Leopold Gratz, heute noch Bürgermeister zu 
Wien (Amtsf. StR. Veleta: Was heißt „heute noch"?), 
fragen: Wo sind sie denn, die Reformen der beste­
henden Institutionen, zum Beispiel die Reform des 
Wahlrechts? 

In einem Buch haben damals die Abgeordneten 
Broda und Gratz ein ganzes Bündel von Vorschlä­
gen vorgelegt, ich könnte sie jetzt vorlesen. Ich 
nehme nur den das Wahlrecht betreffenden Vor­
schlag heraus. Zeit wäre gewesen, seit 1970 diese 
, Reformen in den bestehenden Institutionen durch­
zuführen. Aber nichts ist geschehen. Zeit - auch 
das ist einer der Anträge vom vergangenen Frei­
tag - , Reformen wie etwa Untersuchungsaus­
schüsse, die auch von der Minderheit gefordert und 
besetzt werden können, durchzusetzen:'Damals ver­
langt, nur geschehen ist halt nichts. 

Aber Leopold Gratz ist offensichtlich besessen 
von der Idee der Reform des Wahlrechts und tritt 
unermüdlich für die Einführung von Elementen des 
Persönlichkeitswahlrechtes ein, er hat es nach dem 
Jahr 1969 nicht aufgegeben. Leopold Gratz am Don­
nerstag, dem 19. Juli 1979, auf Seite 2 der ,,Arbeiter­
Zeitung" - dort steht ja immer die Wahrheit-: ,,Es 
scheint, daß vielleicht in der nächsten Gesetzge­
bungsperiode" - damals 1979 - ,,Verhandlungen 
darüber stattfinden können. Mir schiene dies aus 
zwei Gründen gut. Erstens einmal ... " - damit geht 
er auf die verschiedenen Schwierigkeiten des Ver­
hältniswahlausgleichs ein - ,,und zweitens, weil es" 
- das Persönlichkeitswahlrecht - ,,nämlich die 
echte Vertretung von Menschen durch Menschen 
ermöglichen würde." - Und geschehen ist auch 
wieder nichts, seither hat niemand mehr etwas da­
von gehört. 

Hoher Landtag! Auch diese Legislaturperiode 
geht nun zu Ende, und der Held resigniert. Viel­
leicht geht er in. den „Club 45", der jetzt bald ein 
,,Club 55" sein müßte, aber geschehen,jst nichts. 

An Gelegenheiten hat es sicher nicht gemangelt. 
Ich erinnere an das, was am vergangenen Freitag 
an Vorschlägen zum x-ten Mal auf den Tisch gelegt 
worden ist. 

Und weil Kollege Wiesinger gemeint hat, es sei 
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nur kurz auf die Frage der Briefwahl eingegangen 
worden, mit der alle diese Schwierigkeiten von 
vornherein verhindert worden wären, kann ich Ih­
nen diese Liste jetzt wirklich nicht ersparen. 

Schon am 10. April 1959 hat es einen diesbezügli­
chen Zusatzantrag zur Gemeindewahlordnung ge­
geben, dann einen Antrag auf Einführung der Brief­
wahl am 19. Juni 1964, ctm 11. März 1966, am 3. No­
vember 1973, am 27. September 1974, am 17. Oktober 
1975, am 25. April 1977, am 17. Februar 1978, am 17. 
März 1978, am 27. November 1978, am 24. Oktober 
1980 und am vergangenen Freitag wieder. 

Zwölfmal, meine Damen und Herren, und es war 
beschämend, das muß man wirklich auch einmal sa­
gen, daß dann der Vorsitzende des gemeinderätli­
chen Personal- und Rechtsausschusses nur die 
schlichte Frage gestellt hat, und die ist sehr kenn­
zeichnend: Wer ist dafür, daß wir dagegen sind? Und 
da waren halt alle dafür, daß sie dagegen sind. 

Weil der Herr Kollege Wiesinger von dem guten 
Stil, in dem die Debatte abgelaufen ist, gesprochen 
hat, nur eine winzige Nebenbemerkung dazu. Ich 
habe das gezählt, weil es mir interessant vorgekom­
men ist. Ich gebe ihm recht, daß das Wahlrecht ein 
Schlüsselrecht der Demokratie ist und daß es die 
ungeteilte Aufmerksamkeit auch dieses Hohen 
Landtags erfordert. Bei der Debatte über die Ände­
rung der Gemeindewahlordnung waren bis zur 
Mitte der Wortmeldungen von Professor Wiesinger 
von dßr alles in dieser Stadt verantwortenden 
Mehrheit ungefähr ein Viertel der Abgeordneten im 
Saal, dann die Hälfte, und jetzt könnnen Sie zählen 
und sich den Prozentsatz ausrechnen. Das muß 
man auch einmal sagen. (Abg. Hirsch: Und wie viele 
sind denn von Ihrer Fraktion anwesend, auch bei 
Ihren eigenen Rednern?) 

Wenn wir das prozentuell umlegen, Herr Kollege 
Hirsch, haben wir sofort die Mehrheit. Das i1,t kein 
Problem, darauf würde ich mich an Ihrer Stelle 
nicht einlassen. 

Aber bleiben wir beim liebsten Kind Ihres gro­
ßen Vorsitzenden Leopold Gratz, nämlich beim Per­
sönlichkeitswahlrecht, denn da könnte man sagen: 
Es liegt noch kein ausgefeilter Vorschlag auf dem 
Tisch, es war keine Grundlage, darüber ausführlich 
zu reden. 

Am 26. September 1977 haben die Abgeordneten 
Goller, Hahn, Lehner und Neusser zwei ausführli­
che Anträge, die vorzulesen ich Ihnen jetzt erspare 
- der eine hat, glaube ich, 20 Seiten und der andere· 
5 Seiten ~, vorgelegt. 

Nun kann man gewiß der Meinung sein, wie das 
Leopold Gratz in seinem Buch, das ich zitiert habe, 
auch zugegeben hat, daß man in den verschiedenen 
Punkten darüber noch reden kann; das ist immer 
möglich! Aber es haben ja nicht einmal Gespräche 
stattgefunden, es ist nicht einmal darüber verhan­
delt worden, trotz der Aussage von Leopold Gratz: 
Mir scheint die Frage wichtig, und es könnte in der 
nächsten Legislaturperiode zu Verhandlungen dar­
über kommen. 

Ich glaube, hier steht doch schon auch die Glaub­
würdigkeit von Politik oder, sagen wir vielleicht 

besser, von Politikern auf dem Spiel. Man kann 
nicht so tun und sagen: Na ja, das, was ich damals 
gesagt habe, war in einer anderen Situation. - Die 
Menschen in diesem Land sind nicht so unaufmerk­
sam und haben kein so schlechtes Gedächtnis. Sie 
wissen haargenau, was gesagt worden ist, und es 
muß das, was einmal gesagt worden ist, in der Poli­
tik auch gelten. 

Wir haben aber gewußt, daß Sie aus verschiede­
nen Gründen unseren Anträgen nicht gleich ju­
belnd zustimmen werden, und so haben wir am 7. 
Jänner 1980, also nach Ihren Erklärungen in der 
,,Arbeiter-Zeitung", Ihnen drei verschiedene Mo­
delle hingelegt: das eine, das Sie selber damals vor­
geschlagen haben, das zweite, Einerwahlkreis mit 
Verhältnisausgleich, und das dritte, Listenwahl mit 
Vorzugsstimmen, und haben gesagt: Bitte, wir brin­
gen gar keinen Antrag dazu ein, reden wir darüber! 
Denn es haben ja Erhebungen, Umfragen und die 
Meinungsforschung bestätigt, daß vor allem in den 
städtischen Ballungsräumen die Bürger den Politi­
kern mit tiefer Skepsis gegenüberstehen und die 
Verdrossenheit und Wahlabstinenz nicht zuletzt 
ihre Ursache in diesem damals schon und seither 
immer wieder aufgezählten Fehlen eines direkten 
Verantwortungsverhältnisses zwischen Wählern 
und Gewählten haben. 

Wie sagte Leopold Gratz damals so richtig: 
,,Menschen sollen durch Menschen vertreten wer­
den." Das soll ermöglicht werden. Gerade dieser 
Vorschlag, den wir am 28. Jänner noch einmal, weil 
wir noch eine Chance geben wollten, eingebracht 
haben, hätte eigentlich Ihre helle Begeisterung her­
vorrufen müssen. - Geschehen ist wieder nichts! 

Jetzt könnte man noch viele Bestimmungen, auf­
zählen, bei denen Leopold Gratz gefunden hat, daß 
eine Weiterentwicklung der Stadtverfassung mög­
lich und nötig wäre. Ich erinnere nur an den Beitrag 
in „wien aktuell" anläßlich der letzten Änderung der 
Stadtverfassung, wo von einem weiteren Ausbau 
der Bürgerrechte die Rede gewesen ist. Einen sol­
chen Antrag haben wir auch am vergangenen Frei­
tag wieder eingebracht und haben gesagt: Die Bür­
gerrechte in Wien sind weiter zu entwickeln, gehö­
ren ausgebaut, verstärkte Kontrolle. 

Oder der seinerzeitige Gratz-Vorschlag, Untersu­
chungsausschüsse durch Minderheitsbegehren ein­
setzen und durchführen zu lassen: Nein, es ist alles 
nicht wahr, es hat alles keinen Sinn. Wer ist dafür, 
daß wir dagegen sind - und dagegen waren Sie ja 
dann auch. 

Diese Sitzung des gemeinderätlichen Personal­
und Rechtsausschusses hat keine fünf Minuten ge­
dauert. Der hinter meinem Rücken sitzende und 
wahrscheinlich mild lächelnde Stadtrat Nekula hat 
nur gesagt: Die Argumente sind bekannt. (Abg. Ed­
linger: Sie hätten sich ja melden können!) Ich habe 
mich gemeldet. (Abg. Edlinger: Was haben Sie denn 
gesagt: Bedauerlich!) Das ist auch sehr bedauerlich, 
Herr Edlinger. (Abg. Edlinger: Sie hätten ja eine 
Stunde reden können!) Es ist sehr bedauerlich, daß 
die Mehrheit über Vorschläge ihres eigenen Vorsit­
zenden einfach hinweggeht. 
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Ich frage mich nur: Wieso wundern Sie sich ei­
gentlich über die Politikerverdrossenheit unter der 
Jugend von heute so (Abg. Edlinger: Schauen Sie 
sich in den Spiegel!), wenn Sie dort, wo der Bürger 
mehr Rechte bekommen soll, dort, wo Entscheidun­
gen in eine kleinere Einheit verlagert werden sol­
len, dort, wo das vornehmste Bürgerrecht, das Wahl­
recht, verbessert werden soll, wenn Sie dort dann 
die Hand heben, wenn Sie gefragt werden: Wer ist 
dafür, daß wir dagegen sind? Und das ist die Mehr­
heit! 

Meine Damen und Herren! Nein, danke, das 
war die Mehrheit. Da sind wir für eine andere Art 
von Politik, für eine Bürgerpolitik und für eine 
Bürgerverfassung, die dem Bürger mehr Rechte, 
auch mehr Wahlrechte, gibt und nicht für eine Bür­
germeisterverfassung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Pfoch: Als nächster Redner zum Wort 
gemeldet ist der Herr Landeshauptmann. Ich er­
teile es ihm. 

Landeshauptmann Gratz: Herr Präsident! Hoher 
Landtag! Mit Ihrer gütigen Erlaubnis werde ich Sie 
einige Minuten in Anspruch nehmen. Wenn man so 
oft von einem anderen im Mund geführt wird, ent­
steht eben langsam das Bedürfnis, selbst auch ei­
nige Sätze dazu zu sagen. 

Zur Polemik, welche Mehrheit in diesem Haus 
nach den Wahlen sein wird, sage ich nichts. Sie ha­
ben mich zwar, Herr Kollege, bei diesem Appell um 
eine andere Mehrheit innig angeschaut, aber da 
dürfen Sie nicht mich anschauen, das werden ja 
doch die Wählerinnen und Wähler in Wien am 24. 
April entscheiden. 

Ich möchte nur eines sehr deutlich sagen: Sie ha­
ben aus meiner scherzhaften Bemerkung, ich hätte 
etwas Besseres zu tun, als ununterbrochen meine 
eigenen Reden zu lesen und mich daran vielleicht 
zu erfreuen, Sie haben aus dieser Bemerkung 
fälschlich geschlossen, ich distanziere mich von 
meinen eigenen Reden und Erklärungen. Und dazu 
nehme ich jetzt Stellung. 

Sie haben anscheinend ein Archiv meiner Reden 
und auch - ich bin dankbar dafür - Geld dafür 
ausgegeben, um das von Minister Broda, dem dama­
ligen Abgeordneten Broda, und mir verfaßte Buch 
anzuschaffen. (StR. Dr. Goller: Es ist vergriffen, 
schon Jahre! - Abg. Edlinger: Bestseller!) Es ist 
vergriffen, ich weiß, es haben es so viele gekauft. 

Herr Kollege! Sie haben aber anscheinend, statt 
zu verfolgen, was nach 1970 im Nationalrat gesche­
hen ist, jetzt nur einige Schlagworte wiedergege­
ben. 

Ich weiß schon, Verfassungsentwicklungen erfol­
gen nie schlagartig und nicht über Nacht. Aber ich 
bin .auf eines jetzt noch stolz: daß die sozialistische 
Mehrheit im Nationalrat - dort, wo es verfassungs­
ändernd war, natürlich gemeinsam mit der Öster­
reichischen Volkspartei - eine Reihe jener Forde­
rungen durchgesetzt hat, die wir als Minderheit er­
hoben haben, nicht zugunsten von uns, sondern all­
gemein zugunsten der Minderheiten im National­
rat. Darauf bin ich heute noch stolz, denn das be­
weist, daß wir diese Forderungen nic}:it aus der Au-

genblickssituation als Minderheit heraus erhoben 
haben. Das sind weite Bereiche gerade der Vor­
schriften über Untersuchungsausschüsse, über die 
Behandlung von Kontrollberichten, dringlichen An­
fragen und so weiter. (StR. Dr. Goller: Aber in Wien 

. setzen Sie sich nicht durch!) 
Ich beziehe Reformen nicht auf mich oder auf 

meine Anregungen, sondern das war die ganze 
Fraktion. Denn Demokratiereform durch Oktroi ist 
eine gefährliche Forderung. Zuletzt ist das mit den 
Patenten von 1848 bis 1865 passiert. Solche Refor­
men kann man nämlich auch geschwind wieder si­
stieren, wenn sie durch Oktroi gewährt worden 
sind. Also ich bin da schon eher für Beschlüsse und 
nicht für Einzelentscheidungen., 

Aber eines können Sie nicht abstreiten: Daß seit 
meinem Amtsantritt als Bürgermeister und seit der 
Gemeinderatswahl des Jahres 1973 eine Reihe von 
Minderheitsrechten im Gemeinderat ganz erheb­
lich verstärkt wurden und daß die Reformen alle 
keine Stärkung, wie Sie immer gesagt haben, der 
Mehrheitsfraktion bedeutet haben, sondern mit un­
serer Zustimmung, weil wir das für richtig halten, 
eine Stärkung der Minderheitsfraktionen bzw. eine 
Stärkung der Bürgermitbestimmung. Das muß man 
ganz ernsthaft und deutlich sagen. (Abg. Fürst: 
Warum können Sie die Bürgermitbestimmung dann 
in Wien - siehe Konferenzzentrum - nicht bestäti­
gen?) 

Beim Konferenzzentrum war es ein Volksbegeh­
ren. Und Sie wissen ganz genau, was ein Volksbe­
gehren bedeutet, nämlich eine Materie als Gesetz­
entwurf in den Nationalrat zu bringen. 

Aber eines lehne ich ab: Jene Demokratierufer, 
die hinausgehen und sagen: Demokratie, die ist 
dann gegeben, wenn alle mir sofort recht geben: 
Das ist nicht Demokratie! (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber ich wollte hier ja nicht polemisieren, son­
dern sagen: Wenn man sich in dieser letzten Land­
tagssitzung mit diesen Dingen beschäftigt, dann er­
warte ich kein Lob, aber daß jedenfalls nicht nur in 
den Raum gestellt wird, gar nichts wäre geschehen, 
sondern daß man anerkennt, daß in schwierigsten 
Materien, nämlich, wenn ich mich jetzt noch an das 
Parlament erinnere, in der Fortentwicklung der 
Bundesverfassung und des Geschäftsordnungsge­
setzes des Nationalrates, aber auch in der Fortent­
wicklung des Verfahrens im Gemeinderat ganz, 
ganz erhebliche Fortschritte erzielt wurden. 

Zum Wahlrecht sage ich Ihnen eines: Ich bin 
nach wie vor Anhänger eines Systems, das den Pro­
portionalausgleich, auch in ganz Österreich, mit 
einem Einerwahlsystem l<ombiniert. Ich stehe mit 
Abwandlungen - man kann über Systeme sehr, 
sehr lang reden - noch immer zu dem, was ich in 
den sechziger Jahren für den Nationalrat vorge­
schlagen habe. 

Aber ich möchte nicht in Erinnerungen wühlen. 
Es ändern sich auch hier Einstellungen. Diese Re­
form ist nicht zustande gekommen, weil die Öster­
reichische Volkspartei die Mitwirkung an einer ent­
sprechenden Verfassungsänderung abgelehnt hat, 
die nämlich den echten spiegelbildlichen Proporz 
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im Nationalrat bedeutet hätte. Das hat die ÖVP zu 
einer Zeit, in der das damalige Wahlrecht einen Bo­
nus für sie enthalten hat, abgelehnt. Auch darauf 
möchte ich hinweisen. 

Die zweite Etappe war dann die kleine Wahl­
rechtsänderung des Jahres 1971, die zwar die Pro­
portionalvertretung verbessert hat, aber natürlich, 
weil dies ohne Verfassungsänderung erfolgen 
mußte, sicherlich nicht das gebracht hat, was ich 
mir als Optimum vorstelle. 

Wenn man auf allen Seiten bereit ist, auch auf 
Ihrer Seite, meine Damen und Herren, über Verfas­
sungs- und Wahlrechtsfragen auch drei Wochen 
nach den Wahlen mit ebensolcher Anteilnahme und 
innerem Engagement zu reden wie vorher mit 
Schlagworten, dann bin ich überzeugt, daß wieder 
etwas weitergehen wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident rfoch: Weitere Wortme_ldungen liegen 
nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlos­
sen und erteile dem Berichterstatter das Schluß­
wort. 

Berichterstatter amtsführender Stadtrat Ne­
kula: Meine Damen und Herren! Die Diskussion 
über diese Materie hat bereits vor einer Woche be­
gonnen, es wurde eine Reihe von Anträgen seitens 
der Oppositionsparteien gestellt. Es ist auch heute 
erwähnt worden, daß diese Fragen im Ausschuß im 
Anschluß an die Landtagssitzung der vergangenen 
Woche behandelt worden sind. 

Es wurde heute der Vorwurf erhoben, daß keine 
Möglichkeit bestanden hätte, zu diskutieren. Ich 
stelle dazu fest, daß der Vorsitzende des Ausschus­
ses ausdrücklich gefragt hat, ob Wortmeldungen 
vorliegen. Seitens der Oppositionspartei hat sich 
nicht ein einziges Mitglied des Ausschusses gemel­
det, um den Standpunkt in diesen Anträgen neuer­
lich im Ausschuß zu interpretieren oder darzustel­
len. (Abg. Fürst: Das entspricht doch nicht den Tat­
sachen! Sprechen Sie nicht die Unwahrheit! - Abg. 
Edlinger: Halten Sie sich zurück! Der Kauer hat ge­
sagt: bedauerlich! Das war alles!) 

Wenn der Herr Mag. Kauer der Meinung war, 
daß ich hinter seinem Rücken lächle, dann muß ich 
sagen: Heute hätte ich bald geweint! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Erlau­
ben Sie mir, daß ich nun, nachdem heute schon so­
viel behauptet worden ist, Sektionschef Adamovich, 
den Leiter des Verfassungsdienstes, zitiere. Er hat 
in einem Schreiben, das an eine Persönlichkeit des 
Wiener Landtages gerichtet worden ist, unter ande-
rem ausgeführt: . 

„Die Abwicklung des Wahlverfahrens durch die 
Wahlkommissionen ist unbestrittenermaßen ein 
Hoheitsakt. Die Wahlkommissionen können auch 
sogenannte Sanktionsakte setzen, etwa Wähler aus 
gesetzlichen Gründen zurückweisen. Die Ausübung 
von Hoheitsakten ist an die Gebietshoheit der be­
treffenden Gebietskörperschaften gebunden, die an 
den Grenzen endet. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auf die Aus­
führungen bei Walter, Österreichisches Bundesver­
fassungsrecht, Wien 1972, veweisen. Ich verweise 
ferner auf die Regierungsvorlage 827 zu den Steno-

graphischen Protokollen des Nationalrates der 
XIV. Gesetzgebungsperiode. 

Besonders unterstreichen darf ich in diesem Zu­
sammenhang die folgenden Aussagen von Walter: 
Wie das Völkerrecht es jedem Staate grundsätzlich 
verwehrt, auf dem Gebiete eines anderen Staates 
Zwangsakte zu setzen, so ist es auch jedem Bundes­
land untersagt, durch seine Organe in einem ande­
ren Land Sanktionen zu setzen. 

Der Umstand, daß die Wiener Landtagswahlen 
gemeinsam mit den Nationalratswahlen durchge­
führt werden sollen und daß in Anwendung des Ar­
tikels 97 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz die für 
die Nationalratswahlen zu konstituierenden Wahl­
behörden auch für die Wiener Landtagswahlen tätig 
werden, ändert nichts an dieser verfassungsrechtli­
chen Qualifikation. Denn in diesem Fall werden die 
Bundesbehörden, soferne sie in Vollziehung der 
Wiener Landtagswahlordnung tätig werden, funk­
tionell als Landesbehörden tätig, so daß sich auch 
an den dargestellten verfassungsrechtlichen 
Schranken nichts ändert. 

Heute ist außerdem die Rechtsauffassung der 
Herren Univ.-Prof. Ermacora und Dr. Raschauer be­
kannt geworden. Sie gründet sich auf den im Arti­
kel 95 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz festgeleg­
ten Verfassungsgrundsatz, daß die Landtagswahl­
ordnungen die Bedingungen des aktiven und passi­
ven Wahlrechtes nicht enger ziehen dürfen als die 
Wahlordnungen zum Nationalrat. Dieer Grundsatz 
gilt mit einer gewisen Modifikation gemäß Arti­
kel 117 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz für die Ge­
meinderatswahlen. 

Dieses Prinzip muß selbstverständlich unter Be­
dachtnahme auf die strukturellen Unterschiede der 
einzelnen Wahlen interpretiert werden. Das bedeu­
tet, daß die Bedingungen für die Ausstellung von 
Wahlkarten bei Landtags- und Gemeinderatswah­
len nicht enger sein dürfen als bei Bundeswahlen. 
Nichts ergibt sich daraus für den Ort der W ahlaus­
übung. 

Wollte man der Auffassung Ermacoras folgen, so 
ergäbe sich geradezu die revolutionäre Konsequenz, 
daß für jede einzelne Gemeinderatswahl, für die in 
der betreffenden Wahlordnung die Ausstellung von 
Wahlkarten vorgesehen ist, die Wahlausübung im 
gesamten Bundesgebiet ermöglicht werden müßte. 
Daß nämlich das in Rede stehende Verfassungs­
prinzip unabhängig davon gesehen werden muß, ob 
Nationalratswahlen mit anderen Wahlen gleichzei­
tig abgehalten werden, ergibt sich wohl aus dem 
Wortlaut eindeutig." 

Meine Damen und Herren! Diese Stellung­
nahme des Leiters des Verfassungsdienstes ist an 
Vizebürgermeister Dr. Busek gegangen, und er hat 
dieses Schreiben, das ich eben zitiert habe, nun­
mehr auch dem Wiener Bürgermeister zur Verfü­
gung gestellt. 

Es ist damit eindeutig klargestellt, daß hier eine 
sehr wesentlich andere Aussage getroffen worden 
ist. 

Aber ich habe Verständnis, meine Damen und 
Herren, daß Vizebürgermeister Busek das letzte 
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Mal hier gesagt hat, es gehe im wesentlichen 
darum, daß ein Großteil der Wahlkartenwähler. dem 
oppositionellen Flügel zuzurechnen ist und d~. da­
her die Oppositionsparteien, Freiheitliche und OVP, 
ein wesentlich größeres Interesse d!:iran hätten, daß 
die Wahlkartenwähler Wien zugezählt werden. 

Die Strapazierung von Demokratie und Recht in 
diesem Zusammenhang scheint mir allerdings 
übertrieben zu sein. Es wäre ein Akt der Fairneß, 
wenn Sie gesagt hätten: Uns geht es darum, Mehr­
heiten zu erringen mit jedem Mittel. Das ist uns 
recht! (Abg. Fürst: Das ist doch ungeheuerlich! -
Abg. Hahn: Das war ein gräßlicher Ausrutscher!} 

Meine Damen und Herren! Die Interpretation 
der Wahlordnung dazu zu benützen, um Mehrheiten 
zu erreichen, die Ihnen die Wähler nicht geben, wird 
Ihnen auch in diesem Zusammenhang nicht gelin­
gen, weil von Verfassungsrechtlern eindeutig fest­
gestellt worden ist, daß dieser Vorgang, den Sie so 
sehr in Frage gestellt haben, durchaus richtig ist. 
(Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Ich möchte festhalten: Ausgehend davon, daß 
wir am 24. April Nationalratswahlen vorgesehen 
hatten, stand bisher in Wien der 16. Oktober als Ter­
min für die Landtags- und Gemeinderatswahl fest. 

In diesem Zusammenhang ist eindeutig klar: 
Wenn wir am 16. Oktober gewählt hätten, hätten die 
Wiener Wahlkarten weder in Tirol noch in Vorarl­
berg Gültigkeit gehabt, weil es dort gar keine Kom­
missionen gegeben hätte, die diese Karten entge­
gengenommen hätten. (Abg. Fürst: Mit der Brief­
wahl wäre es möglich gewesen!} Bleiben wir bei 
dem einen, Herr Fürst. Herumreden nützt ja nichts. 

Es steht also fest, daß wir am 16. Oktober keine 
Wahlkarten in Tirol oder Vorarlberg hätten abge­
ben können. (Neuerliche lebhafte Zwischenrufe bei 
der ÖVP.} 

Meine Herren! Wenn Sie noch so viel schreien, 
die Tatsache können Sie nicht . zudecken. (Abg. 
Dr. Hirnschall: Es wäre aber kein Wähler getäuscht 
worden! Jetzt wird er getäuscht!} 

Ich darf festhalten, daß dieser Umstand eindeu­
tig klargestellt ist und daß Verfassungsrechtler, so­
weit sie nicht der Österreichischen Volkspartei als 
Abgeordnete angehören, in diesem Punkt einer we­
sentlich anderen Auffassung sind als parteipolitisch 
Gebundene. Ich möchte das sehr deutHch sagen. 

Als letztes darf ich vielleicht sagen, meine Da­
men und Herren, daß Fragen der technischen Ab­
wicklung aufgeworfen worden sind. 

Ich möchte dazu im Wiener Landtag eine klare 
und eindeutige Stellungnahme beziehen. Wir haben 
das Wahlkartensystem in den Jahren nach dem 
Zweiten Weltkrieg systematisch geändert. Erinnern 
Sie sich daran, unter welch schwierigen Umständen 
früher einmal Wahlkarten erhältlich waren: Sie 
mußten Betriebsbestätigungen bringen, Sie mußten 
Nachweise vom Arzt bringen und so weiter. 

Wir sind nunmehr der Auffassung, daß dieses 
Verfahren, Hand in Hand mit der gesellschaftlichen 
Entwicklung gehend, liberalisiert werden sollte. Es 

1 

ist auch liberalisiert worden, so daß wir heute rund 
66.000 Wahlkartenwähler haben. 

Um diesen Menschen die Möglichkeit zu geben, 
ihr Wahlrecht in Wien auszuüben, werden wir an 
den Ausfallstraßen der Stadt Wahlkartenlokale ein­
richten und außerdem die Wahlzeit von 17 auf 
18 Uhr verlängern, so daß auch jene Ausflügler, die 
glauben, an diesem Tag einen Ausflug machen zu 
müssen, noch bis in die Abendstunden Zeit haben, 
von ihrem Wahlrecht Gebrauch zu machen, das sie 
einmal in vier Jahren ausüben, wobei man in einer 
Demokratie durchaus erwarten kann, daß sie ein­
mal um eine Stunde früher nach Hause fahren, um 
an diesem Abend ihr Wahlrecht auszuüben. 

Ich darf darüber hinaus mitteilen, daß wir jedem 
Wahlkartenwähler, das heißt jedem Bürger dieser 
Stadt, der eine Wahlkarte beantragt, mündlicl?,, so­
weit er persönlich zur Wahlbehörde kommt, und 
schriftlich, soweit er die Wahlkarte schriftlich bean~ 
tragt, mitteilen werden, in welcher Form er vom 
Wahlrecht für den Nationalrat beziehungsweise für 
den Gemeinderat und Bezirksvertretungen Ge­
brauch machen kann. Wir werden ihn ausdrücklich 
darauf aufmerksam machen, daß ein Splitting der. 
Stimme nicht möglich ist. 

Es wird also auch von der Behörde alles unter­
nommen, um den Wähler, den Wahlberechtigten zu 
informieren. 

Was den Beschlußantrag betrifft, bitte ich, nach­
dem sich hier nichts Wesentliches geändert hat, die 
gleiche Haltung einzunehmen und diesen Antrag 
abzulehnen. 

Im übrigen darf ich Sie bitten, den gestellten An­
trägen Ihre Zustimmung zu erteilen. (StR. Dr. Gol­
ler: Gegen die Wähler!} 

Präsident Pfoch: Wir kommen nunmehr zur· Ab-
stimmung. 

, . 

Gegen- oder Abänderungsanträge wurden nicht 
gestellt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der 
Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster 
Lesung ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu 
erheben. -::- Danke. Das ist einstimmig in erster Le-
sung beschlossen. · 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort 
die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Wider­
spruch erfolgt nicht. Ich bitte daher jene Mitglieder 
des Landtages, die dem Gesetz auch in zweiter Le­
sung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der 
Hand. - Ich danke. Das Gesetz ist somit auch in 
zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Den Beschlußantrag, eingebracht von Mag. 
Kauer und Genossen, empfiehlt der Berichterstat­
ter zur Ablehnung. 

Wer dem Antrag seine Zustimmung gibt, den 
bitte ich, ein Zeichen mit der Hand zu geben. -
Danke. Das ist die Minderheit und somit abgelehnt. 

Wir kommen zur Post 3. Sie betrifft die erste Le­
sung der Vorlage des Gesetzes zur Durchführung 
des Übereinkommens vom 3. März 1973 über den in­
ternationalen Handel mit gefährdeten Arten freile­
bender Tiere und Pflanzen. 
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Berichterstatter ist Herr amtsführender Stadt­
rat Schieder. Ich bitte ihn, die Verhandlungen ein­
zuleiten. 

Berichterstatter amtsführender Stadtrat Schie­
der: Herr Präsident! Hoher Landtag! Die Menschen­
affen, viele Krokodilarten, zahlreiche Tier- und 
Pflanzenarten unserer Erde, vom Leoparden über 
den Jaguar bis zum indischen Elefanten und zur 
echten Schildkröte, sind vom Aussterben bedroht. 

Die im Juni 1972 in Stockholm abgehaltene Kon­
ferenz der Vereinten Nationen, betreffend die 
menschliche Umwelt, hat in einer ihrer Grundsatz­
erklärungen die Staaten unter anderem dazu aufge­
rufen,. die Naturschätze der Erde, insbesondere 
auch die Pflanzen- und Tierwelt, für künftige Gene­
rationen zu schützen und ihren Lebensraum, der 
durch das Zusammentreffen ungünstiger Faktoren 
ernsthaft gefährdet ist, zu bewahren. 

Im Einklang mit dieser Grundsatzerklärung hat 
damals die Stockholmer Konferenz auch die Emp­
fehlung verabschiedet, die Staaten mögen ein Ab­
kommen über die Ein-, Aus- und Durchfuhr von 
wildlebenden Tieren und Pflanzen ausarbeiten. 

Bei der Konferenz in Washington am 3. März 
1973 wurde dann das Übereinkommen über den in­
ternationalen Handel mit gefährdeten Arten freile­
bender Tiere und Pflanzen abgeschlossen. 

Mittlerweile sind zahlreiche Staaten diesem 
Übereinkommen beigetreten. Da letztlich beinahe 
alle Handelspartner Österreichs Vertragsstaaten 
des Übereinkommens geworden sind, hat auch 
Österreich im Jahre 1982 seinen Beitritt erklärt. 
Das Übereinkommen ist am 27. April 1982 für Öster­
reich in Kraft getreten. 

Auslösendes Moment für das Zustandekommen 
des Übereinkommens über den internationalen 
Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere 
und Pflanzen war die Erkenntnis, daß in der ganzen 
Welt eine beträchtliche Anzahl von in der freien Na­
tur lebenden Tier- und Pflanzenarten tatsächlich 
vom Aussterben bedroht ist. Die Ursache hiefür ist 
in der wirtschaftlichen Ausbeutung gelegen, die 
zum Teil unkontrolliert, zum Teil entgegen beste­
henden Schutzvorschriften erfolgt. 

Die Staaten, in denen sich . der natürliche Le­
bensraum dieser Tiere und Pflanzen befindet, kön­
nen durch bestehende Schutzvorschriften die be­
drohte Tier- und Pflanzenwelt nicht in ausreichen­
dem Maße schützen. Die Entstehung äußerst ge­
winnbringender internationaler Märkte und die 
Entwicklung des Transportwesens haben es mit 
sich gebracht, daß mit der bisher üblichen Art des 
Schutzes nicht mehr das Auslangen gefunden wer­
den konnte. Vielmehr war es notwendig geworden, 
auf internationaler Ebene ein System der Kontrolle 
zu schaffen, das die nationalen Schutzmaßnahmen 
verstärkt und ergänzt. 

Durch das Washingtoner Übereinkommen ist die­
sen Intentionen Rechnung getragen worden, wobei 
der Grundgedanke des Kontrollsystems folgender 
war: Die Importländer, in denen sich-die Märkte für 
Tiere und Pflanzen oder Erzeugnisse befinden, die 
dem Übereinkommen unterliegen, sollen verhin-

dern, daß illegal aufgebrachte und aus dem Ur­
sprungsland aus geschmuggelte Ware bei ihnen ver­
marktet wird. Gelingt es, diese Vermarktung zu un­
terbinden, dann ist der finanzielle Anreiz für die 
illegale Verwertung beseitigt. 

Aufgrund der österreichischen Rechtslage war 
es klar, daß die Vollziehung des Übereinkommens 
in Österreich im Hinblick auf die Kompetenzbe­
stimmungen der Bundesverfassungsgesetze durch 
den Bund und durch die Länder erfolgen muß. 

Der internationale Handel, somit die Regelung 
der Einfuhr selbst, der Ausfuhr und der Wiederaus­
fuhr ist in Gesetzgebung und Vollziehung Sache des 
Bundes. Angelegenheiten des Artenschutzes und 
des Tierschutzes, wie die Feststellung des tier­
schutzgerechten Transportes zum Beispiel oder die 
Feststellung, ob ein Tier in Gefangenschaft gezüch­
tet wurde oder aus künstlicher Vermehrung hervor­
gegangen ist etc., stehen den Ländern zu, und zwar 

. in Gesetzgebungs- und Vollziehungskompetenz. 
Diese Kompetenzlage führt dazu, daß das Über­

einkommen nicht, wie das in anderen Staaten der 
Fall ist, von einer zentralen Stelle vollzogen wird, 
sondern daß die Vollziehung zwischen Bundes- und 
Landesbehörden geteilt ist. Eine Reihe von Voll­
zugsakten der Bundesbehörden setzt eine Entschei­
dung der Landesbehörden voraus. 

In der Praxis bedeutet dies, daß der Bund zur 
Durchführung dieses Übereinkommens ein eigenes 
Bundesdurchführungsgesetz erlassen hat und daß 
die !:,änder zur Erle~chterung und Durchführung 
des Ubereinkommens Landesgesetze erlassen müs­
sen. 

Damit also dieses bedeutende W ashingtoner Ab­
kommen, dem unsere Republik beigetreten ist, auch 
tatsächlich vollzogen wird, damit seinen Intentio­
nen auch in Österreich Rechnung getragen wird, be­
darf es in allen neun Bundesländern der Erlassung 
von Landesgesetzen, sonst bleibt dieses Abkommen 
für uns ein Stück Papier, das nur in manchen 
Grenzbereichen zu vollziehen ist. 

Deshalb hat Wien gesagt: Wenn wir das, was 
hier im Weltmaßstab die Menschen fordern, all 
diese Bemühungen, diese Tiere und Pflanzen zu 
schützen, wenn wir das wirklich wollen, dann müs­
sen wir raschest ein eigenes Landesgesetz machen. 

Dieses Landesgesetz liegt nun vor. Es liegt vor 
mit der Absicht, auch als kleines Bundesland im 
Weltmaßstab unseren Beitrag zum Schutz dieser 
Tier- und Pflanzenarten zu leisten. 

Es geht uns nicht darum, jemand seine echte 
Schildkrötensuppe, sein Pulverchen oder seinen 
Mantel zu vergällen, es geht uns darum, den Handel 
mit diesen Produkten zu unterbinden, damit nicht 
Tiere aussterben müssen, nur damit sich manche 
diesen sonderbaren Luxus leisten können. 

Wir haben dieses Landesgesetz der Begutach­
tung zugeführt, und ich ersuche den Landtag um 
Annahme. 

Es ist ein gutes Beispiel, wie auch ein einzelnes 
Land etwas tun kann, was im Weltmaßstab Bedeu­
tung hat, wie auch ein einzelnes Land, in dem die 
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Mehrzahl dieser Tier- und Pflanzenarten überhaup.t 
nicht vorkommt, beitragen kann, daß es auf einem 
Gebiet der Natur in der ganzen Welt gerechter.und 
fairer zugeht. 

Damit diese Tier- und Pflanzenarten ihre 
Chance bekommen, legen wir das G.esetz vor, und 
ich ersuche Sie, Hoher Landtag, um die Zustim­
mung. 

Präsident Pfoch: Ich danke. 
Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt keine 

Wortmeldung vor. Wir kommen somit gleich zur Ab­
stimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der 
Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster 
Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zei­
chen mit der Hand. - Ich danke. Das ist stimmen­
einhellig. Das Gesetz ist somit in erster Lesung an­
genommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort 
die zweite Lesung vornehmen. - Ein Widerspruch 
erfolgt nicht. 

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, wenn 
Sie dem Gesetz nun auch in zweiter Lesung Ihre 
Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der 
Hand. - Ich danke. Somit ist das Gesetz auch in 
zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Die Post 4 der heutigen Tagesordnung betrifft 
den Abschluß einer Vereinbarung gemäß Artikel 
15 a Bundes-Verfassungsgesetz über die Kranken­
anstaltenfinanzierung und die Dotierung des Wa­
serwirtschaftsfonds, wofür gemäß § 139 Abs. 2 der 
Wiener Stadtverfassung die Zustimmung des Land­
tages erforderlich ist. 

Berichterstatter ist Herr amtsführender Stadt­
rat Mayr. Ich ersuche ihn, die Verhandlungen einzu­
leiten. 

Berichterstatter amtsführender Stadtrat Hans 
Mayr: Herr Prä_sident! Hoher Landtag! Es hat be­
reits einmal eine Vereinbarung gemäß Artikel 15 a 
Bundes-Verfassungsgesetz über die Krankenanstal­
tenfinanzierung und die Dotierung des Wasserwirt­
schaftsfonds gegeben, die vom Wiener Landtag am 
27. Juni 1978 genehmigt und mit Landesgesetzblatt 
Nr. 22/1978 für das Laµd Wien kundgemacht wurde. 

Diese Vereinbarung ist aufgrund einer Kündi­
gung durch das Land Salzburg mit 31. Dezember 
1982 außer Kraft getreten. In sehr langen und sehr 
schwierigen intensiven Verhandlungen ist es gelun­
gen; eine neuerliche Vereinbarung herbeizuführen. 

Inhalt dieser Vereinbarung war - ich d~rf das 
nur ganz kurz skizzieren - folgender: 

Die bisherige Regelung des Krankenanstalten­
Zusammenarbeitsfonds, die in zwei Teiltranchen 
eine Unterstützung für die Spitalerhalter bedeutet 
hat, wobei zum größeren Teil der Abgang der Spitä­
ler und zum kleineren Teil die Pflegetage Parame­
ter für die Verteilung der Zuschüsse waren, ist un­
verändert geblieben. Es ist ein dritter Topf, wie das 
im Jargon geheißen hat, eingeführt worden, wobei 
im Jahre 1983 in diesen dritten Topf zusätzliche 385 
Millionen und im Jahre 1984 zusätzliche 400 Millio.:. 
nen Schilling einfließen. . 

Während also die bisher dem Krankenanstalten­
Zusamm~narbeitsfonds zufließenden Mittel in der 
bisherigen Form verteilt werden, wird dieser Teilbe-· 
trag 3 ausschließlich nach leistungsbezogenen Para­
metern auf die einzelnen Krankenanstalten aufge­
teilt. 

Wir haben gemeint - es handelt sich dabei um 
eine Größenordnung, die etwas mehr als 10 Prozent 
der anderen Fondsmittel beträgt - , daß man hier 
doch den Versuch unternehmen sollte, vom Ab­
gangsbezogenen bzw. von Pflegetagen wegzukom­
men und zu Leistungszuschüssen zu kommen. Hier 
wäre eine gute Basis dafür gegeben. 

Es werden also 15 Prozent der Mittel dieses Teil­
betrages 3 für die Ausbildung von Ärzten, Kranken­
pflegeperspnal und medizinisch-technischem Perso­
nal bestimmt. Diese Mittel werden im Verhältnis 
der Zahl der in den Krankenanstalten in Ausbil­
dung befindlichen Personen zu verteilen sein. 

Hier war natürlich zu gewichten; Für die Ärzte 
wird ein Gewichtungsfaktor 1, für Pflege- und Fach­
schüler und -schülerinnen ein Gewichtungsfaktor 
von 0,5 und für Schüler und Schülerinnen des geho­
benen Dienstes ein Faktor 0,7 angewandt. 

20 Prozent der Mittel dieses Teilbetrages 3 wer­
den für die Finanzierung von Ambulanzleistungen 
bestimmt sein. Diese Mittel werden im Verhältnis 
der Anzahl der ambulanten Fälle pro Krankenan­
stalt, wieder gewichtet nach der Versorgungsstufe 
der Krankenanstalten, zu verteilen sein. 

Ich darf hier nebenbei bemerken, daß ja allge­
mein bekannt ist, daß wir die Krankenanstalten in 
gewisse Stufen, in Standard- und Schwerpunktspi­
täler, eingeteilt haben. 

Weitere 20 Prozent der Mittel werden für die Fi­
nanzierung ausgewählter Leistungen der Spitzen­
versorgung bestimmt sein. Die Verteilung dieser 
Mittel wird auf die Krankenanstalten im Verhältnis 
von Leistungspunkten erfolgen. Diese Leistungs­
punkte werden nach einem Leistungskatalog, in 
welchem ausgewählte Leistungen unterschiedlich 
bewertet werden, pro erbrachter Leistung vergeben. 

Auch dieser Punkt ist innerhalb der Krankenan­
staltenträger Länder und Bund ausverhandelt und 
stellt eine bereits gegebene Basis für die Berech­
nung dar. 

15 Prozent der Mittel dieses Topfes 3 werden für 
die Finanzierung von Leistungen an Fremdpatien­
ten bestimmt sein; diese Mittel werden im Verhält­
nis der Zahl der Fremdpatieriten, gewichtet nach 
der Versorgungsstufe der Krankenanstalten, ver­
teilt werden. 

Hier ist ein noch offener Punkt in diesem Ab­
kommen: Die Länder haben in einer Nebenabrede 
vereinbart, daß die Definition der Frage „Was ist ein 
Fremdpatient?" noch gesondert auszuhandeln sein 
wird. Als Terminsetzung ist der 31. März dieses J ah­
res vorgesehen. Bis dorthin wäre eine solche Rege-
lung zu finden. · 

Ich darf dazu bemerk:e'n, daß, glaube ich, gestern 
beim Wiener Magistrat. ein V 9rschlag eingelangt ist, 
nach dem für das Jahr 1983 für einen Fremdpatie:r:i--
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ten der Wohnort des Patienten zugrunde gelegt 
wird und für das Jahr 1984 der zuständige Sozial­
versicherungsträger. 

Mir erscheint eine derartige Vorgangsweise ver­
waltungsmäßig nicht durchführbar, und ich darf 
auch sagen warum. 1983 wäre problemlos; der 
Wohnort eines Patienten ist jedem Spital bekannt, 
in dem er aufgenommen wird. 

Was die Frage des zuständigen Krankenversi­
cherungsträgers betrifft, läßt sich bei einigen Kran­
kenversicherungsträgern, die bundesweit tätig sind, 
schon gar nicht mehr daraus schließen, zu welchem 
Bundesland der betreffende Versicherte gehört. 

Darüber hinaus hat ja in vielen Fällen die Kran­
kenversicherung, also der Versicherungsträger, 
nicht nur für den direkt Versicherten vorzusorgen, 
sondern auch für seine Angehörigen. Es stellt sich 
also die Frage, warum einer, der bei der Steirischen 
Gebietskrankenkasse zwar versichert ist, der aber 
samt seiner Familie in Kärnten wohnt, noch als 
Steirer gilt, wenn er sich dort ins Spital legt, aber 
warum seine Familie, die in Kärnten wohnt und für 
die Kärnten die Zuteilung von gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben bekommt, dann ebenfalls als Stei­
rer zäh~en sollte. Das ist erstens nicht einzusehen 
und zweitens von den Spitälern her praktisch nicht 
zu administrieren. 

Über die Frage der Definition der Fremdpatien­
ten wird also bis zum 31. März dieses Jahres noch 
eine Vereinbarung zwischen den Bundesländern zu 
treffen sein. 

25 Prozent der Mittel werden für eine degressive 
Bezuschussung der Belagstage bestimmt sein. 
Hiezu ist es notwendig, die Normbelagstage für jede 
Anstalt zu ermitteln. Für die Ermittlung dieser. 
Normbelagstage wird die Summe aller Belagstage 
der Krankenanstalten der gleichen Versorgungs­
stufe durch die Summe der stationären Patienten 
derselben Krankenanstalten dividiert. Der Quotient 
bildet die typenspezifische Belagsdauer. Die typen­
spezifische Belagsdauer, vervielfacht mit der Zahl 
der stationären Patienten der jeweiligen Anstalt, er­
gibt die Normbelagstage. 

Hier wird der Versuch unternommen, sozusagen 
jene Spitäler zu prämieren, die eine kürzere Aufent­
haltsdauer erarbeiten können, weil das nicht nur 
dem Patienten entgegenkommt, der ja in der Regel 
nicht gern im Spital liegt, sondern sehr viel lieber 
wieder zu Hause ist, sondern auch dem Spital­
erhalter, für den ein kürzerer Spitalaufenthalt eine 
Verkürzung der Belagsdauer bedeutet, was zwar 
mit höheren spezifischen Kosten pro Tag, aber doch 
mit geringeren volkswirtschaftlichen Kosten ver­
bunden ist. 

5 Prozent werden schließlich als Abgeltung für 
den Einnahmenausfall bei Verkürzung der Belags­
dauer verteilt. 5 Prozent, also ein relativ geringer 
Prozentsatz, deswegen, weil sonst jene Spitäler, die 
diese Bemühungen zur Verkürzung der Belagsdauer 
bereits früher unternommen haben, benachteiligt 
wären gegenüber jenen, die jetzt erst Bemühungen 
unternehmen, die Belagsdauer zu verkürzen. 

Der Gesamteffekt, meine sehr geehrten Damen 

und Herren, ist, daß nicht nur diese 385 beziehungs­
weise 400 Millionen Schilling in diesen beiden Jah­
ren zusätzlich in den Krankenanstalten-Zusam­
menarbeitsfonds einfließen, sondern auch der An­
teil Wiens bei den ersten Verteilungstöpfen unver­
ändert bleibt - und ich möchte dazusagen: unver­
ändert hoch bleibt - und beim Topf 3, der, wie ge­
sagt und wie bewiesen, ausdrücklich nach leistungs­
bezogenen Kriterien verteilt wird, ebenso hoch ist 
wie bei den beiden anderen Teilbeträgen - ein Be­
weis dafür, daß die Leistungen der Wiener Spitäler 
und der Aufwand für die Wiener Spitäler sehr wohl 
in einem ursächlichen Zusammenhang stehen. 

Darüber hinaus leisten die Länder und die Ge­
meinden weiterhin einen Beitrag an den Wasser­
wirtschaftsfonds. Es ist bei dieser Gelegenheit ge­
lungen, die Wiener Bezirke selbständigen Ortschaf­
ten gleichzusetzen. Der Wasserwirtschaftsfonds un­
terscheidet bekanntlich bei der Höhe der Beiträge 
für einen Wasserschutzbau oder einen Wasserbau 
danach, ob es eine örtliche, überörtliche oder regio­
nale Anlage ist. Bisher wurde aus der Tatsache, daß 
Wien formal ein einziges Gemeindegebiet ist, im­
mer geschlossen, daß alle Anlagen in Wien örtliche 
Wasserleitungsanlagen sind. 

Aufgrund der nunmehrigen Vereinbarungen 
sind Wasserleitungsvorhaben, die mehr als einen 
Wiener Gemeindebezirk betreffen, als überörtliche 
Anlagen anzusehen, was für uns eine wesentliche 
Verbesserung bei der Kreditgewährung durch den 
Wasserwirtschaftsfonds bedeutet. 

Ich darf zusammenfassend sagen: Die Kündi­
gung, die das Land Salzburg beim Krankenanstal­
ten-Zusammenarbeitsfonds ausgesprochen hat, hat 
zu einer besseren Dotierung des Fonds geführt, von 
der wir aufgrund der Leistungen der Wiener Spitä­
ler mehr als 30 Prozent bekommen. Sie hat gleich­
zeitig dazu geführt, daß der Wasserwirtschaftsfonds 
weiterhin im bisherigen Ausmaß aus den Erträgen 
der Umsatzsteuer dotiert wird. Unsere Kredithöhe 
im einzelnen Wasserbau ist aber durch unsere Ver­
handlungen um zehn Prozentpunkte angestiegen. 

Ich glaube, daß das ein Erfolg ist, den ich mit 
Stolz dem Wiener Landtag berichte. Ich darf Sie bit­
ten, den dazugehörigen Vereinbarungen die Zustim­
mung zu geben und damit die Rechtswirksamkeit 
dieser Vereinbarung gemäß Artikel 15 a herbeizu­
führen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Pfoch: Ich danke. 
Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wort­

meldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstim­
mung. Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die 
dem Abschluß der vorliegenden Vereinbarung ihre 
Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der 
Hand. - Danke. Das ist ein einstimmiger Beschluß. 

Damit ist auch die Tagesordnung der heutigen 
Sitzung erledigt. Ich gestatte mir noch, ein paar Mi­
nuten um Ihre Aufmerksamkeit zu bitten. 

Meine sehr geehrten Abgeordneten des Wiener 
Landtages! Die heutige Sitzung ist voraussichtlich 
die letzte der laufenden Legislaturperiode. Ich 
möchte Ihnen noch davon Kenntnis geben, daß in 
der vergangenen Gesetzgebungsperiode der Wiener 
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Landtag die heutige Sitzung eingeschlossen -
insgesamt 34 Sitzungen abgehalten hat. Davon wa­
ren zwei Festsitzungen, und zwar am 13. Mai 1980 
aus Anlaß des 25jährigen Bestehens des Österrei­
chischen Staatsvertrages, und am 16. Dezember 
1981 begingen wir die Feierlichkeit anläßlich des 
60. Jahrestages der Begründung Wiens als selbstän­
diges Bundesland. 

Von der durch die Verfassungsnovelle 1978 ge­
schaffenen Möglichkeit, mündliche Anfragen zu 
stellen, wurde in 18 Fragestunden Gebrauch ge­
macht, wobei mehr als 170 mündliche Fragen ge­
stellt und beantwortet worden sind. 

In Geschäftssitzungen wurden 72 Gesetzesvorla­
gen - elf neue Gesetze und 61 Novellen - be­
schlossen. 

Unter den elf neuen Gesetzen befanden sich 
auch drei für die unmittelbare Demokratie sehr 
wichtige Gesetze, nämlich das Wiener Volksbefra­
gungsgesetz, das Wiener Volksabstimmungsgesetz 
und das Wiener Volksbegehrengesetz. 

Daneben scheinen mir noch besonders erwäh­
nenswert die Beschlüsse, die zu einem neuen 
Kleingartengesetz in Wien geführt haben, die Ver­
tragsbedienstetenordnung 1979, das Wiener Be­
dienstetenschutzgesetz, das Wiener Landeslehrer­
Diensthoheitsgesetz und auch das Gesetz über die 
Einhebung einer Abgabe auf unvermietete Woh­
nungen. 

Unter den 61 Novellen nehmen 20 Änderungen 
dienst- und besoldungsrechtlicher Vorschriften· so­
wie 14 Änderungen auf dem abgaberechtlichen Sek­
tor breiten Raum ein. 

Ich möchte hiezu nur die Wasserversorgungsge­
setznovelle, die der Luftreinhaltung und jene, die 
den Schutz gegen Baulärm zum Ziele hat, erwäh­
nen. 

Der Wiener Landtag erteilte auch in fünf Fällen 
die Genehmigung zum Abschluß yon Vereinbarun-

gen gemäß Artikel 15 a der Bundesverfassung mit 
dem Bund oder mit anderen Bundesländern. Darun­
ter befanden sich wichtige Vereinbarungen, wie 
zum Beispiel die Vereinbarung mit dem Bund über 
Vorhaben in der Bundeshauptstadt Wien, an wel­
chen der Bund und das Land Wien interessiert sind, 
sowie eine neue Vereinbarung über die Krankenan­
staltenfinanzierung und die Dotierung des Wasser­
wirtschaftsfonds, die wir eben beschlossen haben. 

Aus der Tatsache, daß fast alle in der Legislatur­
periode eingebrachten Gesetzesvorlagen Stimmen­
einhelligkeit erreichten, ist für mich der Wille zur 
sachlichen Zusammenarbeit der im Wiener Landtag 
vertretenen politischen Parteien erkennbar. 

Hervorheben möchte ich noch, daß wir .die Kom­
petenzen des Wiener Landtages für die Wahl der 
Mitglieder des Bundesrates, zum Unvereinbarkeits­
ausschuß, zum Immunitätskollegium und zum Lan­
dessportbeirat entsprechend wahrgenommen ha-
ben. · 

So danke ich Ihnen, Herr Landeshauptmann 
Leopold Gratz, und den Mitgliedern der Wiener 
Landesregierung für die sorgsame und gute Vorbe­
reitung all dieser Beschlüsse, die der Wiener Land­
tag treffen konnte. 

Ich möchte mich bei den Herren Landtagspräsi­
denten Fritz Hahn und Otto Schweda für die mir 
stets gegebene Unterstützung bedanken. 

Ihnen, meine Damen und Herren, danke ich für 
die Mithilfe, die es ermöglichte, all das zu vollbrin­
gen, wofür wir Grund haben, Stolz zu empfinden: 

· auf eine konstruktive und auf eine erfolgreiche Ar­
beit für Wien und die Wiener. (Allgemeiner Beifall.) 

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächs.ten Sit­
zung werden auf schriftlichem Wege bekanntgege­
ben werden. 

Die Sitzung ist geschlossen. 
(Schluß um 14.30 Uhr.) 
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